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Drucksache IV/3230 


Bericht 

der Bundesregierung zur Frage der lohnbezogenen Abgaben 


l. 

Der Auftrag an die Bundesregierung 

Der 4. Deutsche Bundestag hat in seiner 13. Sitzung 
am 31. Januar 1962 einem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP zugestimmt, mit dem die Bundes- 
regierung aufgefordert wurde, bis zum 30. Juni 1962 
einen Bericht über die Möglichkeiten eines Aus- 
gleichs der gegenwärtigen Belastungen durch lohn- 
bezogene Abgaben vorzulcgen. Dieser Bericht sollte 
auch die Auswirkungen der einzelnen Anderungs- i 
möglichkcitcn auf die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung und auf einzelne Wirtschaftszweige ent- 
halten. 

Der interministerielle Arbeitskreis „Lohnbezogene 
Abgaben", in dem unter Federführung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung die Bundes- 
minisler für Wirtschaft, der Finanzen, für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten, für Familie und 
Jugend und des Innern mitarbeiten, hat das Pro- 
blem der lohnbezogenen Abgaben dem Auftrag des 
Bundestages entsprechend erneut untersucht und 
dabei die Frage der Möglichkeit eines Ausgleichs 
der Belastungen durch lohnbezogene Abgaben und 
der möglichen Auswirkungen einer Reform der Mit- 
telaufbringung zur gesetzlichen Sozialversicherung 
geprüft. Der interministerielle Arbeitskreis war der 
Auffassung, daß ein abschließender Bericht inner- ^ 
halb der gesetzten Frist nicht möglich sei. Er hielt | 
es für zweckmäßig, daß neben seinen eigenen Arbei- 
ten die im Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP enthaltenen Fragen Gegenstand eines 
wissenschaftlichen Forschungsauftrages sein sollten. 

Die Bundesregierung hat diesem Vorschlag zuge- 
stimmt und daraufhin dem Deutschen Bundestag am 
11. Juni 1962 zunächst nur einen Zwischenbericht 
zur Frage der lohnbezogenen Abgaben vorgelegt, 
dem als Anlage eine Übersicht über das System der 
Sozialen Sicherheit und über die Mittelaufbringung 
in den Staaten der EWG, in Großbritannien und 
Dänemark beigefügt worden war. Auf diesen Zwi- 
schenbericht der Bundesregierung — Drucksache 
IV/579 — wird Bezug genommen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat das Institut für Wirtschaftspolitik an der Uni- 
versität Köln beauftragt, die „Möglichkeiten eines 
Ausgleichs der gegenwärtigen Belastung durch lohn- 
bezogene Abgaben" zu untersuchen und in diese 
Untersuchung auch die Auswirkungen der einzel- 
nen Anderungsmöglichkeiten auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung und auf einzelne Wirtschafts- 
zweige einzubeziehen. 

Die Bundesregierung legt dieses Gutachten *) dem 
Deutschen Bundestag mit einer kurzen Inhalts- 

*) siche S. 25 ff. 


Wiedergabe und einem Bericht über weitere eigene 
Untersuchungen zur Frage der lohnbezogenen Ab- 
gaben vor. 


11 . 

Zusammengefaßte Inhaltswiedergabe des vom 
Institut für Wirtschaftspolitik an der Universi- 
tät zu Köln vorgelegten Gutachtens über die 
Möglichkeiten zum Ausgleich der gegenwärti- 
gen Belastung durch lohnbezogene Ausgaben 


A. Übersicht über den Gedankengang 
des Gutachtens 

Das ausführliche Gutachten des Instituts für Wirt- 
schaftspolitik entwickelt — ausgehend von dem 
Vorwurf mangelnder Wettbewerbsgerechtigkeit — 
anhand des Systems der lohnbezogenen Abgaben 
die verschiedenen Aspekte der Wettbewerbsneu- 
tralität. Es analysiert das gegenwärtige System, 
indem es die ihm zugrunde liegende Idee der anzu- 
strebenden Gleichheit von sozialen und privaten 
Kosten prüft und in ihrer Verwirklichung wertet. 
Es schildert die dem Grunde nach denkbaren Ände- 
rungen in der Mittelaufbringung zur Sozialen 
Sicherheit und die aus den einzelnen möglichen 
Reformen sich ergebenden Wirkungen auf das Sy- 
stem der Sozialen Sicherheit und auf die wirtschaft- 
liche Lage der Unternehmen und Wirtschafts- 
zweige. Der letzte Abschnitt des Gutachtens wählt 
sodann diejenigen der gedanklich möglichen Refor- 
men aus, die mit den einleitend formulierten Begrif- 
fen der Wettbewerbsneutralität vereinbar sind. 


B. Der Inhalt des Gutachtens im einzelnen 

1. Lohnbezogene Abgaben und das Problem der 
W ettbewerbsger echtigkeit 

Ausgehend von der Behauptung, lohnbezogene Ab- 
gaben benachteiligten lohnintensive Unternehmen 
im Wettbewerb gegenüber kapitalintensiven Kon- 
kurrenten, gibt das Gutachten drei mögliche Inter- 
pretationen des Begriffs der „Wettbewerbsgerech- 
tigkeit". 

a) Sozialabgaben sind „wettbewerbsncutral", wenn 
sie die bestehenden Verhältnisse der Gesamt- 
kosten der einzelnen Unternehmen in der V/irt- 
schaft nicht verändern. 

Eine zweite Interpretation des Begriffs „Wett- 
bewerbsneutralität" geht von der Unterscheidung 
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zwischen privaten Kosten und Sozialkosten aus. 
Unter Sozialkosten wird der Verbrauch von Gü- 
tern oder Dienstleistungen eines Unternehmens 
verstanden, für den es die Kosten nicht selbst 
trägt, der vielmehr vom Staat oder der Allge- 
meinheit getragen wird. Die Verbilligung eines 
bestimmten Produktionsfaktors (z. B. Zinsverbil- 
ligung) oder eines bestimmten Produkts durch 
Subventionen, die die Allgemeinheit in Form, 
von Steuern trägt, sind danach Sozialkosten. 
Private Kosten plus Sozialkosten ergeben die 
volkswirtschaftlichen Kosten. In diesem Sinne 
wird unter Wettbewerbsneutralität eine Situa- 
tion verstanden, in der keine Unternehmung 
Sozialkosten verursacht: Die privaten Kosten 
sind gleich den volkswirtschaftlichen Kosten 
(Äquivalenzprinzip) . 

c) Der Begriff der Wettbewerbsneutralität wan- 
delt sich noch einmal unter Gesichtspunkten der 
mittelstandspolitischen Diskussion. Hier wird 
hervorgehoben, daß bestimmte Vorteile, die z. B. 
das Steuerrecht, das Patentrecht usw. formell 
allen Unternehmen gewährt, praktisch nur von 
dem „größeren'' genutzt werden können. Dar- 
aus ergäben sich ungleiche Startchancen im Wett- 
bewerb. Die Entlastung der kleineren und mitt- 
leren Unternehmen durch Umverteilung der So- 
zialabgaben sei deshalb eine die Wettbewerbs- 
verzerrungen korrigierende Maßnahme, die zum 
Ziele hätte, zur Herstellung der Wettbewerbs- 
neutralität beizutragen. 


2. Das gegenwärtige System der lohnbezogenen 
Abgaben 

Der 2. Teil der Untersuchung behandelt die Grund- 
lagen des bestehenden Systems der Sozialen Sicher- 
heit. Dem bestehenden System liegt — unaus- 
gesprochen — der Gedanke zugrunde, daß jede 
Unternehmung die Kosten zu tragen hat, die sie 
verursacht, d. h., daß es keine Sozialkosten geben 
darf, die die Allgemeinheit über Steuern tragen 
muß. Dieser Gedanke wird jedoch durch die staat- 
lichen Zuschüsse zur Sozialversicherung durchbro- 
chen. Diese staatlichen Zuschüsse bewirken gleich- 
zeitig eine relative Bevorzugung arbeitsintensiver 
Unternehmen. 

Das Gutachten stellt fest, daß, je arbeitsintensiver 
ein Unternehmen ist, um so höher im allgemeinen 
auch seine Sozialabgaben, bezogen auf die Gesamt- 
kosten, sind. Relativ höher wären die kleineren und 
mittleren Betriebe durch Sozialabgaben nur dann 
belastet, wenn sie arbeitsintensiver sind als ihre 
größeren Konkurrenten. Das Gutachten, insbeson- 
dere der Anhang 1, zeigt, daß der vermutete Zu- 
sammenhang zwischen Unternehmensgröße und 
Arbeitsintensität nicht in der eindeutigen Weise be- 
steht, wie allgemein angenommen wird. Es trifft 
nicht zu, daß alle kleineren Unternehmen arbeits- 
intensivere Produktionsverfahren verwenden als 
die größeren. Auch innerhalb der Industriezweige 
trifft es nicht immer zu, daß die größeren Unter- 
nehmen kapitalintensiver produzieren als die klei- 
neren. 


3. Die Möglichkeiten zur Reform des derzeitigen 
Systems der Lohnbezogenheit der Sozialabgaben 

.Das Gutachten knüpft an das bestehende System der 
lohnbezogenen Abgaben an. Die Überlegungen zur 
Wahl von Änderungsmöglichkeiten gehen von fol- 
genden Ansatzpunkten aus: 

Bemessungsgrundlage 

Art der nominalen Beitragsfestsetzung 

Träger der Sozialabgaben. 

Das derzeitige System ist gekennzeichnet durch Ab- 
gaben in unterschiedlicher Höhe — infolge differen- 
zierter Beitragssätze in der Unfallversicherung und 
in der Krankenversicherung — die von der Bemes- 
sungsgrundlage Lohn erhoben werden. Träger der 
Sozialbeiträge sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

Alternative Änderungsmöglichkeiten ergeben sich, 
wenn gegenüber der derzeitigen Gestaltung der 
Mittelaufbringung eines oder mehrere der oben auf- 
geführten Elemente geändert wird. 

Änderungen in der Bemessungsgrundlage 

a) Bezugsmöglichkeiten innerhalb der Arbeitskosten 

Zu der Bemessungsgrundlage der Arbeitskosten 
rechnen alle die Bezugsgrößen, die in Zusammen- 
hang mit dem Produktionsfaktor Arbeit stehen; das 
sind neben dem Lohn z. B. die Beschäftigtenzahl, die 
Zahl der geleisteten Arbeitstage oder die der ge- 
leisteten Arbeitsstunden. 

b) Bezugsmöglichkeiten innerhalb der Kapitalkosten 

Für die Wahl einer kapitalkostenbezogenen Bemes- 
sungsgrundlage bieten sich alle betrieblichen Grö- 
ßen an, nach denen die Kapitalintensität eines 
Unternehmens bestimmt werden kann. Als Bezugs- 
größe kommen in Frage z. B. das im Unternehmen 
eingesetzte Eigen- und Fremdkapital, die Abschrei- 
bungen, Investitionsgüter, daneben Energiever- 
brauch, Verbrauch an Roh-, Hilfs- und Betriebs- 
stoffen u. a. 

c) Gesamtgrößen als Bemessungsgrundlagen 

Zu den betrieblichen Gesamtgrößen werden im 
Gegensatz zu den als Teilgrößen bezeichneten 
Arbeits- und Kapitalkosten die Gesamtkosten, der 
Umsatz, die Wortschöpfung u. a. gerechnet. 

Die Möglichkeiten der Gestaltung der Beitragssätze 

Als Alternative zu den derzeitig differenzierten Bei- 
tragssätzen wird die Möglichkeit erwähnt, die Bei- 
träge für alle Unternehmen mit gleich hohen Sätzen 
zu erheben, oder nach anderen Gesichtspunkten wie 
etwa nach der Betriebsgröße, nach Branchen u. ä. zu 
differenzieren. 

Die Frage des Trägers der Sozialabgabe 

Die Mittel zur Sozialen Sicherheit können grund- 
sätzlich von den Arbeitgebern, den Arbeitnehmern 
und dem Staat aufgebracht werden. Dabei ist es 
möglich, die Abgaben zu gleichen oder unterschied- 
lichen Teilen auf diese drei in Betracht kommenden 
! Träger umzulegen oder aber auch nur einen oder 
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zwei von ihnen mit der gesamten Abgabe zu be- 
lasten. Das Gutachten geht in diesem Zusammen- 
hang auf die Folgen einer Änderung der derzeitigen 
Art und Weise der Mittelaiifbringung für das be- 
stehende System der Sozialen Sicherheit und seiner 
Prinzipien ein. So wird unter anderem darauf hin- 
gewiesen, daß mit Fortfall der finanziellen Ver- 
pflichtung eines bisherigen Trägers der Sozialbei- 
träge auch dessen Beteiligung in den Selbstverwal- 
tungsorganen der Sozialversicherung prdblematisch 
wird. Würde die Sozialversicherung nur noch vom 
Staat getragen, so ließe sich auch kaum noch die 
derzeitige Gliederung der Sozialversicherung auf- 
rechterhalten. 


4. Die wirtschaftlichen Wirkungen der Entlastungs- 
möglichkeiten 

Die Wirkungsanalyse des Gutachtens 

Das Gutachten arbeitet in seiner Analyse über die 
Wirkungen etwaiger formaler Entlastungen lohn- 
intensiver Betriefbe mit der Annahme, daß die Bei- 
träge zur Sozialversicherung, unabhängig davon, 
ob sie von Arbeitgebern, Arbeitnehmern oder dem 
Staat aufgebracht werden, von den Unternehmen 
getragen werden. Die Unterschiede der einzelnen 
Ableitungen und ihre Ergebnisse werden im fol- 
genden kurz dargestellt. 

a) Die Auswirkungen der Kostenänderungen auf 
den Einsatz der Produktionsfaktoren im Produk- 
tionsprozeß und auf das Produktionsvolumen 
der Unternehmen 

ln diesem Teil der Untersuchung wird vorausgesetzt, 
daß mit der Kombination der Produktionsfaktoren 
Arbeit und Kapital produziert wird, die der Unter- 
nehmung die geringsten Kosten verursacht. 

Die Wahl einer neuen nicht arbeitskostenbezogenen 
Bemessungsgrundlage wird den Einsatz des Pro- 
duktionsfaktors Arbeit gegenüber den übrigen Fak- 
toren verbilligen. Die Unternehmen werden zu 
arbeitsintensiveren Produktionsverfahren über- 
gehen. 

Die arbeitsintensiven Unternehmen werden durch 
die Reform wahrscheinlich entlastet. Mit den frei 
werdenden Mitteln können sie ihre Produktion aus- 
dehnen. 

Die kapitalintensiven Unternehmen werden dagegen 
aller Wahrscheinlichkeit nach stärker belastet und 
gezwungen, ihre Produktion einzuschränken. 

Die technischen Gegebenheiten erlauben es jedoch 
oft nicht, daß der Produktionsfaktor Kapital durch 
Arbeit beliebig ersetzt wird. Darum ist bei der Wahl 
einer neuen nicht lohnkostenbezogenen Bemes- 
sungsgrundlage nicht immer damit zu rechnen, daß 
eine Änderung der Produktionsmethoden eintritt. 
Es bleibt nur der mögliche Effekt, daß die arbeits- 
intensiven Unternehmen entlastet werden und ihre 
Kapazität ausdehnen können, während die stärker 
belasteten kapitalintensiven Unternehmen gezwun- 
gen werden, ihre Produktion einzuschränken. 


b) Markt- und Konkurrenzeffekte 

aa) Kostenänderung und ihre Rückwirkungen auf 
die Marktstellung in der Übergangsperiode 

In diesem Abschnitt des Forschungsberichts wird 
von angenommenen Zahlen über die Höhe des 
Marktanteils, der Arbeits- bzw. Kapitalintensität 
und der Kapazität der Unternehmen sowie über die 
Auswirkungen von Preisänderungen auf den Ab- 
satz ausgegangen. Untersucht wird, welche Wirkun- 
gen sich durch Einführung einer kapitalkostenbezo- 
genen oder einer gesamtkostenbezogenen Bemes- 
sungsgrundlage ergeben. 

Die kapitalkostenbezogenen und die gesamtkosten- 
bezogenen Bemessungsgrundlagen bringen den ar- 
beitsintensiven Unternehmen einen bestimmten, 
größeren Marktanteil. Die kapitalintensiven Unter- 
nehmen erleiden durch eine gesamtkostenbezogene 
Bemessungsgrundlage wahrscheinlich einen geringe- 
ren Absatzverlust als durch eine kapitalbezogene 
Bemessungsgrundlage. 

bb) Die Wirkungen auf die Wettbewerbssituation 
innerhalb und zwischen den Branchen in der 
Übergangsperiode 

Um gewisse Schwächen der modelltheoretischen 
Überlegungen des vorigen Abschnitts zu umgehen, 
werden in der folgenden Ableitung nur allgemeine 
Annahmen über die Konkurrenz zwischen den Un- 
ternehmen, über die Produktionsverfahren und 
über die Größe des Marktanteils der einzelnen Un- 
ternehmen gesetzt. 

Die Untersuchung kommt in diesem Teil zu dem Er- 
gebnis, daß für eine wirksame Entlastung arbeits- 
intensiver Unternehmen durch die Wahl einer ande- 
ren Bemessungsgrundlage eine Anzahl von Bedin- 
gungen gegeben sein müssen. In der wirtschaftlichen 
Praxis wird es aber kaum viele Marktsituationen 
geben, die den genannten Bedingungen entsprechen. 

c) Die Kostenänderungen zwischen Größenklassen 
und Industriezweigen bei einer nettoprodiiktions- 
wertbezogenen und einer kapitalbezogenen Ab- 
gabe 

Das Gutachten verwendet in diesem Teil seiner Un- 
tersuchung die Zahlen der Kostenstrukturerhebung 
von 1958. 

aa) Die Kostenänderungen zwischen den Größen- 
klassen jeweils eines Industriezweiges 

Das Ergebnis zeigt, daß eine nettoproduktionswert- 
bezogene Abgabe anstelle einer lohnbezogenen 
innerhalb einer Branche die arbeitsintensiveren Un- 
ternehmen allem Anschein nach zunächst formal 
relativ entlastet. Besonders wird die Entlastung 
beim Vergleich von Größenklassen deutlich, bei 
denen die Arbeitsintensität stärker differiert. Aus- 
nahmen bestehen allerdings für einige Industrie- 
zweige, bei denen die arbeitsintensiveren Größen- 
klassen nicht entlastet werden. Außerdem verdient 
hervorgehoben zu werden, daß die Entlastung von 
der Größenklasse unabhängig zu sein scheint, d. h. 
in einzelnen Branchen werden die arbeitsintensiven 
Großbetriebe gegenüber ihren kapitalintensiven 
kleineren Konkurrenten entlastet. 
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Die Analyse einer kapitalbezogenen Bemessungs- 
grundlage ergibt keine wesentlich andere Aussage. 
Allerdings werden in Branchen mit einer durch- 
schnittlich niedrigen Arbeitsintensität häufig die 
arbeitsintensiveren Größenklassen stärker belastet 
werden als die kapitalintensivere Konkurrenz. 

Das Gutachten weist darauf hin, daß Preisänderun- 
gen, die als Folge der Reform auftreten, diese Er- 
gebnisse beeinflussen können. 

bb) Die Kostenveränderungen zwischen den 
Industriezweigen 

Durch Einführung einer nettoproduktionswertbezo- 
genen Bemessungsgrundlage werden die Kosten bei 
den sehr kapitalintensiven Zweigen zunehmen, bei 
den sehr arbeitsintensiven Wirtschaftszweigen ab- 
nehmen. Das Ergebnis zeigt, daß allgemein keine 
eindeutige Beziehung zwischen der Arbeitsinten- 
sität und der Entlastung der Branchen durch eine 
Reform der lohnbezogenen Abgaben besteht. Eine 
kapitalbezogene Abgabe belastet die kapitalinten- 
siven Branchen erheblich mehr als die nettoproduk- 
tionswertbezogene Abgabe, während die Entlastung 
bei den arbeitsintensiven Zweigen bei beiden Re- 
formen etwa gleich ist. 

d) Die Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche 
Kostenstruktur 

Der letzte Teil der Analyse des Institus für Wirt- 
schaftspolitik berücksichtigt die Überwälzungsvor- 
gänge. Unter Annahme voller Überwälzung oder 
teilweiser Überwälzung wird die Frage gestellt, 
welche Bemessungsgrundlage wettbewerbsneutral 
ist, d. h. die Gesamtkostenverhältnisse in der Wirt- 
schaft nicht verändert. 

aa) Volle Überwälzungsmöglichkeit 

Unter der Annahme voller Überwälzung der Sozial- 
abgaben sind Wertschöpfung, Lohn und Gewinn als 
Bemessungsgrundlage wettbewerbsneutral im Sinne 
gleichbleibender Gesamtkostenverhältnisse. 

bb) Teilweise Überwälzungsmöglichkeit 

Die Untersuchung des Kölner Instituts weist nach, 
daß die Annahme, wonach Kostenänderungen nur 
zum Teil weitergegeben werden können, der wirt- 
schaftlichen Wirklichkeit am ehesten entspricht. 
Dann werden Sozialbeiträge in jedem Falle, gleich, 
von welcher Bemessungsgrundlage sie erhoben wer- 
den, die Kostenverhältnisse in der Wirtschaft ver- 
ändern. Das Gutachten vertritt die Auffassung, daß 
das Ausmaß der Änderungen wegen der Unüberseh- 
barkeit der Überwälzungsvorgänge nicht voraus- 
gesehen werden kann. Daher wird empfohlen, jede 
Reform der Abgabe zunächst ohne Berücksichtigung 
der Überwälzungsvorgänge zu beurteilen, sich aber 
der Korrekturbedürftigkeit einer solchen Aussage 
stets bewußt zu sein. 

5. Die Auswahl der Reformmöglichkeiten 

Das Gutachten trifft, nach den bereits erwähnten 
drei Definitionen der Wettbewerbsneutralität 

a) Äquivalenz von privaten und volkswirtschaft- 
lichen Kosten, 


b) Ausgleich tatsächlicher oder vermeintlicher all- 
gemeiner Wettbewerbsnachteile im Mittelstands- 
bereich, 

c) Aufrechterhaltung der Gesamtkostenrelationen, 

eine Auswahl unter den von ihm entwickelten 
grundsätzlichen Anderungsmöglichkeiten. 

zu a) 

Definiert man Wettbewerbsneutralität als Äquiva- 
lenz von privaten und volkswirtschaftlichen Kosten 
(und rechnet man die lohnbezogenen Abgaben zu 
den Arbeitskosten), so wäre ein Ausbau des beste- 
henden lohnkostenbezogenen Systems die einzige 
Alternative. Der bisherige Arbeitgeberanteil der 
Sozialabgaben wäre auf die Arbeitnehmer zu über- 
tragen, die damit die alleinigen Träger der Sozial- 
beiträge wären. Bei der Verwirklichung dieses Vor- 
schlages wäre es notwendig, einzelne Zweige der 
Sozialen Sicherheit umzuorganisieren. 

zu b) 

Wenn allgemein arbeitsintensive Unternehmen zu- 
gleich mittelständische Unternehmen sein sollten 
und eine Entlastung im Mittelstandsbereich ange- 
strebt wird, würde sich eine kapitalkostenbezogene 
Bemessungsgrundlage empfehlen. Allerdings würden 
dabei nicht in allen Fällen die arbeitsintensiven 
Unternehmen entlastet werden. 

Die kapitalkostenbezogene Bemessungsgrundlage 
könnte nur für die Arbeitgeberanteile gewählt wer- 
den. Dann könnte wahrscheinlich die derzeitige 
Organisation des Systems der Sozialen Sicherheit 
beibehalten werden. 

Eine Entlastung arbeitsintensiver Unternehmen 
würde vollständiger sein, wenn der Arbeitgeber- 
und der Arbeitnehmeranteil als kapitalbezogene 
Abgabe erhoben würden. Das bestehende System der 
Sozialen Sicherheit könnte dann kaum noch bei- 
behalten werden, insbesondere würde gegen die ihm 
zugrunde liegenden Grundsätze der Eigenverantwor- 
tung, der Solidarität, der Gleichheit von Leistung 
und Gegenleistung und gegen das Subsidiaritäts- 
prinzip verstoßen. 

zu c) 

Wollte man erreichen, daß die Sozialabgaben nicht 
die Gesamtkostenverhältnisse in der Wirtschaft ver- 
ändern, so liegt es nach dem Gutachten nahe, eine 
Abgabe auf die Wertschöpfung einzuführen. Die So- 
zialbeiträge wären bei dieser Bemessungsgrundlage 
nur dann wettbewerbsneutral — im Sinne unverän- 
derter Kostenrelationen — , wenn die Abgabe voll 
überwälzt werden kann. Bei völliger Überwälzung 
verändern auch lohnbezogene Abgaben nicht die Ge- 
samtkostenverhältnisse, wenn die Beitragssätze für 
alle Unternehmxen gleich hoch sind. Hält man nur 
eine unterschiedliche Überwälzung der Sozialabga- 
ben für realistisch, so wird es kaum eine wett- 
bewerbsneutrale Abgabe geben können. 

6. Schlußbemerkungen 

Aus der tabellarischen Übersicht des letzten Teils 
des Gutachtens geht hervor, inwieweit die ausge- 
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wählten Reformmöglichkeiten mit den drei Defini- 
tionen der Wettbewerbsneutralität und mit dem be- 
stehenden System der Sozialen Sicherheit vereinbar 
sind. Das Gutachten sieht davon ab, einen bestimm- 
ten Reformvorschlag zu befürworten. Die Frage, 
welche Alternative gewählt werden sollte, hänge 
von der Wahl eines sog. dominierenden Kriteriums 
ab, das den Vergleich der drei konkurrierenden Kri- 
terien zulasse. 

III. 

Eigene Arbeiten der Bundesregierung 

Die Bundesregierung war bemüht, unter Verwertung 
vorhandener Unterlagen und neu zu beschaffenden 
Zonenmaterials auch von sich aus die Problematik 
der Lohnbezogenheit der Sozialabgaben und die 
Auswirkung möglicher anderer Bemessungsgrund- 
lagen auf die Belastung der Unternehmen zu unter- 
suchen. Aufgabe dieser eigenen Untersuchungen 
sollte sein, weitere Vergleichsdaten zu finden, die 
zur Beurteilung der Frage nach den Auswirkungen 
der Lohnbezogenheit der Sozialabgaben auf die Be- 
lastung der kleineren und mittleren Unternehmen 
und zur Beurteilung anderer Bemessimgsgrundlagen 
herangezogen werden können. Als Material für 
diese Untersuchungen wurden die auch im Gutachten 
herangezogenen Ergebnisse der vom Statistischen 
Bundesamt herausgegebenen Statistik „Die Kosten- 
struktur in der Wirtschaft 1958^' und selbst be- 
schaffte unmittelbare Zahlenunterlagen von rund 
300 Betrieben aus verschiedenen Größenklassen und 
Wirtschaftszweigen des Jahres 1958 verwandt. 

A. Die Abhängigkeit der Belastung 
durch Sozialabgaben von der Lohnintensität 
und der Betriebsgröße 

Anhand der Zahlen aus der Kostenstrukturerhebung 
von 1958 hat der Bundesminister für Wirtschaft ge- 
prüft, inwieweit das derzeitige System der Sozialen 
Sicherheit mit dem Lohn als Bemessungsgrundlage 
die Gesamtproduktion sowie die Brutto- und die 
Nettowertschöpfung der Betriebe bei zunehmender 
Lohnintensität belastet. Ferner wurde versucht, eine 
Antwort auf die Frage zu geben, inwieweit die Be- 
lastung der Unternehmen durch die Sozialabgaben 
von der Betriebsgröße abhängt. 

1. Die Auswertung der Angaben aus der Kosten- 
strukturerhebung von 1958 bestätigt die Ver- 
mutung, daß die Belastung der Unternehmen 
durch den Arbeitgeberanteil zur Sozialversiche- 
rung mit zunehmender Lohnintensität wächst. 
Dies wird besonders deutlich, wenn man die Be- 
lastung in Prozent der Gesamtproduktion mißt 
(vgl. auch Bild 1 a, 1 b). Bezieht man die Bela- 
stung auf die Bruttowertschöpfung, so ist diese 
Entwicklung, wenn auch abgeschwächt, immer 
noch gegeben (vgl. Bild 2 a, 2 b). Bezogen auf 
die Nettowertschöpfung ergibt sich dagegen 
keine zunehmende Belastung mit wachsender 


Lohnintensität. Aus den Übersichten 1 a, 1 b und 
2 a, 2 b kann die Belastung der einzelnen Wirt- 
schaftsgruppen durch den Arbeitgeberanteil zur 
Sozialversicherung in Prozentsätzen der Gesamt- 
produktion und der Bruttowertschöpfung unmit- 
telbar abgelesen werden. 

Bezogen auf die Gesamtproduktion steigt die Be- 
lastung im Handwerk von 0,9 ^/o in der Fleisch- 
verarbeitung bis auf 4,9 ^/o im Ausbaugewerbe. 
In der Industrie nimmt den Platz der geringsten 
Belastung die Mineralölverarbeitung mit 0,3 % 
ein. Von dort steigt die Kurve bis zu gut 4 °/o 
bei der Feinkeramik- und Glasindustrie an und 
fällt geringfügig auf 3,9 °/o in der Feinmechanik 
und Optik. Gruppen in Handwerk und Industrie 
mit vergleichbarer Lohnintensität haben — mit 
Ausnahme des Bereichs von rd. 23 bis 26 ^Vo 
Lohnintensität — etwa eine gleichhohe Belastung 
durch die Arbeitgeberanteile zur Sozialversiche- 
rung, gemessen an der Gesamtproduktion. 

2. Von Interesse erschien auch die Frage der Ab- 
hängigkeit der Belastung durch Sozialabgaben 
von der Betriebsgröße. Die Untersuchung ergab 
keine allgemein gültige Aussage darüber, wie 
sich die Belastung bei steigender Betriebsgröße 
auswirkt. 

Beim Handwerk zeigte sich bei drei von fünf 
Handwerksabteilungen, daß die Belastung der 
Betriebe, gemessen an der Gesamtproduktion 
und an der Bruttowertschöpfung mit zunehmen- 
der Betriebsgröße zunächst steigt und dann fällt 
(vgl. Bild 3). 

Für die Industrie war das Ergebnis noch weniger 
deutlich. Nach den Untersuchungen kann ledig- 
lich gesagt werden, daß die Belastungen • — 
immer gemessen an der Gesamtproduktion und 
an der Bruttowertschöpfung — in der kleinsten 
Größenklasse höher ist als in der größten 
Größenklasse (vgl. Bild 4). 

3. Die Untersuchung bestätigte auch die Ergebnisse 
des Gutachtens des Instituts, daß kein eindeu- 
tiger Zusammenhang zwischen Betriebsgröße und 
Lohnintensität besteht. Es zeigte sich auch hier, 
daß Großbetriebe keinesfalls immer weniger 
lohnintensiv sind als kleinere und mittlere 
Unternehmen. Im Handwerk nimmt die Lohn- 
intensität in den meisten Fällen von der klein- 
sten bis zur mittleren Größenklasse zu, dann 
fällt sie wieder ab. In der Industrie ist das Bild 
völlig uneinheitlich. In der Mehrzahl der Fälle 
ist in der kleinsten Größenklasse die Lohninten- 
sität höher als in der größten. Es wird jedoch 
auch hier bestätigt, daß man nicht eindeutig zwei 
Gruppen unterscheiden kann: auf der einen Seite 
kleine und mittlere Unternehmen, die stets lohn- 
intensiver produzieren, und auf der anderen Seite 
die großen und kapitalintensiven Unternehmen. 
Deshalb wird auch eine Bemessungsgrundlage, 
die neutral gegenüber der unterschiedlichen Ver- 
wendung von Arbeit und Kapital im Produk- 
tionsprozeß ist, keinesfalls immer die kleineren 
und mittleren Unternehmen entlasten. 
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Bild 1 a 

Verhältnis der gesetzlichen Sozialkosten zur Gesamtproduktion in Abhänqigkeit 
von der Lohnintensität bei Handwerks- und Industriegruppen (ohne Bergbau) 



Handwerksgruppen 
35,3 Ausbaugewerbe 


|— 32,7 Dienstleistungen (Wäscher, Färber, Plätter) 


|— 27,4 Papierverarbeitung, Druckereigewerbe 


26,0 Bauhilfsgewerbe 

25.7 Friseurgewerbe und Schönheitssalons 

24.8 Verarbeitung von Steinen und Erden, Her- 
stellung von grobkeramischen Erzeugnissen 


22,9 Zinnerei und Dachdeckerei 

22,9 Elektrotechnik 

22,1 Feinmechanik und Optik 

21,8 Holzverarbeitung 

21,3 Bauinstallation 

21,0 Stahlbau 

20.6 Lederverarbeitung 

19.7 Eisen-, Stahl-, Blech-, Metallwarengewerbe 
19,6 Herstellung von Schmuckwaren 

19.5 Maschinenbau 

18.6 Bekleidungsgewerbe 


K 17,8 Straßenfahrzeugbau 


16,1 Fotografisches Gewerbe 
15,8 Textilgewerbe 


12,3 Mühlen- und Bäckereigewerbe 
11,1 Getränkeherstellung 


L 8,9 Gummiverarbeitung 


H 6,3 Fielschverarbeitung 
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Bild 1b 

Verhältnis der gesetzlichen Sozialkosten zur Gesamtproduktion in Abhängigkeit 
von der Lohnintensität bei Handwerks- und Industriegruppen (ohne Bergbau) 


INDUSTRIE 



Industriegruppen 


32,6 Feinmechanik und Optik 


29,1 Feinkeramische- und Glasindustrie 


27,8 Herstellung von Spielwaren 
und Schmuckwaren 


25.0 Elektrotechnik 

24.2 Maschinenbau 

23.0 Tabakwarenherstellung 

22.9 Stahlbau 

22.7 Holzwarengewerbe 

22.3 Eisen-, Stahl-, Blech-, Metallwarengewerbe 

21.3 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 

21.1 Gummi- und Asbestverarbeitung 

20.9 Kunststoffverarbeitung 

20.4 Schiffbau 

19.8 Erdölgewinnung 

19.1 Bekleidungsgewerbe 

19.0 Textilgewerbe 

18.0 Papiererzeugung und Verarbeitendes Druckereigewerbe 
17,6 Ledererzeugung und Verarbeitung 


15,9 Sägerei und Holzbearbeitung 
15,1 Straßenfahrzeugbau 

14,3 Eisen- und Stahlindustrie 
13,7 NE-Metallindustrie 


10,6 Getränkeherstellung 

9,9 Mühlengewerbe, Futtermittelindustrie, 
Bäckerei- und Süßwarengewerbe 


8,3 Obst- und Gemüseverwertung, 
Kaffeeverarbeitung, Herstellung 
von Gewürzen u, ä. 


6,1 Fleisch- und Fischverarbeitung, 
Milchverwertung, Speiseöl- und 
Speisefettherstellung 


3,5 Mineralölverarbeitung 
X 


:0 

C 

(U 


o 
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Bild 2a 

Verhältnis der gesetzlichen Sozialkosten zur Bruttowertschöpfung in Abhängigkeit 
von der Lohnintensität bei Handwerks- und Industriegruppen (ohne Bergbau) 
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Handwerksgruppen 


35,3 Ausbaugewerbe 


32,7 Dienstleistungen (Wäscher, Färber, Plätter) 


27.4 Papierverarbeitung, Druckereigewerbe 

26.0 Bauhilfsgewerbe 

25.7 Friseurgewerbe und Schönheitssalons 

24.8 Verarbeitung von Steinen und Erden, Her- 
stellung von grobkeramischen Erzeugnissen 

22.9 Zinnerei und Dachdeckerei 

22,9 Elektrotechnik 

22.1 Feinmechanik und Optik 
21,8 Holzverarbeitung 

21,3 Bauinstallation 
21,0 Stahlbau 

20.6 Lederverarbeitung 

19.7 Eisen-, Stahl-, Blech-, Metallwarengewerbe 
19,6 Herstellung von Schmuckwaren 

19.5 Maschinenbau 

18.6 Bekleidungsgewerbe 

17.8 Straßenfahrzeugbau 


16,1 Fotografisches Gewerbe 
15,8 Textilgewerbe 


12,3 Mühlen- und Bäckereigewerbe 


11,1 Getränkeherstellung 


8,9 Gummiverarbeitung 


6,3 Fleischverarbeitung 


X 


:0 

c 
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Bild 2b 

Verhältnis der gesetzlichen Soziaikosten zur Bruttowertschöpfung in Abhängigkeit 
von der Lohnintensität bei Handwerks- und Industriegruppen (ohne Bergbau) 


INDUSTRIE 



Indusl-riegruppen 


32,6 Fei mechanik und Optik 


29,1 Feinkeramische- und Glasindustrie 


27,8 Herstellung von Spielwaren 
und Schmuckwaren 


25.0 Elektrotechnik 

24.2 Maschinenbau 

23.0 Tabakwarenherstellung 

22.9 Stahlbau 

22.7 Holzverarbeitung 

22.3 Eisen-, Stahl-, Blech-, Metallwarengewerbe 

21.3 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 

21.1 Gummi- und Asbestverarbeitung 

20.9 Kunststoffverarbeitung 

20.4 Schiffbau 

19.8 Erdölgewinnung 

19.1 Bekleidungsgewerbe 

19.0 Textilgewerbe 

18.0 Papiererzeugung und Verarbeitendes Druckereigewerbe 
17,6 Ledererzeugung und Verarbeitung 


15,9 Sägerei und Holzverarbeitung 
15,1 Straßenfahrzeugbau 

14,3 Eisen- und Stahlindustrie 
13,7 NE-Metal lindustrie 


10,6 Getränkeherstellung 

9,9 Mühlengewerbe, Futtermittelindustrie, 
Bäckerei- und Süßwarengewerbe 


8,3 Obst- und Gemüseverwertung, 
Kaffeeverarbeitung, Herstellung 
von Gewürzen u. ä. 


6,1 Fleisch- und Fischverarbeitung, 
Milchverwertung, Speiseöl- und 
Speisefettherstellung 


3,5 Mineralölverarbeitung 
X 


:0 


o 
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Bild 3 


Verhältnis der gesetzlichen Sozialkosten zur 
Gesamtproduktion und Bruttowertschöpfung 
in Abhängigkeit von der Betriebsgröße nach 
Handwerksabteilungen 


Größenklasse in 1000 DM Gesamtproduktion 


Erläuterungen : 



gesetzliche Sozialkosten 



— Lohnintensität 

Angaben fehlen 


Handwerksabteiiung I 

Verarbeitung von Steinen und Erden 

Lohnintensität 

Soziolkosten 


°/o % 


50 

45 

40 

35 

30 

25 

20 

15 

10 

5 



unter 100— 250— 500- lOOO- 
100 250 500 • 1000 5000 

1 ) 


unter 100 — 250 — 500 — 1000 — • 
100 250 500 1000 5000 

1 ) 


Handwerksbereich 

insgesamt 


Handwerksabteilung II 

Eisen- und Metallverarbeitung 


Lohnintensität 


Lohnintensität 


Sozialkosten 
°/o «/o 



Sozialkosten 

Vo 
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noch Bild 3 


Handwerksabteilung III Handwerksabteilung V 

Verarbeitende Gewerbe Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 


Lohninfensität 

Sozialkosten 


Lohnintensitof 

Sozialkosten 




Handwerksabteilung IV 

Verarbeitende Gewerbe 

Lohnintensität 

Sozialkosten 


Handwerksabteilung VII 

Dienstleistungen 

Lohnlntensitöt 

Sozialkosten 
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Bild 4 


Verhältnis der gesetzlichen Sozialkosten zur 
Gesamtproduktion und Bruttowertschöpfung 
in Abhängigkeit von der Betriebsgröße nach 
Industrieabteilungen 


Größenklasse In Millionen DM Gesamtproduktion 




Erläuterungen : 


gesetzliche Sozialkosten 


Lohnintensität 
’) Angaben fehlen 


Industrieabteilung I 

Gewinnung von Erdöl, 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 

Lohnintensitöt 

Sozialkosten 

°/o 



Industriebereich insgesamt 

ohne Bergbau 


Industrieabteilung II 

Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung 


Lohnintensität 


Lohnintensitäf 


Sozialkosten Soziaikoslen 

“/o 
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Deutscher 


noch Bild 4 


Industrieabteilung III 

Verarbeitende Gewerbe 


Lohn.ntenS’tät 

Sozialkosten 



Industrieabteilung IV 

Verarbeitende Gewerbe 

Lohnmtensität 

Sozialkosten 
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B. Darstellung der Auswirkungen einer 
Systemreform an konkreten Fällen 

Der interministerielle Arbeitskreis „lohnbezogene 
Abgaben" hat auch geprüft, ob einem vielfach ge- 
äußerten Wunsch entsprochen werden könnte, an- 
hand von Zahlenwerten einzelner Betriebe die vor- 
liegenden überwiegend theoretischen Untersuchun- 
gen zu ergänzen. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung hat versucht, anhand von Angaben der 
Gewerbesteuerstatistik 1958 die Belastungsverschie- 
bungen zu berechnen, die sich für Betriebe zweier 
Gemeinden Nordrhein-Westfalens bei Einführung 
anderer Bemessungsgrundlagen als dem Lohn er- 
geben würden. Mit diesen rund 300 durchgerech- 
neten Beispielen, die sich auf Betriebe verschiedener 
Wirtschaftszweige und Größenklassen beziehen, sol- 
len keine für Industrie, Handel und Handwerk re- 
präsentativen Ergebnisse geboten werden. Die Zahl 
und die zufällige Zusammensetzung dieser Beispiele 
schließt einen so weitgehenden Schluß von vorn- 
herein aus. Dennoch können solche Berechnungen 
der Veranschaulichung dienen. Zu diesem Zweck 
werden die Ergebnisse dieser Vergleichsrechnungen 
wiedergegeben. 

Das vorhandene Material gebot auch, diese Betriebe 
nach Größenklassen anders, als es sonst in der Sta- 
tistik und in betriebswirtschaftlichen Untersuchun- 
gen üblich ist, zu gruppieren und den Grad der 
Lohnintensität statt nach dem gebräuchlichen Ver- 
hältnis von Lohnsumme und Umsatz nach dem Ver- 
hältnis von Lohnsumme und Gewerbekapital zu be- 
stimmen. Unberücksichtigt sind auch die Überwäl- 
zungen der sich aus anderen Bemessungsgrundlagen 
ergebenden Belastungen auf Dritte geblieben, da 
hierfür jeder Anhalt fehlt. 

Alle diese Vorbehalte werden zu berücksichtigen 
sein, wenn man aus den Ergebnissen dieser Beispiel- 
rechnungen Folgerungen ziehen möchte. 

Als Bemessungsgrundlagc des Arbeitgeberanteils 
wurde eine Kombination verfügbarer betrieblicher 
Daten verwandt, die den Lohn nicht berücksichtigt, 
dafür auf die Kapitalintensität und auf die Ertrags- 
kraft der einzelnen Unternehmen abstellt. Diese 
kombinierte Bemessungsgrundlage setzt sich wie 
folgt zusammen: 

V4 Gewerbekapital + V 4 Gewerbeertrag. 

Vorausgesetzt wurde, daß sich das Gesamtaufkom- 
men aus den Beiträgen zur sozialen Sicherheit durch 
den Übergang zu der neuen Bemessungsgrundlage 
nicht verringern soll. 

Von den in diese Untersuchung einbezogenen Be- 
trieben standen Angaben über das Gewerbekapital, i 
den Gewerbeertrag und die Lohn- und Gehalts- 
summe zur Verfügung. 

Eine Schwierigkeit bestand in einer Aufgliederung 
der untersuchten Betriebe nach solchen mit größerer 
oder geringerer Lohn- bzw. Kapitalintensität. Ein 


objektives und allgemein gültiges Kriterium fehlte 
hierfür. Das häufig gebrauchte Verhältnis der Lohn- 
und Gehaltssumme zum Umsatz konnte nicht heran- 
gezogen werden, da Angaben über den Umsatz der 
erfaßten Unternehmen nicht Vorlagen. Als Maßstab 
wurde deshalb das Verhältnis von Lohn- und Ge- 
haltssumme zum Gewerbekapital herangezogen, da 
betriebliche Größen, die eine andere Bezugnahme 
gestattet hätten, nicht zur Verfügung standen. Auch 
hier kann angenommen werden, daß ein anderer 
Maßstab kaum zu grundsätzlich anderen Ergebnis- 
sen geführt hätte. Die Beschaffung weiterer Daten 
wäre ohne eine kostspielige und zeitraubende neue 
statistische Erhebung nicht möglich gewesen, für die 
zuvor auch noch die rechtliche Grundlage hätte ge- 
schaffen werden müssen. 

Die untersuchten Unternehmen wurden in 4 Grup- 
pen unterteilt. In Gruppe 1 ist das Verhältnis von 
Lohnsumme zu Gewerbekapital kleiner als 0,4, in 
der 2. Gruppe liegt das Verhältnis zwischen 0,4 
und 1. Bei den Unternehmen der Gruppe 3 liegt die 
Maßzahl zwischen 1 und 3, bei der 4. beträgt sie 
mehr als 3. Von Gruppe 1 bis 4 nimmt die Lohnin- 
tensität zu, die Kapitalintensität ab. 

Gefragt v/urde, in welchem Ausmaß sich bei Ein- 
führung der neuen Bemessungsgrundlage die Be- 
lastung der einzelnen Unternehmen durch Sozial- 
abgaben ändert. Ferner sollte festgestellt werden, 
inwieweit die einzelnen Wirtschaftszweige von der 
neuen Bemessungsgrundlage betroffen werden. Die 
Berechnungen auf der Grundlage der obengenann- 
ten Formel brachten folgendes Ergebnis: 

Von den in die Untersuchung einbezogenen 302 Un- 
ternehmen würden nach Einführung der kombinier- 
ten Bemessungsgrundlage 84 Unternehmen weniger 
und 218 Unternehmen mehr als bei der lohnbezoge- 
nen Bemessungsgrundlage an Sozialabgaben aufzu- 
bringen haben. Durch die Reform würden also weit 
mehr Betriebe be- als entlastet. Unter den 84 begün- 
stigten Unternehmen sparen 40 bis zu 40 ®/o ihres 
ursprünglichen Beitrags und 44 Unternehmen mehr 
als 40 ®/o ihrer bisherigen Sozialabgaben. 

Von den Unternehmen, die mehr Sozialbciträge ab- 
führen müssen, werden 86 Unternehmen bis zum 
Doppelten der bisherigen Abgaben belastet, 78 Un- 
ternehmen zahlen das 2- bis 4fache und 54 Unter- 
nehmen mehr als das 4fache des ursprünglichen 
Betrages. 

Von besonderem Interesse ist die Be- und Ent- 
lastung der Unternehmen bezogen auf das Verhält- 
nis von Lohnsumme zu Gewerbekapital, das hier 
ersatzweise als Maßstab für die Lohn- und Kapital- 
intensität verwandt worden ist. Die in der danach 
stärker kapitalintensiven Gruppe 1 enthaltenen 69 
Unternehmen werden alle durch die Umstellung der 
Bemessungsgrundlage belastet. 4 von ihnen müs- 
sen bis zum Doppelten der bisherigen Beiträge auf- 
bringen, die übrigen 65 mehr als das Doppelte. In 
der weniger kapitalintensiven Gruppe 2 sind die 
Auswirkungen jedoch nicht so deutlich: von den 
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105 Unternehmen dieser Gruppe werden bei der Re- 
form 8 entlastet, die übrigen 97 belastet. 43 der be- 
lasteten Unternehmen müssen bis zum Doppelten 
der bisherigen Sozialabgaben zahlen, die restlichen 
54 mehr als das Doppelte. Auch in der Gruppe 3 der 
lohnintensiveren Unternehmen zeigt sich keine ein- 
deutige Be- oder Entlastung. Von den insgesamt 74 
Unternehmen dieser Gruppe werden 29 bis zum 
Doppelten ihrer bisherigen Beiträge und 6 noch 
stärker belastet, während 27 Betriebe bis zu 40 Uo 
und 12 mehr als 40 ^/o ihrer bisherigen Beiträge 
sparen werden. In dieser Gruppe 3 werden dem- 
nach knapp die Hälfte durch die Wahl der neuen 
Bemessungsgrundlage belastet und etwas über die 
Hälfte entlastet. Ähnlich, wenn auch nicht im 
gleichen Verhältnis, sind die Verschiebungen 
in der 4., der stärker lohnintensiven Gruppe. 
Von diesen 54 Unternehmen werden 37 entlastet 
und 17 belastet. 

Eine Übersicht über das Ausmaß der Be- und Ent- < 
lastung nach den 4 Gruppen gibt Tabelle 1 a. 

Von Interesse erscheint auch eine Übersicht der Be- 
und Entlastung nach der Betriebsgröße, die die Ta- 
bellen 2 a und 3 a geben. Eine Gesamtgröße, wie 
z. B. der Umsatz, als Maßstab für die Betriebsgröße 
stand nicht zur Verfügung. Die Größe der Betriebe 
wurde deshalb getrennt sowohl nach der Höhe der 
Lohnsumme als auch nach der des Gewerbeertrages 
und des Gewerbekapitals ermittelt und dabei je- 
weils zwischen 3 Gruppen von Betrieben unterschie- ■ 
den (vgl. Tabelle 2 a). Dabei ergibt sich, daß in allen j 
drei Fällen ein größerer Prozentsatz besonders der | 
kleineren Betriebe, aber stets auch der mittleren Be- | 
triebe durch die Umstellung benachteiligt würde, | 
d. h. mehr Sozialabgaben aufzubringen hätte als | 
früher, während von den großen Betrieben mehr ; 
entlastet als belastet würden. Eine Ausnahme be- I 
steht lediglich bei einer Unterscheidung der Be- ; 
triebsgröße nach dem Gewerbeertrag; hier würden | 
10 große Betriebe entlastet und 27 große Betriebe i 
belastet, von den kleineren hätten aber auch hier- 1 
bei 95 Betriebe mehr Sozialabgaben und nur 45 we- | 
niger Sozialabgaben abzuführen. Die Begünstigung I 
für die größeren Betriebe wird demnach mit der j 
Belastung einer größeren Anzahl von kleineren Be- 
trieben erkauft. 

Die Be- und Entlastungen der Betriebe wurden auch 
getrennt nach Branchen dargestellt (Tabelle 3 a). 
Hierbei ist noch eine Unterscheidung der Betriebe 
nach der Lohnsumme vorgenommen worden. Die 
branchenmäßige Gliederung kann bei 302 Betrieben 
allerdings nur grob sein. Die Aufstellung zeigt, daß 
von den industriellen Betrieben nicht viel weniger, 
nämlich 48, begünstigt als benachteiligt werden (61 


Betriebe). Im Handwerk würden dagegen 64 Be- 
triebe schlechter gestellt und nur 20 Betriebe besser 
gestellt werden, wenn die Bemessungsgrundlage ge- 
ändert würde. Von den kleineren Handwerksbetrie- 
ben hätten sogar nur 3 einen Vorteil, 49 aber einen 
Nachteil zu erwarten. Im Handel und Verkehr wer- 
den 10 Unternehmen weniger, 75 Unternehmen da- 
gegen mehr als Sozialabgaben zu zahlen haben. 
Auch die Dienstleistungsbetriebe, das sind in diesem 
Fall vorwiegend die Friseure, hätten durch eine 
Neuregelung der Bemessungsgrundlage keine Ver- 
besserung ihrer Kostensituation zu erwarten. 13 von 
ihnen würden durch die Reform benachteiligt und 
nur 2 begünstigt. 

Zur Bestätigung der gewonnenen Erkenntnisse 
wurde die Berechnung auch noch so durchgeführt, 
daß nur das Gewerbekapital als Bemessungsgrund- 
lage gewählt wurde. 

Die Tabellen 1 b, 2 b und 3 b zeigen die Be- und 
Entlastungen, wenn nicht die kombinierte Bemes- 
sungsgriindlage: Vt Gewerbekapital + 'V 4 Gewerbe- 
ertrag gewählt wird, sondern die Abgaben nur vom 
Gewerbekapital berechnet werden. Die Nachteile der 
kleinen Betriebe durch die Änderung der Bemes- 
sungsgrundlage werden hierbei nicht ganz so deut- 
lich, doch sind auch keine Vorteile gegenüber den 
größeren Betrieben festzustellen (Tabellen 1 b, 2 b, 
3 b). 

Insgesamt ergeben die Berechnungen, daß eine sol- 
che Umstellung der Zahl nach weit mehr Betriebe 
belastet als entlastet. Kleinere Betriebe scheinen 
dabei am schlechtesten abzuschneiden. 

Eine Erklärung für dieses Ergebnis wird man darin 
suchen müssen, daß in den kleineren Unternehmen 
die Arbeitsleistung des Inhabers verhältnismäßig 
stark ins Gewicht fällt, ohne ihren Niederschlag 
in der Lohn- und Gehaltssumme des Betriebes zu 
finden, überall dort, wo die Mitarbeit des Betriebs- 
inhabers und dessen Familienangehörigen zwar die 
Bemessungsgrundlage Lohn mindern hilft, während 
diese Mitarbeit ohne Einfluß auf andere mögliche 
Bemessungsgrundlagen bleibt, muß eine Änderung 
der Bernessungsgrundlage nachteilig sein. Dies wird 
um so mehr gelten, je geringer der Anteil fremder 
Arbeitskraft ist. 

Eine Analyse der für diese rund 300 Betriebe vor- 
liegenden Zahlenunterlagen deckt sich für diesen 
Bereich weitgehend mit den Ergebnissen des Gut- 
achtens und den Untersuchungen des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft (Abschnitt III A dieses Be- 
richtes), nach denen die Lohnintensität keineswegs 
eindeutig mit zunehmender Betriebsgröße abnimmt 
(vgl. Tabelle 4). 
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Tabelle 1 a 


Das Ausmaß der Be- und Entlastungen von Betrieben 
bezogen auf das Verhältnis von Lohnsumme und Gewerbekapital 


Kapital- bzw. Lohn- 

Gruppe 1 

1 Gruppe 2 | 

Gruppe 3 | 

1 Gruppe 4 | 


intensität 

Be- 

und . 

Entlastung | 

Betriebe mit einem Verhältnis zwisdien Lohn- 
und Gehaltssumme und Gewerbckapital von 

unter 0,4 | 0,4 bis 1,0 | 1,0 bis 3,0 | über 3,0 

zusammen 

bei der Bemessungsgrundlage: 

Gewerbekapital 

4-^/4 Gewerbeertrag 


weniger als 60 Vo des 

bisherigen Beitrags : 

— 

1 

12 

31 

44 

eOVo bis lOOVo des 

bisherigen Beitrags 



7 

27 

6 

40 

100 »/o bis 200 “/o des 

bisherigen Beitrags i 

4 

43 

29 

10 

86 

200*^70 bis 400 Vo des ' 

bisherigen Beitrags ■ 

24 

44 

6 

4 

78 

mehr als 400 ^/o des 

bisherigen Beitrags i 

1 

41 

10 

— 

3 

54 

1 

ingesamt . . . i 

69 

105 

74 

54 

302 


Tabelle 1 f) 


bei der Bemessungsgrundlage: Gewerbekapital 


weniger als 60 Vo des 

bisherigen Beitrags : 





42 

53 

95 

60 ^^0 bis lOO^M) des I 

bisherigen Beitrags I 



18 

32 



50 

100 Vo bis 200 “/o dos 

bisherigen Beitrags 



77 



1 

78 

200 ^/o bis 400 Vü des 

bisherigen Beitrags 

48 

10 





58 

mehr als 400 ®/o des 

bisherigen Beitrags 

21 

— 

— 

— 

1 

21 

ingesamt ... I 

69 

105 

74 

54 1 

1 

302 
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Tabelle 2 a 


Begünstigte und benachteiligte Betriebe in drei Größenklassen 
nach verschiedenen Maßstäben 

Zahl der Betriebe (Prozentzahlen in Klammern) 


Größenklasse 
(Beträge in DM) 

Sfiirk ') 1 Leicht •) 

entlastete 

Betr 

Leicht 0 1 Stark b 

belastete 

iebe 

Betriebe 

insgesamt 

Bemessungsgrundlage = Vj Gewerbekapital + Gewerbeertrag 



nach der Lohnsumme 




bis 20 000 

1 ( 1) 

4 ( 3) 

29 (22) 

99 (74) 

133 (100) 

über 20 000 bis 150 000 

23 (19) 

25 (21) 

42 (34) 

32 (26) 

122 (100) 

Über 150 000 

20 (43) 

11 (23) 

15 (32) 

1 ( 2) 

47 (WO) 


nach dem Gewerbekapital 




bis 30 000 

26 (17) 

15 (10) 

41 (28) 

67 (45) 

149 (100) 

über 30 000 bis 300 000 

12 ( 9) 

20 (16) 

34 (26) 

64 (49) 

130 (100) 

über 300 000 

6 (26) 

5 (22) 

11 (48) 

1 ( 4) 

23 (100) 


nach dem Gewerbeertrag 




bis 20 000 

25 (18) 

20 (14) 

32 (23) 

62 (45) 

139 (100) 

über 20 000 bis 100 000 

17 (13) 

12 (10) 

38 f30j 

59 (47) 

126 (100) 

Über 100 000 

2 ( 5) 

8 (22) 

16 (43) 

11 (30) 

37 (100) 


insgesamt 




insgesamt . . . 

44 (15) 

40 (13) 

86 (28) 

132 (44) 

1 302 (100) 


Tabelle 2 b 


Neue Bemessungsgrundlage = Gewerbekapital 
nach der Lohnsumme 


bis 20 000 . . . . 

! 

21 (16) 

17 (13) 

37 (28) 

58 (48) 

133 

(100) 

über 20 000 bis 

150 000 

49 (40) 

25 (20) 

30 (25) 

18 (15) 

122 

(100) 

über 150 000 .. 


25 (53) 

8 (17) 

11 (24) 

3 ( 6) 

47 

(100) 



nach dem Gewerbekapital 





bis 30 000 . . . . 


69 (46) 

21 (14) 

32 (22) 

27 (18) 

149 

(100) 

über 30 000 bis 300 000 

19 (14) 

26 (20) 

36 (28) 

49 (38) 

130 

(100) 

über 300 000 . . 


7 (30) 

3 (13) 

10 (44) 

3 (13) 

23 

(100) 



nach dem Gewerbeertrag 





bis 20 000 . . . . 


49 (35) 

21 (15) 

31 (22) 

38 (28) 

139 

(100) 

über 20 000 bis 

100 000 

35 (28) 

22 (17) 

34 (27) 

35 (28) 

126 

(100) 

über 100 000 .. 


\ 11 (30) 

7 (19) 

13 (35) 

6 (16) 

37 

(100) 



insgesamt 






insgesamt . . . 

1 95 (31) 

50 (17) 

78 (26) 

79 (26) 

1 302 

(100) 


h Bei einer Umstellung der Bemessungsgrundlage würden die „stark entlasteten" Betriebe mindestens 40 Vo, die „leicht 
entlasteten" Betriebe bis zu 40 'Vo der Sozialabgaben einsparen; die „leicht belasteten" Betriebe würden bis zum 
Doppelten ihrer bisherigen Abgaben, die „stark belasteten" mehr als das Doppelte zu tragen haben. 
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Bei einer Umstellung der Bemessungsgrundlage entlastete und belastete Betriebe 
nach der Höhe der Lohnsumme und Wirtschaftsgruppen 



Zahl der Betriebe, 

die bei 


einer Umstellung der 


Bemessungsgrundlage 


stark b 

entlastet werden 

Wirtschaftsgruppe 

mit einer Lohnsumme von 


unter 

20 000 DM 

über 


20 000 DM 

150 0^ DM 

150 000 DM 


1 

2 

3 

a) Neue Bemessungsgrundlage = 

Industrie 


9 

17 

11 

davon Eisen-, Stahl-, Blech- und Metallwarenindustrie 



4 

übrige Eisen- und Metallindustrie 

— 

2 

5 

Textil- und Bekleidungsindustrie 

— 

— 

. — 

übrige Industrie 

— 

3 

1 

Handwerk (ohne Friseur) 

— 

8 



davon Nahrungs- und Genußmittelhandwerk 

— 

— 



übriges Handwerk (ohne Friseur) 

— 

8 

— . 

Sonstiges verarbeitendes Gewerbe 

— 

1 

2 

Handel und Verkehr 



4 

1 

davon Großhandel und Verlagswesen 

. — 

1 



Einzelhandel 

. — 

1 



Sonstiger Handel, Kreditgewerbe, Gaststättenwesen 

— 

1 

. — - 

Verkehr 


1 

1 

1 

Dienstleistungen 

1 

davon Friseure 




übrige Dienstleistungen 

1 

1 

■ — 

insgesamt ... 

1 1 

23 

20 


b) Neue Bemessungsgrundlage 

Industrie 

1 

15 

21 

davon Eisen-, Stahl-, Blech- und Metallwarenindustrie 


8 

11 

übrige Eisen- und Metallindustrie 

— 

2 

7 

Textil- und Bekleidungsindustrie 

— 

— 

1 

übrige Industrie 

1 

5 

2 

Handwerk (ohne Friseur) 

8 

23 

1 

davon Nahrungs- und Genußmittelhandwerk 

— 

1 

— 

übriges Handwerk (ohne Friseur) 

8 

22 

1 

Sonstiges verarbeitendes Gewerbe 

1 

3 

2 

Handel und Verkehr 

6 

7 

1 

davon Großhandel und Verlagswesen 

— 

2 

1 

Einzelhandel 

2 

3 

— 

Sonstiger Handel, Kreditgewerbe, Gaststättenwesen 

3 

1 

— 

Verkehr 

1 

1 



Dienstleistungen 

5 

1 


davon Friseure 

4 


übrige Dienstleistungen | 

1 

1 

— 

insgesamt . . . 

1 21 

49 

25 

b Bei einer Umstellung der Bemessungsgrundlage würden die „stark entlasteten" 

Betriebe 

mindestens 

CL> 

O 


„etwas entlasteten" bis zu 40 Vo der Sozialabgaben einsparen; die „etwas belasteten" Betriebe würden bis zum 
Doppelten ihrer bisherigen Abgaben, die „stark belasteten" mehr als das Doppelte zu tragen haben. 
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Tabelle 3a 



Zahl der Betriebe, 

etwas 9 

entlastet werden 

die bei einer Umstellung der Bemessungsgrundlage 

etwas 9 1 stark g 

belastet werden 


Betriebe 

insgesamt 




mit einer Lohnsumme von 





unter | 20 000 DM 

20 UOO DM j 

über 

150 000 DM 

unter 

20 000 DM 

20 000 DM 

bis 

150 000 DM 

über 

150 000 DM 

unter 

20 000 DM 

20 000 DM 
bis 

150 000 DM 

über 

150 000 DM 


4 

1 5 

6 

7 

8 

1 9 

10 

n 

12 

13 

V4 Gewerbekapital + Gev 

1 12 9 

t'erbeertraq 

5 16 

15 

13 

11 

1 

o 

CD 

— 

6 

5 

2 

10 

9 

10 

5 

— 

62 

— 

3 

3 

— 

1 

3 

1 

3 

1 

22 

— 

1 

— 

— 

2 

2 

1 

— 

— 

6 

1 

2 

1 

3 

3 

1 

1 

3 

— 

19 

3 

8 

1 

9 

11 

— 

40 

4 

— 

84 

1 

_ 

— 

3 

2 


17 

1 

— 

24 

2 

8 

1 

6 

9 

— 

23 

3 

— 

60 

— 

1 

— 

1 

2 

— 

2 

— 

— 

9 

— 

4 

1 

5 

13 

— 

40 

17 

— 

85 

— 

2 

1 

1 

7 

— 

10 

9 

— 

31 

— 

1 

— 

1 

3 

— 

16 

6 

— 

28 

— 

1 

— 

1 

1 

— 

7 

— 

— 

11 

— 

— 

— 

2 

2 

— 

7 

2 

— 

15 

— 

— 

— 

9 

• — 

— 

4 

— 

— 

15 

— 

— 

— 

7 

— 

— 

4 

— 

— 

11 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

— 


4 

4 

25 

11 

1 29 

42 

15 1 

1 99 

32 

1 1 

302 


Tabelle 3 b 


= Gewerbekapital 


3 

16 

7 

5 

15 

11 

10 

2 

3 

109 

2 

10 

6 

2 

6 

7 

8 

1 

1 

62 

— 

2 

1 

1 

4 

3 

— 

1 

1 

22 

— 

1 

— 

— 

2 

1 

1 

— 


6 

1 

3 


2 

3 

— 

1 

~ 

1 

19 

9 

3 

— 

13 

3 

— 

22 

2 

— 

84 

5 

1 


5 

— 

— 

11 

1 

— 

24 

4 

1 

2 

1 

5 

— 

8 

3 

— 

11 

1 

25 

1 

— 

60 

Q 

1 

14 

12 



14 

— 

y 

85 


3 

— 

1 

4 

— 

10 

10 

— 

31 


1 

— 

5 

4 

— 

10 

3 

— 

28 

— 

1 

— 

5 

1 

— 

— 

— 

— 

11 

— 

— 

1 

1 3 

3 

— 

5 

1 


15 

4 

3 

1 

— 

— 

’ 5 

4 

1 

-- 

— 

— 

— 

— 

15 

11 

4 

17 

25 

8 1 

37 

30 

11 1 

58 

18 

3 1 

302 
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Tabelle 4 


Verteilung der untersuchten Betriebe auf die Gruppen 
unterschiedlicher Relation zwischen Lohnsumme und Gewerbekapital 
sowie Größenklassen nach verschiedenen Maßstäben 


Größenklasse 
(Beträge in DM) 

Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3 Gruppe 4 

Betriebe mit einem Verhältnis zwischen den Beträgen 
der Lohn- und Gehaltssumme und des Gewerbekapitals 

unter 0,4 0,4 bis 1,0 1,0 bis 3,0 | über 3,0 

insgesamt 


nach der Lohnsumme 




bis 20 000 

53 

47 

22 

11 

133 

über 20 000 bis 150 000 

15 

42 

37 

28 

122 

Über 150 000 

1 

16 

15 

15 

47 


nach dem Gewerbekapital 




bis 30 000 

25 

40 

40 

44 

149 

über 30 000 bis 300 000 

43 

52 

27 

8 

130 

Über 300 000 

1 

13 

7 

2 

23 


nach dem Gewerbeertrag 




bis 20 000 

35 

41 

36 

27 

139 

über 20 000 bis 100 000 

30 

43 

29 

24 

126 

über 100 000 

4 

21 

9 

3 

37 


insgesamt 




insgesamt . . . 

69 

105 

74 

54 

1 302 
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IV. Abschließende Stellungnahme 

1. Zur Frage des Zusammenhangs zwischen Lohn- j 
Intensität und Betriebsgröße 

Das Gutachten des Instituts für Wirtschaftspoli- 
tik und die eigenen Arbeiten der Bundesregie- 
rung zeigen, daß kein eindeutiger Zusammen- 
hang zwischen Lohnintensität und Betriebsgröße 
besteht. Daraus ergibt sich, daß, selbst wenn ein- 
mal von den Auswirkungen durch überwälzungs- 
vorgänge abgesehen und die neue Bemessungs- 
grundlagc tatsächlich za einer Entlastung aller j 
arbeitsintensiven Unternehmen von den Sozial- | 
abgaben führen würde, nicht auch alle kleineren ^ 
und mittleren Betriebe entlastet würden. Ebenso j 
wären die entlasteten Betriebe nicht alle nur in | 
der Gruppe der kleineren und mitthu-cn Betriebe | 
zu finden. Vieles scheint dafür zu sprechen, daß j 
eine Reform der Sozialabgaben gerade die klei- 
neren und zum Teil auch die mittleren Betriebe 
zusätzlich belastet. 

Für die Frage nach den Möglichkeiten zur Ent- 
lastung von Sozialabgaben ist auch weiter ent- | 
scheidend, daß nicht alle arbeitsintensiven Be- I 
triebe gleichzeitig lohnintensiv sind. Überall | 
dort, wo die Arbeit des Betriebsinhabers und j 
unter Umständen auch die seiner mithelfenden 
Familienangehörigen am sichtbarsten ist und 
keine oder nur wenige Lohnempfänger beschäf- ; 
tigt werden — das ist gerade in den kleinsten 
und kleineren Betrieben der Fall — ist auch eine i 
arbeitsintensive Produktion nicht lohnintensiv^). 
Dagegen werden Größen wie Kapital, Ertrag, 
Energie, Nettoproduktionswert oder Umsatz in 
jedem, auch im kleinsten Betrieb bestehen, der 
keine Lohnempfänger beschäftigt. Die lohnbezo- 
gene Abgabe scheint deshalb dort die am wenig- 
sten belastende Abgabe zu sein, während alle an- 
deren, nicht lohnbezogenen Abgaben vor allem 
diese kleineren Betriebe stärker treffen werden. 

2. Zu den im Gutachten des Kölner Instituts aus- 
gewählten Reformmöglichkeiten 

Das Gutachten des Instituts für Wirtschaftspoli- 
tik enthält keine eindeutige Empfehlung zugun- 
sten einer anderen Bemessungsgrundlage als dos 
Lohns. Es weist unter dem Vorbehalt nicht zu 
übersehender Verschiebungen durch Uberwäl- 
zungsvorgänge die Vor- und Nachteile der sonst 
denkbaren Bemessungsgrundlagen nach und läßt 
keinen Zweifel darüber, daß einschneidende Ver- 
änderungen in der Bemessungsgrimdlage auch 
Änderungen in dem System der Sozialen Sicher- 
heit nach sich ziehen werden. I 


Im Gutachten des Instituts für Wirtschaftspolitik wird 
keine Unterscheidung zwischen Lohnintensität und 
Arbeitsintensität vorgenommen. 


Prüft man die ausgowählten Reformrnöglichkci- 

ton auf ihre Vereinbarkeit mit der Organisation 

und mit den Gestaltungsprinzipien des derzeiti- 
gen System, so ergibt sich im einzelnen: 

a) Das derzeitige System der Sozialen Sicherheit 
ist noch am ehesten mit dem Grundsatz der 
Gleichheit von privaten und volkswirtschaft- 
lichen Kosten zu vereinbaren. Wollte man 
dieses Prinzip noch stärker im System der 
Sozialen Sicherheit verankern, so wäre, wie 
auch das Gutachten bereits betont, eine Her- 
ausnahme oder eine Umorganisation einzel- 
ner Zweige der Sozialversicherung erforder- 
lich. Die Verwirklichung des Ziels einer stren- 
gen Zuordnung von Kostenverursachung und 
Kostenträgerschaft würde aber lediglich der 
noch konsequenteren Durchsetzvmg eines be- 
reits weitgehend gesicherten Prinzips dienen. 
Eine allgemeine Entlastung lohnintensiver 
kleinerer und mittlerer Unternehmen wäre 
damit nicht verbunden. 

b) Die im Gutachten unter dem Gesichtspunkt 
des Ausgleichs etwa bestehender allgemeiner 
Wettbewerbsnachteile im Mittelstandsboreich 
angesprochene kapitalbezogene Bemessungs- 
grundlage würde, auch wenn von der Reform 
nur der Arbeitgeberanteil betroffem wäre, das 
bestehende System der Sozialen Sicherheit 
berühren. 

Das Prinzip der Solidargemeinschaft zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer würde ver- 
letzt, wenn die Sozialabgaben nicht mehr auf 
der Bemessungsgrundlage Lohn berechnet 
würden; denn der unmittelbare Zusammen- 
hang zwischen der Aufbringung der Mittel 
durch den Arbeitgeber und der sozialen Siche- 
rung der in den Betrieben beschäftigten Ar- 
beitnehmer würde weitgehend aufgehoben. 

Würde der Arbeitnehmeranteil zur Sozialen 
Sicherheit auf die Arbeitgeber übertragen und 
die gesamten Sozialabgaben von der Bemes- 
sungsgrundlage Kapital erhoben, so müßte 
das derzeitige System der Sozialen Sicherheit 
völlig umgestaltet werden. Die Beteiligung 
der Arbeitnehmer in den Selbstverwaltungs- 
organen der Versicherungsträger wäre in 
Frage gestellt, sobald sie von ihrer Beitrags- 
pflicht entbunden würden. Eine solche Re- 
form würde tragende Prinzipien des beste- 
henden Systems der Sozialen Sicherheit be- 
rühren. Sie könnte zu grundlegenden Ände- 
rungen des Systems und zu einer Aufhebung 
der Selbständigkeit der Versicherungsträger 
führen. Dagegen bliebe die angestrebte Ent- 
lastung der kleineren und mittleren Unter- 
nehmen sehr fraglich, da kleinere und mittlere 
Unternehmen keinesfalls immer lohninten- 
siver als Großunternehmen produzieren. Hin- 
zu kommt noch, daß die Be- und Entlastungen 
letztlich durch die Überwälzungsvorgänge be- 
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stimmt werden, die die mit der Reform zu- 
nächst erreichte formelle Entlastung der Be- 
triebe weitgehend wieder aufheben können. 

c) Will man die bestehenden Gesamtkostenrela- 
tionen aufrechterhalten, so empfiehlt sich 
nach dem Gutachten die Erhebung der Sozial- 
abgaben von der Wertschöpfung. Die Auswir- 
kungen auf das bestehende System wären 
vermutlich die gleichen wie bei einer kapital- 
bezogenen Bemessungsgrundlage. Jede an- 
dere Bemessungsgrundlage als der Lohn kann 
das bestehende System der Sozialen Sicher- 
heit in Frage stellen. Auch die Beteiligung 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an 
den Selbstverwaltungsorganen der Versiche- 
rungsträger und die gegliederte Sozialver- 
sicherung selbst könnten kaum aufrechterhal- 
ten werden, wenn man von dem Lohn als 
Bemessungsgrundlage abweicht. 

Soweit eine Aussage über die ökonomischen 
Auswirkungen einer Abgabe auf die Wert- 
schöpfung möglich ist, kann lediglich gesagt 
werden, daß infolge unterschiedlicher Über- 
wälzungsmöglichkeiten die Aufrechterhal- 
tung der bestehenden Gesamtkostenrelatio- 
nen kaum sichergestellt ist. 

3. Gesamtwertung 

Die Bundesregierung ist aufgrund des Gut- 
achtens des Instituts für Wirtschaftspolitik an 
der Universität zu Köln und aufgrund der Ergeb- 
nisse eigener Untersuchungen der Auffassung, 


daß der Lohn als Bemessungsgrundlage für die 
Sozialabgaben nicht aufgegeben werden sollte. 
Die angestrebte Entlastung kleinerer und mitt- 
lerer Betriebe wird bei der Wahl jeder anderen 
Bemessungsgrundlage unbestimmt sein. Es be- 
steht kein eindeutiger Zusammenhang zwischen 
Lohnintensität und Betriebsgröße. Bei Annahme 
nicht vollständiger Überwälzung der gesetzlichen 
Sozialabgaben wäre auch jede andere Bemes- 
sungsgrundlage als der Lohn nicht wettbewerbs- 
neutral. 

Die Wahl einer anderen, nicht lohnbezogenen 
Bemessungsgrundlage wäre zudem häufig mit 
einer Belastung arbeitsintensiver Kleinstbetriebe 
verbunden. Mit Wahrscheinlichkeit ist damit zu 
rechnen, daß tragende Grundprinzipien der ge- 
setzlichen Sozialversicherung und die derzeitige 
gegliederte, auf dem Gedanken der Selbstver- 
waltung der Versicherungsträger beruhende 
Organisation der Sozialen Sicherheit in Frage 
gestellt würde, wenn der Lohn als Bemessungs- 
grundlage aufgegeben wird. 

Nach Auswertung der vorliegenden Untersuchun- 
gen spricht nahezu alles dafür, die lohnbezoge- 
nen Abgaben nicht durch andere, in ihren Wir- 
kungen nur ungenau abzuschätzende Abgaben 
zu ersetzen. 

Da der Lohn als Bemessungsgrundlage nicht auf- 
gegöben werden kann, sollte versucht werden, 
soweit sich in anderen Bereichen Wettbewerbs- 
nachteile für kleinere und mittlere Unternehmen 
ergeben, sie durch geeignete Maßnahmen auszu- 
gleichen. 


24 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/3230 


Anlage 


INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSPOLITIK AN DER UNIVERSITÄT ZU KÖLN 


Untersuchung der Möglichkeiten des Ausgleichs 
der gegenwärtigen Belastung durch lohnbezogene Abgaben 


Gutachten 

erstellt im Aufträge des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 

von 

Privatdozent Dr. Christian Watrin und Diplom-Volkswirt Willi Meyer 


Köln 1963 


25 



Drucksache IV/3230 


Deutscher Bundestag — - 4. Wahlperiode 


Gliederung 


Seite 

TEIL I 

Lohnbezogene Abgaben und das Problem 
der Wettbewerbsgerechtigkeit 

A. Die Begründung des Begehrens 28 

B. Die verschiedenen Bedeutungen des Begriffs „Wettbewerbsge- 
rechtigkeit" 28 

a) Die Diskrimination von Produktionsverfahren 28 

b) Die Zurechnung der Kosten nach dem Verursachungsprinzip . . 33 

c) Die Kompensation von Wettbewerbsnachteilen 33 

d) Zusammenfassung 34 

TEIL II 

Das gegenwärtige System der lohnbezogenen Abgaben 

A. Die Äquivalenz von sozialen und privaten Kosten 34 

B. Die Logik des Systems 35 

C. Die Kombination von Arbeit und Kapital 35 

D. Die statistische Information 36 

TEIL III 

Die verschiedenen Alternativen zur Reform des Systems 

A. Die Änderung von Bemessungsgrundlage und Beitragssatz 42 

a) Die logischen Möglichkeiten 42 

b) Die Arbeitskosten als Bemessungsgrundlage 43 

c) Die Kapitalkosten als Bemessungsgrundlage 43 

d) Gesamtgrößen als Bemessungsgrundlage 44 

e) Nominal gleiche oder differenzierte Beitragssätze 45 

B. Die Träger der Sozialabgabe 45 

a) Die Aufbringung des Arbeitgeberanteils unter Beibehaltung 

des lohnbezogenen Systems für die Arbeitnehmerseite 45 

b) Die Arbeitnehmer als alleinige Träger der Beitragsanteile 46 

c) Die Arbeitgeber als alleinige Träger der Sozialabgaben 47 

d) Der Staat als Träger der Arbeitgeber- und Arbeitnehmeran- 
teile 47 

C. Zum Lohn- und Steuercharakter und zur Wettbewerbsneutralität 

der verschiedenen Änderungsmöglichkeiten 48 

a) Zur Frage des Lohn- oder Steuercharakters der Abgabe 48 

b) Zur Frage der Wettbewerbsneiitralität 48 



Drucksache IV/3230 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 

Seite 

TEIL IV 

Die Wirkungsanalyse der Änderungsmöglichkeiten 

A. Substitutions- und Ausbringungseffekte 49 

a) Anpassungswirkungen unter Voraussetzung klassischer Pro- 
duktionsfunktionen 49 

b) Anpassungseffekte unter Voraussetzung von Produktionsfunk- 
tionen mit diskontinuierlicher Substituierbarkeit 50 

B. Die Wirkungen auf die Produktionsfaktoreneinkommen 52 

a) Die Nachfrage nach Produktionsfaktoren 52 

b) Das Angebot von Produktionsfaktoren 52 

C. Markt- und Konkurrenzeffekte 53 

a) Koistenänderungen und ihre Rückwirkungen auf die Markt- 
stellung in der Übergangsperiode 53 

b) Änderungen der ökonomischen Positionen innerhalb und zwi- 
schen den Branchen in der Übergangsperiode 56 

D. Numerische Schätzungen der Gewinnänderungen zwischen Größen- 

klassen und Industriezweigen beim Übergang zu einem nettopro- 
duktionswert- bzw. kapitalbezogenen System 58 

a) Vergleich der Koistenänderungen zwischen den Größenklassen 

jeweils eines Industriezweiges bei Einführung einer nettopro- 
duktionswertbezogenen Abgabe 58 

b) Vergleich der Kostenänderungen zwischen den Größenklassen 

jeweils eines Industriezweiges bei Einführung einer kapital- 
bezogenen Abgabe 64 

c) Vergleich der Koistenänderungen zwischen den Industriezwei- 
gen 68 

E. Rückwirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Kostenstruktur .... 73 

TEIL V 

Eine Reduktion des Entscheidungsproblems 

A. Die Äquivalenz von privaten und volkswirtschaftlichen Kosten 

und der Ausbau des Systems der lohnbezogenen Abgaben 75 

B. Die kapitalbezogene Bemessungsgrundlage und die Fragen eines 

Umbaus des bestehenden Systems der sozialen Sicherung 76 

C. Die Wertschöpfungsabgabe, die lohnbezogene Abgabe und die 

Frage der Wettbewerbsneutralität 77 

D. Abschließende Bemerkung 77 

Anhang 1: Die Arbeitsintensität mittelständischer Unternehmen .... 80 

Anhang 2: Zur Berechnung der Abgabesätze einer Abgabe auf den 

Nettoproduktionswert 87 


27 



Drucksache IV73230 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Untersuchung der Möglichkeiten des Ausgleichs 
der gegenwärtigen Belastung durch lohnbezogene Abgaben 


TEIL I 

Lohnbez.ogene Abgaben und das Problem 
der Wettbewerbsgerechtigkeit 

A. Die Begründung des Begehrens 

§ 1, Das Hauptargument, mit dem gegenwärtig 
eine Änderung des Systems der lohnbezogenen 
Sozialabgaben begründet wird, geht dahin, daß die 
nach der Lohnsumme berechneten Beiträge der Ar- 
beitgeber zur gesetzlichen Krankenversicherung, Un- 
fallversicherung, Rentenversicherung, Arbeitslosen- 
versicherung und zum Kindergeld Unternehmen mit 
arbeitsintensiven Produktionsfunktionen (-verfah- 
ren) gegenüber kapitalintensiven benachteiligen. An 
diese Behauptung knüpfen sich eine Reihe von 
Aussagen, die die Kosten-, Preis- und Markt- sowie 
die Einkommensstruktur der gesamten Volkswirt- 
schaft und der Betriebe betreffen, und die alle 
darauf hinweisen, daß sowohl die arbeitsintensiven 
Klein- und Mittelbetriebe, die mit dem sogenannten 
Mittelstandsbereich gleichgesetzt werden, als auch 
die arbeitsintensiven Großbetriebe einseitig im 
Wettbewerb behindert würden. Daraus wird der 
Schluß gezogen, daß nach Mitteln und Wegen ge- 
sucht werden soll, die den tatsächlichen oder ver- 
meintlichen Wettbewerbsnachteil dieser Unterneh- 
men beseitigen. 

B. Die verschiedenen Bedeutungen 
des Begriffs „Wettbewerbsgerechtigkeit" 

§ 2. Der Vorwurf mangelnder Wettbewerbsgerech- 
tigkeit wird in der wirtschaftspolitischen Tagesdis- 
kussion häufig erhoben, ohne daß immer eine hin- 
reichende Übereinstimmung oder Klarheit darüber 
besteht, was darunter verstanden werden soll. Es ent- 
steht dadurch die gewiß nicht gering einzuschätzende 
Gefahr, daß die in diesem Zusammenhang häufig 
verwendeten Begriffe wie „Diskriminierung", „künst- 
licher Wettbewerbsvorsprung", „Wettbewerbsver- 
zerrung", „Wettbewerbsverfälschung", „künstlicher 
Kostenvorteil", eine normative Bedeutung erlangen, 
die die wissenschaftliche Analyse beeinträchtigt 
bzw. dem Verdacht aussetzt, durch die Interessen 
des jeweiligen Betrachters bestimmt zu sein. Um das 
zu vermeiden, ist es zunächst erforderlich, Über- 
legungen darüber anzustcllen, was im vorliegenden 
Zusammenhang unter Wettbewerbsneutralität bzw. 
-diskriminierung verstanden werden kann. Das 
scheint um so wichtiger, als das Verlangen nach 
„Gerechtigkeit" im weitesten Sinne eine häufig er- 
hobene, wenn auch mitunter inhaltsleere' Forderung 


ist, die zur Begründung verschiedenster, oft sich 
widersprechender politischer Maßnahmen ins Feld 
geführt wird. 

§ 3. Analysiert man die verschiedenen Bedeutun- 
gen des Begriffs „Wettbewerbsgerechtigkeit" und 
der mit ihm verbundenen wirtschaftspolitischen 
Forderung auf Beseitigung von Wettbewerbsver- 
zerrungen, so ergeben sich im vorliegenden Zusam- 
menhang drei mögliche Interpretationen. So kann 
man unter dem Begehren nach „Herstellung der 
W ettbewerbsneutralität" verstehen: 

1. die Beseitigung der Diskrimination von Produk- 
tionsverfahren durch öffentliche Abgaben; 

2. die Zurechnung von Kosten nach dem Verur- 
sachungsprinzip und 

3. die Einführung kompensatorischer Maßnahmen 
zum Ausgleich von Konkurrcnznachteilen. 


a) Die Diskrimination von Produktionsverfahren 

§ 4. In der wettbewerbspolitischen Diskussion wird 
häufig die Auffassung vertreten, daß eine soge- 
nannte Verfälschung der Wettbewerbssituation dann 
vorliegt, „wenn die Wettbewerber mit unterschied- 
lichen Steuerlasten oder finanziellen Zuwendungen 
bedacht werden" ä- 

Das Hauptargument der Kritiker des bestehenden 
Systems der lohnbezogenen Abgaben macht sich 
diese Auffassung zu eigen; denn es wird die These 
vertreten, daß durch das Anknüpfen an die Lohn- 
summe als Bemessungsgrundlage arbeitsintensive 
Produktionen stärker belastet werden als kapital- 
intensive. Es ist allerdings unklar, was in diesem 
Zusammenhang unter ungleicher Belastung exakt 
verstanden werden soll. Die Kritik richtet sich - — 
was ausdrücklich zu beachten ist — nicht gegen die 
Differenzierung der Beitragssätze, die im gegen- 
wärtigen System u. a. nach branchenmäßigen und 
qualitativen Gesichtspunkten vorgenommen wird^), 
sondern gegen die Bemessungsgrundlage Lohn, aus 
der die Diskrimination einer bestimmten Gruppe 
von Produktionsverfahren gefolgert wird. Ihr läßt 
sich aber entgegenhalten, daß durch das Anknüpfen 
an den Faktor Arbeit für alle Unternehmen der 
Volkswirtschaft ein gleicher Tatbestand geschaffen 
wird und daß folglich eine Benachteiligung nicht ent- 
steht, zumal ja die Wahl der Produktionsverfahren 
in die Entscheidung der Unternehmer gestellt ist. 


'] G. Schmölders, Der Wettbewerbsgedanke im Bereich 
der Finanz- und Steuerpolitik. In: Kartelle und Mono- 
pole im modernen Recht. Bd. 2, Karlsruhe 1961, S. 498. 
-) Siehe hierzu im einzelnen § 12 ff. 
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Wenn man trotzdem an dem Argument der unglei- 
chen Belastung als einer vom Wettbewerbsstand- 
punkt aus unzulässigen Verletzung des Prinzips der 
Wettbewerbsneutralität festhalten will, so läßt sich 
diese Position exakt nur begründen, wenn man die 
Auffassung vertritt, daß es sich im vorliegenden Fall 
um eine sogenannte spezifische Wettbewerbsver- 
zerrung oder — was dasselbe bedeutet ■ — eine 
spezielle Kostenbelastung handelt, durch die die 
Gesamtkostenrelationen zwischen den Unternehmen 
bzw. die Kostenrelationen zwischen den Gütern ver- 
schoben werden. Zu dieser Interpretation gelangt 
man anhand folgender Überlegungen: 

Betrachtet man zwei Unternehmen, deren Gesamt- 
kostenbudget sich nur aus Arbeits- und Kapital- 
kosten zusammensetzt ^), so kann man sechs ver- 
schiedene Kostenrelationen, zwei innerbetriebliche 
und vier zwischenbetriebliche, unterscheiden, und 
zwar zunächst zwei innerbetriebliche Relationen: 

Tabelle 1 


Kosten 

Unternehmen 

Ui 

Uj 

A 

Ai 

Aj 

K 

1 

Ki 

Kj 

A -E K 

Ai + Ki 

> 


(1) die Relation zwischen den Kostenarten einer 
Unternehmung und 

(2) die Relation zwischen jeweils einer Kostenart 
und den Gesamtkosten einer Unternehmung ^). 

Außerdem bestehen zwei zwischenbetriebliche Ko- 
stenrelationen 

(3) die Relation zwischen gleichen Kostenarten 
zweier (oder mehrerer) Unternehmen 

(4) die Relation zwischen den Gesamtkosten zweier 
(oder mehrerer) Unternehmen ^). 




"1 


Unter Kapitalkosten wird im folgenden das logische 
Komplement zu den Arbeitskosten verstanden, also 
Kapitalkosten “ i — Arbeitskosten. Die obige Zwei- 
teilung läßt sich als eine erschöpfende Klassifikation 
aller in einer Unternehmung anfallenden Kosten auf- 
fassen. 

Wenn man die beiden Unternehmen mit Ui und Uj 
und die Arbeitskosten mit A, die Kapilalkosten mit K 
bezeichnet, so kann man in symbolischer Schreibweise 
die Relation (1) auf folgende Weise schreiben: 

bzw. . Da die Summe der Arbeits- und Kapital- 
Ki Kj 

kosten die Gesamtkosten (A -f K) ergibt, läßt sich 
Relation (2) wie folgt ausdrücken: 


Ai Aj 

. bzw. . 

Ai -\~ Ki Aj 


Kl 


Ki 


, oder . bzw. . 

-f- Kj Ai -f Ki Aj -I- K; 

In symbolischer Schreibweise ergibt sich für Rela- 
tion (3) 

Ai , Ki Ai -r K; 


Aj 


bzw. und für die Relation (4) 
Kj 


Aj + Ki 


Wenn man die innerbetrieblichen Relationen (1) 
und (2) einer Unternehmung auf die entsprechenden 
Relationen einer anderen Unternehmung bezieht, 
dann erhält man zwei weitere zwischenbetriebliche 
Kostcnrelationen 

(5) die Relation zwischen den innerbetrieblichen 
Verhältnissen der Kostenarten zweier (oder 
mehrerer) Unternehmen und 

(6) die Relation zwischen den innerbetrieblichen 
Verhältnissen der Kostenarten zu den Gesamt- 
kosten zv/oier (oder mehrerer) Unternehmen^). 

Angenommen seien nun zwei Unternehmen, Ui und 
Uj, die ohne Sozialabgaben die folgende Kosten- 
struktur aufweisen: 


Tabelle 2 


^ Ui ! Uj 

i 1 

Arbeitskosten 

Kapitalkosten 

o o 

00 CN 

20 

80 

Gesamtkosten 

100 

100 


Das Unternehmen Ui ist also im Verhältnis zum 
Unternehmen Uj relativ arbeitsintensiv. 

Nach der Einführung einer Sozialabgabe auf den 
Produktionsfaktor Arbeit in Hohe von lO^’/o ergibt 
sich dann folgendes Bild: 


Tabelle 3 



Ui 

Uj 

Arbeitskosten 



und Sozialabgaben . . . 

CO 

CO 

22 

Kapitdlkosten 

20 

80 

Gesamtkosten 

108 1 

102 


Aus der folgenden Tabelle v.ürd nun ersichtlich, wie 
sich die Kostcnrelationen innerhalb und zwischen 
den beiden Unternehmen im Augenblick der Auf- 
lage der Sozialabgabe verschieben-). Dabei ergibt 
sich im einzelnen, daß nach Einführung einer lohn- 
bezogenen Abgabe die Relationen (3) und (5) gleich 
bleiben, also sowohl die Relation der Arbeitskosten 
zwischen zwei Unternehmen als auch das Verhält- 
nis der Kostenarten Kapital und Arbeit zwischen den 
Unternehmen nicht verändert werden. 


Relation (5) 
Relation (6) 


Ai Aj 
Ki ■ Kj 
Aj 

Al r Kl 


V , , Ki , K;, 

Aj + Kj Ai + Ki ‘ Aj + Kj 
Zur dynamischen Perspektive der Ko.slenverschiebun- 
gen siehe Teil IV, Abschnitt E. 
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Tabelle 4 



Zwischenbetriebliche Kostenrelationen 

(1) 

(2) 1) 

(3) ') (4) (5) (6) ‘) 

Ui 1 Ui 

Ui 1 Ui 

ohne lohnbezogene 
Sozialabgaben 

4 0,25 

0,8 0,2 

4 1 16 4 

nach Einführung der 
lohnbezogenen 
Sozialabgaben 

4,4 0,275 

0,815 0,216 

4 1,06 16 3,78 


1) Diese Werte sind berechnet für jeweils eine der beiden möglichen Unterklassen der Relationen (2), (3) und (6), 

(2) = — bzw. - , für (3) =- und für (6) = — . 

^ ^ Ai 4- Ki Aj + Kj' ^ ^ Aj Ai + Ki Aj + Kj* 


und zwar für 


Ein prozentual gleicher Zuwachs von lO Vo ergibt 
sich bei der Relation (1), die Arbeits- und Kapital- 
kosten zueinander in Beziehung setzt. Bei den 
Kostenrelationen (2), (4) und (6), die jeweils die ein- 
getretene Veränderung auf die Gesamtkosten der 
Unternehmen beziehen, ergeben sich jedoch jeweils 
Verschiebungen. So steigt in beiden Unternehmen 
der Anteil der Gesamtarbeitskosten (= Arbeits- 
kosten + Sozialabgabe) an den Gesamtkosten [Re- 
lation (2)], wobei der Anstieg bei dem arbeits- 
intensiven Unternehmen relativ stärker ist; ferner 
erhöhen sich die Gesamtkosten bei dem arbeits- 
intensiven Unternehmen um einen relativ größeren 
Betrag, was sich an der Änderung der Relation (4) 
ablesen läßt, und schließlich wird das Verhältnis der 
Arbeitskosten zu den Gesamtkosten zwischen den 
Unternehmen ebenfalls verändert [Relation (6)]. 

Verschiebungen der Relationen (2), (4) und (5) aber 
spiegeln Änderungen in den Gesamtkostenrelatio- 
nen wider. Wenn man daher die These aufstellt, daß 
eine Äbgabe auf den Faktor Lohn (bzw. Ärbeit) den 
Wettbewerb zwischen den Unternehmen verzerrt, so 
kann man sie in die exaktere und allgemeinere For- 
mulierung bringen, daß alle Abgaben, die die Ge- 
samtkostenverhältnisse in der Wirtschaft verändern, 
als Wettbewerbsverzerrungen angesehen werden 
sollen. 

Änders ausgedrückt kann man in diesem Sinne von 
Wettbewerbsverzerrungen auch dann sprechen, 
wenn öffentliche Maßnahmen die Gesamtkosten- 
relationen in einer nationalen Wirtschaft in einer 
Situation Ä gegenüber einer Situation B für einzelne 
Sektoren oder Unternehmen unterschiedlich ver- 
schieben ^). 

Die vorstehende Definition kann auch auf die Hand- 
lungen von Privaten, also Interventionen, die nicht 
öffentlichen Zwangscharakter haben, ausgedehnt wer- 
den, Rechnet man beispielsweise die freiwilligen So- 
zialleistungen zu den Arbedtskosten, so bedeutet deren 
Übernahme durch ein Unternehmen, daß sich seine 
Arbeitskosten im Verhältnis zu allen anderen Unter- 
nehmen, die nicht gleich oder ähnlich, wirkende 
Maßnahmen ergreifen, relativ erhöhen. 


§ 5. Genau im vorstehend beschriebenen Sinne 
wird der Begriff „Wettbewerbsverzerrung" im übri- 
gen in der Diskussion zur Reform der Umsatz- 
besteuerung (a) und in den Erörterungen über die 
Wettbewerbsverfälschung (b) im internationalen 
Handel verwendet. 

(a) Die neuere Kritik an der Bruttoallphasenbe- 
steuerung richtet sich ja nicht nur gegen die Wettbe- 
werbsverzerrungen, die aus der Kumulativwirkung 
der Umsatzsteuer resultieren^), sondern gleichzeitig 
auch gegen die mit ihr verbundene Diskriminierung 
relativ kapitalintensiver Produktionsverfahren -). 
Anhand der gleichen Überlegungen, die oben (§ 4) 
angestellt wurden, ergibt sich, daß eine Steuer auf 
den Faktor „Vorleistung" dieselben Wirkungen hat, 
wie eine Abgabe auf den Faktor „Arbeit" ^). Der Un- 
terschied zur Wettbewerbsdiskriminierung bei den 
lohnbezogenen Abgaben besteht lediglich darin, daß 


^) Es sei darauf hingewiesen, daß bei den lohnbezogenen 
Abgaben der stufenförmige Aufbau der Produktion 
ohne Bedeutung ist, da er keine kumulativen Effekte 
auslöst. Wenn man die Kostenbudgets zweier Unter- 
nehmen wie üblich standardisiert, dann läßt sich ohne 
Schwierigkeit zeigen, daß der Beitrag zur Sozialver- 
sicherung immer den gleichen Einfluß auf die Herstel- 
lungskosten eines Gutes hat, also nichtkumulativ ist. 
Damit entfällt auch der Anreiz zur vertikalen Inte- 
gration von Unternehmen aus Gründen der Steuerein- 
sparung. 

“) Vgl. W. Albers: In: W. Albers, H. Weise, R. Binder, 
Wettbewerbsverschiebungen durch unterschiedliche 
Steuerbelastung von Produktionsmitteln in der euro- 
päischen Integration. Kieler Studien. Hrsg, von 
F. Baade, Nr. 55, Kiel 1960, S, 17—35. 

Die Tabellen 2 bis 4 lassen sich ohne Veränderung 
der Zahlenwerte zur Demonstration verwenden, wenn 
man statt „Arbeitskosten" die Größe „Vorleistung", 
statt „Kapitalkosten'' die Größe „Wertschöpfung" und 
statt „Sozialabgabe" eine lOVoige Steuer einsetzt. Es 
zeigt sich dann, daß Unternehmen mit einem großen 
Anteil an Vorleistungen (hier Uj) auch relativ höhere 
Gesamtkosten aufweisen und daß die Gesamtkosten- 
relationen genau wie im Beispiel der Tabelle 4 ver- 
schoben werden. 
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Unternehmen mit einem hohen Anteil an Vor- 
leistungen kapitalintensiv und nicht arbeitsintensiv 
sind ^). — 

Den vorstehend beschriebenen Typ der Wett- 
bewerbsverzerrungen kann man auch als „Dis- 
krimination von Produktionsverfahren" bezeichnen, 

(b) Im Rahmen der internationalen wettbewerbs- 
politischen Erörterungen wird der Begriff der Wett- 
bewerbsverfälschungen in analoger Weise verwen- 
det 2). Man unterscheidet gewöhnlich zwischen gene- 
rellen und speziellen Verzerrungen oder Kosten- 
belastungen und bezeichnet mit ersteren allgemeine 
gleiche Belastungen der in einem Land erzeugten 
Güter, denen nicht allgemeine gleiche Belastungen 
der in einem anderen Land erzeugten Güter gegen- 
überstehen. Unter speziellen Verzerrungen hingegen 
versteht man ungleichmäßige Belastungen, denen die 
Güter eines Landes unterworfen sind, während die 
Güter eines anderen Landes nicht die gleichen unter- 
schiedlichen Belastungen^) zu tragen haben. 

Diese Vorstellung kann auf nationale Märkte, die 
sich ja als Freihandelsräume mit reiner Gold- 
währung auffassen lassen, übertragen werden'*). 


Siehe hierzu Albers, a. a. O., S. 17 ff. — H. Willgerodt, 
Umsatzsteuern und Handelsoptimum im Gemeinsamen 
Markt. Ordo, Bd. 10 (1958), S. 89 f. 

-) Im Rahmen der Verhandlungen über den EWG-Ver- 
trag hat das Problem der „Verzerrung des zwischen- 
staatlichen Wettbewerbs" eine große Rolle gespielt. 
Siehe hierzu die zusammenfassende Darstellung bei 
R. Sprung, Bestimmungen über die Beseitigung von 
Verzerrungen des Wettbewerbs im Vertrag über die 
EWG. In; Finanzarchiv, Bd. 20 (1959'60), S. 201 ff. 

h In diesem Zusammenhang wird mitunter eine Unter- 
scheidung getroffen zwischen Wettbewerbsverzerrung 
und -Verfälschung. Den ersten Begriff bezieht man auf 
den internationalen, den zweiten auf den nationalen 
Markt. Sprung (a. a. O., S. 202 f.) will durch diese Ter- 
minologie z, B. zum Ausdruck bringen, daß nationale 
Wcttbewerbsverfälschungen nicht notwendigerweise 
internationale Wettbewerbsverzerrungen implizieren, 
da möglicherweise der Fall eintreten kann, daß der 
Wettbewerb ln konkurrierenden Ländern zufällig in 
gleicher Weise „verfälscht" ist. 

'*) Es empfiehlt sich in diesem Zusammenhang das zen- 
trale Argument der Theorie des internationalen Wett- 
bewerbs hervorzuheben; es besagt, daß generelle 
Kostenunterschiede durch die Zahlungsbilanz ausge- 
glichen werden, also z. B. ein sogenanntes Kapital- 
dumping, d. h. ein Auskonkurrieren arbeitsintensiver 
Volkswirtschaften durch kapitalintensive, aufs Ganze 
gesehen durch die Sanktionsmechanismen des Devi- 
senmarktes • — ■ Abwertung oder Einkommensanpassung 
in der kostenungünstigeren Volkswirtschaft — ver- 
hindert würde. Spezifische Kostenunterschiede werden 
dagegen nicht durch die Zahlungsbilanz ausgeglichen. 
Sie können das Resultat von staatlichen Maßnahmen 
sein, die etwa Standortvorteile schaffen, also die 
Kostenrelationen innerhalb einer Volkswirtschaft än- 
dern. Die Folge ist, daß bestimmte Kostenbestandteile, 
die nicht von den „natürlichen" Produktionsbedingun- 
gen, sondern staatlichen Interventionen abhängen, für 
die Erstellung des gleichen Gutes in verschiedenen 
Ländern unterschiedlich hoch sein können, obwohl die 
natürlichen Kostenrelationen gleich sind. — Die Be- 
hauptung, daß generelle Verzerrungen im Außenhan- 
del über Wechselkursänderungen „unschädlich" ge- 


Von generellen Kostenbelastungen kann man dann 
sprechen, wenn Maßnahmen, wie die Erhebung von 
Sozialabgaben, die Kostenrelationen zwischen den 
Gütern einer Volkswirtschaft nicht verändern, wäh- 
rend spezielle Belastungen die Kostenrelationen in 
unterschiedlicher Weise beeinflussen. 

Der Begriff der Wettbewerbsverzerrung wird im 
vorliegenden Fall auf die Kostenrelationen zwischen 
Gütern und nicht, wie oben (§ 4), auf die Gesamt- 
kostenrelationen zwischen Unternehmen bezogen. 
Prinzipiell besteht jedoch zwischen beiden Inter- 
pretationen kein Unterschied, da es unter der üb- 
licherweise in der ökonomischen Theorie gemachten 
Annahme, daß alle Unternehmen nur ein Produkt 
hersteilen, gleichgültig ist, ob man auf die Gesamt- 
oder die Diirchschnittskostcn abstellt. Die Behaup- 
tung, daß die „Kosten" der arbeitsintensiven Be- 
triebe durch die Sozialabgabe stärker steigen als die 
der kapitalintensiven, kann infolgedessen sowohl 
auf die Gesamtkosten als auch auf die Durchschnitts- 
kosten bezogen werden. Man kann daher die These 
der Kritiker des Systems der lohnbezogenen Ab- 
gaben sowohl in der einen als auch in der anderen 
Formulierung vortragen. Demnach wären also Ab- 
gaben, die die Gesamtkostenrelationen zwischen 
Gütern"') nicht gleichmäßig verändern, als Wett- 
bewerbsverzerrungen (spezielle Kostenbelastungen) 
anzusehen. Das Verlangen nach Ausgleich aber 
würde besagen: Das gegenwärtige System soll so 
umkonstruiert werden, daß die oben definierte 
Wettbewerbsverzerrung in Fortfall kommt. 

§ 6. Faßt man die Wettbewerbsverzerrung als eine 
spezifische Durchschnitts- oder Gesamtkostenbela- 
stung auf und fordert man gleichzeitig ihre Beseiti- 
gung, so ist es von besonderer Bedeutung, die 
Implikationen dieser Wettbewerbskonzeption her- 
vorzuheben. Das politische Postulat, die im einen 
oder anderen Sinne definierten Kostenrelationen 
unverändert zu lassen, ist nämlich nur dann sinn- 
voll, wenn man die Ansicht vertritt, daß die vor 


macht werden können, ist sicher nicht ganz unproble- 
matisch; denn zum ersten sind allgemeine Belastun- 
gen, die die Güter eines Landes gleichmäßig treffen, 
sehr selten, und zum zweiten haben Wechselkurs- 
änderungen auf die Kostenbudgets der verschiedenen 
V/irtschaftszweige eines Landes unterschiedliche Aus- 
wirkungen; die Art der durch Wechselkursänderungen 
ausgelösten Kostenänderungen in einer Unternehmung 
richtet sich nach dem Anteil der importierten Güter 
an den gesamten Einsatzgütern. 

Zur Literatur siehe: F. W. Meyer, H. Willgerodt, 
H. J. Müller, Internationale Lohngefälle. Wirtschafts- 
politische Folgerungen und statistische Problematik. 
Hrsg, vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, Bonn, o. J. (1956). — Soziale Aspekte 
der europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Be- 
richt einer Sachverständigengruppe. Hrsg, vom Inter- 
nationalen Arbeitsamt, Studien und Bericht, N. F., 
Nr. 46, Genf 1956 (Ohlin-Bericht). — W. Albers, 
H. Weise, R. Binder, Wettbewerbsverschiebungen 
durch die unterschiedliche Steuerbelastung von Pro- 
duktionsmitteln in der europäischen Integration Kie- 
ler Studien. Hrsg, von F. Baade, Nr. 55, Kiel 1960. 

‘Ü Hier wird vereinfachend unterstellt, daß die Preise 
gleich den Kosten sind. 
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Einführung der Abgabe bestehenden Kostenrela- 
tionen in irgendeinem Sinne „richtig" und daher 
erhaltungswürdig seien ^). Tatsächlich bedient man 
sich häufig dieser Vorstellung, indem man zwischen 
„natürlichen“ und „künstlichen“ Kostenbestandteilen 
unterscheidet und z. B. in der Theorie des inter- 
nationalen Wettbewerbs fordert, die Harmonisie- 
rung der Verzerrungen solle so durchgeführt wer- 
den, daß „die natürlichen Kostenunterschiede . . . 
nicht beeinträchtigt werden" ^). 

Dieses Axiom der Aufrechterhaltung der „natür- 
lichen" Kostenrelationen wird auf nationale Märkte 
angewendet, indem man fordert, daß die nicht- 
leistungsbedingten Vorteile, die etwa aus der 
Rechtsordnung resultieren, im nichtdiskriminatori- 
schen Wettbewerb beseitigt werden müßten. So 
wird etwa in der wettbewerbspolitischen Diskussion 
über die Frage der Chancengleichheit zwischen 
Groß- und Kleinbetrieben argumentiert, daß die 
„natürlichen" Kostenvorteile, die etwa bei Groß- 
betrieben aus der Kostendegression bei steigender 
Ausbringung oder aus der besseren Betriebsorgani- 
sation resultieren und die bei Kleinbetrieben aus 
der größeren Marktnähe folgen, leistungsbedingt 
seien. „Künstliche" Kostenvorteile hingegen resul- 
tierten aus der kumulativen Allphasenbruttobesteue- 
rung des Umsatzes, die vertikale Zusammenschlüsse 
gegenüber einstufigen Unternehmen eindeutig be- 
günstige, wobei der erzielte Kostenvorteil nicht in 
einer höheren ökonomischen Leistungskraft dieser 
ökonomischen Gebilde beruhe. Zu den „künstlichen" 
nichtleistungsbedingten Kostenvorteilen zählt man 
ferner noch häufig die kreditpolitischen Vorteile des 
Großbetriebes gegenüber dem Klein- und Mittel- 
betrieb und seiner Bevorzugung bei der Industrie- 
ansiedlungspolitik ^). 

Welche Kostenbestandteile allerdings zu den „künst- 
lichen" bzw. den „natürlichen" Kosten gehören, läßt 
sich a priori keineswegs mit der wünschenswerten 
Deutlichkeit bestimmen. Je nach dem eingenomme- 
nen Standpunkt kann man unter „künstlichen" 
Kosten Verschiedenes verstehen, und es besteht 

b Nur am Rande sei darauf hingewiesen, daß die Ver- 
änderung von Kostenrelationen eine der häufigsten 
gewollten oder nichtgewollten Konsequenzen staat- 
licher Interventionen ist. Die Erhöhung von Kostert- 
bestandteilen geschieht z. B. in der Absicht, die Nach- 
frage auf den Konsumgüter- oder Produktionsfaktoren- 
märkten einzudämmen, 
b Siehe z. B. Sprung, a. a. O., S. 207. 

Einzelheiten siehe z. B. bei R. Aengenendt — Papesch, 

Die Funktionen der Klein- und Mittelbetriebe in der 
wettbewerblichen Marktwirtschaft. Abhandlungen zur 
Mittelstandsforschung Nr. 2. Hrsg, vom Institut für 
Mittelstandsforschung, Köln und Opladen 1962, S. 84 ff. 

'*) Man könnte beispielsweise so weit gehen, daß man 1 
alle Einschränkungen des unternehmerischen Aktions- | 
Spielraumes dazu rechnete. Um ein Beispiel zu nen- i 
nen, sei auf die Arbeitsschutzbestimmungen verwie- ! 
sen, die ja u. a. das Marktangebot einschränken, in- i 
dem sie bestimmten Anbieterschichten (z. B. Jugend- ^ 
liehen unter einem gesetzlich festgelegten Mindest- 
alter) den Marktzutritt verwehren. Dieses Verbot -) 
kann man als Zwang interpretieren, nur ältere und 


keine Einmütigkeit darüber, welche Abgrenzungs- 
kriterien zur Anwendung gelangen sollen. Solange 
keine Festlegung getroffen ist, was man unter 
„künstlichen" bzw. „natürlichen" Kosten zu verste- 
hen hat, kann jeder beliebige Änderungswunsch 
unter Berufung auf „verzerrte natürliche Kostenver- 
hältnisse" begründet werden b- 

Gerade im Hinblick auf die lohnbezogenen Abgaben 
ist dieser Gesichtspunkt von besonderer Bedeutung, 
weil hier zwei konkurrierende Interpretationen be- 
stehen, die zu verschiedenen wirtschaftspolitischen 
Konsequenzen führen. Die Vertreter der ersten Posi- 
tion sind der Meinung, daß die Sozialversicherungs- 
beiträge der Arbeitgeber auf Grund ihres Zwangs- 
charakters, auch wenn sie anders bezeichnet wür- 
den, zu den Steuern zählten und als Produktions- 
mittelsteuern zu bezeichnen seien. Daraus folgern 
sie, daß jene in die Kategorie der künstlichen 
Kosten eingeordnet werden müssen"). Die Anhänger 
der Gegenposition sind dagegen der Ansicht, es 
handele sich bei den gesetzlichen Sozialversiche- 
rungsabgaben um Lohnbestandteile, die den Arbeits- 
kosten zuzurechnen seien. Sie definieren folglich den 
Lohn als das Bruttoeinkommen der Unselbständigen, 
das sich aus Bruttolohn und Arbeitgeberbeitrag zur 
sozialen Sicherung zusammensetzt, und rechnen die 
vom Arbeitgeber aufzubringenden Beiträge zu den 
natürlichen Kosten. 

Sicherlich wäre es unzutreffend, die Frage nach der 
„richtigen" Definition der „natürlichen" und umge- 
kehrt der „künstlichen" Kosten im Sinne einer 
Wesensdefinition zu entscheiden oder aber mit der 
unzutreffenden und niemals realisierten Situation 
eines interventionslosen Zustandes, in dem nur 
„natürliche" Kosten existieren, zu operieren. Beide 
Wege würden zur dogmatischen Verteidigung der 
einen oder anderen Position führen. Für die Zwecke 
der vorliegenden Untersuchung scheint es daher 
zweckmäßig, anstelle des Versuches den einen oder 
anderen Standpunkt positiv zu rechtfertigen, die 
logischen und faktischen Konsequenzen, die aus der 
einen oder anderen Interpretation resultieren, auf- 
zuweisen. Dabei ergibt sich, daß der zweite Stand- 
punkt zu einer anderen Interpretation des Begriffs 
der Wettbewerbsgerechtigkeit führt als der zuerst 
dargestellte. 


zumei.st teurere Arbeitskräfte besdiäftigen zu dürfen. 
Man könnte die entgangene Möglichkeit, Jugendliche 
in einem bestimmten Alter einstellen zu dürfen, als 
Folge eines „künstlichen" staatlichen Eingriffs und da- 
mit als Kosten interpretieren, die bei arbeitsintensi- 
ven Produktionen dann relativ stärker anfallen als 
bei kapitalintensiven. 

J Vgl. auch R. Sprung {a. a. O., S. 203 f.), der die Mei- 
nung vertritt, daß letzten Endes eine Verständigung 
darüber notwendig ist, welche Kostenelemente den 
Wettbewerb verzerren und welche nicht. 

Albers, a, a. O., S. 9. — Ferner auch Aengenendt- 
Papesch, a. a. O., S. 88 f. 
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b) Die Zurechnung der Kosten nach dem 
Verursachungsprinzip 

§ 7. Wenn man den Arbeitgeberboitrag zur sozialen 
Sicherung als einen Teil der Arbeitskosten auffaßt ^), 
dann läßt sich von dieser Position aus eine zweite 
Konzeption der Wettbewerbsgerechtigkeit formulie- 
ren, deren Grundidee auf der Zurechnung von ! 
Kosten nach dem Verursachungsprinzip beruht. I 

Kosten werden im allgemeinen als „bewerteter 
Güterverzehr" definiert. Bei der Produktion von 
wirtschaftlidion Gütern tritt nun häufig der Fall ein, 
daß Werte verzehrt werden, für die der Unterneh- 
mer selbst keine Entschädigung bezahlt, für die 
jedoch andere Sektoren der Wirtschaft, vor allem 
der Staatshaushalt, aufkoinmen müssen. Man be- 
zeichnet den Werteverzehr, der die privaten Kosten 
(der Unternehmen) übersteigt, als „Sozialkosten" ^). 

Die Sozialkosten werden, sofern sie nicht bei den 
Unternehmen anfallen, von anderen Wirtschafts- 
subjekten oder — wie man häufig zu sagen pflegt — 
von der Gesellschaft als Ganzes getragen. Die 
Summe der privaten Kosten und der „Sozialkosten" 
bezeichnet man als volkswirtschaftliche oder soziale 
Kosten der ökonomischen Aktivität der Privaten. 

i 

Von dieser Vorstellung aus läßt sich folgende Kon- 
zeption der Wettbewerbsneutralität entwickeln; Der 
Wettbevmrb ist dann nicht verfälscht, wenn es keine 
Unternehmung gibt, die „Sozialkosten" verursacht; 
die Existenz von „Sozialkosten" bedeutet, daß es 
Unternehmen gibt, die nicht alle Kosten verrechnen, 
die durch ihre Aktivität entstehen; diese Unter- ; 
nehmen verfügen dann über externe Vorteile (ex- j 
ternal economies). Wenn im folgenden von der | 
Äquivalenz von sozialen und privaten Kosten oder 
von dem „Aquivalenzprinzip" gesprochen wird, dann j 
ist immer eine Situation gemeint, in der es keine j 
„Sozialkosten" gibt, also jede Unternehmung den [ 
Teil der sozialen (volkswirtschaftlichen) Kosten 
trägt, den sie verursacht. 

Der Orientierung der Wettbewerbspolitik an der 
Regel der Äquivalenz von sozialen und privaten 
Kosten bzw. der Vermeidung externer Vorteile 
stehen im einzelnen schwierige, möglicherweise in 


h So z. B. Meyer-Willgerodt, a. a. O., S. 63. 

-) Vgl. zu dem Problem der Sozialkosten: \V. Kapp: Tbc 
Social Costs of Private Enterprise. Harvard 1950; 
deutsch: Volkswirtschaftliche Kosten der Privatwirt- 
schaft. Tübingen — Zürich 1958. — Derselbe, Artikel 
„Sozialkosten". In: Handwörterbuch der Sozialwis- 
senschaften. Stuttgart — Tübingen — Göttingen 1955. — 
E. Lauschmann, Zur Frage der „social costs". In: 
Jahrbuch für Sozialwissenschaft, Bd. 4/10 (1959), Heft 2, 
S, 193^ — 220. — K. E. Rhode, Schädigungen der Ge- 
sellschaft durch Begleiterscheinungen der privaten 
Produktion. In: Ordo, Bd. 11 (1959), S. 149 — 192. — 
J. Richter, Die Wirtschaft der „unbezahlten" Kosten. 
Zu neueren Veröffentlichungen über die „Sozial- 
kosten". In: Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik, 5. Jahr (1960), S. 217 — 228. — 
H. Giersch, Allgemeine Wirtschaftspolitik, Grundlagen. 
Tn: Die Wirtschaftswissenschaften. Hrsg, von E. Guten- 
berg, Wiesbaden o. J. (1960), S. 103 f., S. 116f. — 
B. Fritsch, Zur Theorie und Systematik der volkswirt- 
schaftlichen Kosten. Kyklos. Bd. XV (1962), S. 240 ff. 


I manchen Fällen sogar nichtlösbare Zurechnungs- 
; Probleme entgegen. Im vorliegenden Fall ist jedoch 
I die Zurechnung besonders einfach, da sich der Bei- 
j trag der Arbeitgeber zur Sozialversicherung ohne 
Schwierigkeiten dem Produktionsfaktor Arbeit zu- 
ordnen läßt. Es ergibt sich daher die Frage, ob hier 
nach dem Äquivalenzprinzip verfahren werden soll 
oder nicht. Dabei ist es, wie nur am Rande bemerkt 
werden soll, von sekundärer Bedeutung, ob und in 
v^elcher Weise der auf die einzelnen Produktions- 
einheiten entfallende Betrag zwischen den Sozial- 
partnern aufgeteilt werden soll. 

Die Frage, ob das Äquivalenzprinzip oder die oben 
entwickelte Konzeption der Wettbewerbsgerechtig- 
keit (§ 4) „richtig" sei, soll hier wiederum nicht ent- 
schieden werden, da keine übergeordneten Entschei- 
dungskriterien zur Verfügung stehen. Es soll daher, 
wie im ersten Fall, so vorgegangen werden, daß die 
Implikationen der einen oder anderen Position im 
weiteren Verlauf der Untersuchung ausgearbeitet 
werden. 

§ 8. Die Gemeinsamkeiten und die Divergenzen 
zv/ischen den beiden Konzeptionen der Wettbe- 
werbsneutralität ergeben sich aus einer unterschied- 
lichen Grenzziehung zwischen „natürlichen" und 
„künstlichen" Kostenbestandteilen. Die Verfechter 
des Äquivalenzprinzips sind der Meinung, daß alle 
zurechenbaren Kosten und somit auch die Sozial- 
abgaben zur ersten Kategorie gehören und mithin 
die Kostenvor- und -nachteile einer Produktions- 
weise mitbestimmen, während die Anhänger der 
zweiten Position bestimmte zurechenbare Kosten, 
wie z. B. die Sozialabgaben, allein wegen ihres 
öffentlich-rechtlichen Zwangscharakters nicht zu den 
„natürlichen" Kosten zählen. Während daher die 
Vertreter der ersten Position in der Frage der Auf- 
rechterhaltung der Gesamt- oder Durchschnitts- 
kostenrelationen konsequenterweise’die Auffassung 
vertreten müssen, daß, um externe Vorteile zu ver- 
meiden, die Gesamt- und Durchschnittskostenrela- 
tionen durch die Sozialabgabe je nach dem Grade 
der Zurechenbarkeit verschieden beeinflußt werden 
müssen, sind die Befürworter der zweiten Position 
genötigt, die entgegengesetzte Auffassung zu ver- 
treten, also gerade die Aufrechterhaltung der Ge- 
samtkostenrelationen, so wie sie sich ohne die 
Sozialabgaben ergeben, zum Entscheidungskriterium 
für die ordnungspolitische Gestaltung zu erheben. 


c) Die Kompensation von Wettbewerbsnachteilen 

§ 9. Eine dritte Konzeption der „Wettbewerbsneu- 
tralität" bzw. „Wettbewerbsverfälschung" folgt aus 
den Argumenten der mittelstandspolitischen Diskus- 
sion^). Hier liegt der Akzent nicht so sehr auf der 
unterschiedlichen Lastenverteilung, sondern es wird 
vielmehr auf die Vorteile und Nachteile, die ein- 


Vgl. z. B. H. Lauscher, Mittelstandspolitik der Ver- 
nunft. Reden und Aufsätze. Köln 1962, besonders den 
Aufsatz: Wettbewerbsneutralität als Aufgabe einer 
mittelstandsorientierten Wirtschaftspolitik, a. a. O., 
S. 41—53. 
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zelne Gruppen durch die bestehende Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialordnung erhalten, hingewiesen. 
Die Beispiele, die in diesem Zusammenhang erwähnt 
werden, lassen sich zum großen Teil auf die Formel 
zurückführen, daß bestimmte Vorteile, die z. B. das 
Steuerrecht, das Kartellrecht, das Gesellschaftsrecht, 
das Patentrecht und das Preisrecht formell allen 
Wirtschaftssubjekten in bestimmten „Rollen" ge- 
währen, de facto nur von den „größeren" ausge- 
nutzt werden können. Die Konsequenz dieser un- 
gleichen Vorteilsverteilung, so wird weiter argu- 
mentiert, sei eine Ungleichheit der Startdiancen 
im Wettbewerb. Alle Maßnahmen, die diese Un- 
gleichheit verringerten, trügen daher zur Förderung 
der Wettbewerbsneutralität bei. Eine Änderung des 
Systems der lohnbezogenen Abgaben, so könnte 
man fortfahren, die die großen Unternehmen relativ 
stärker belastet als die kleinen, wäre demnach eine 
die „Wettbewerbsneutralität" fördernde Maßnahme. 

Anders als die auf dem Argument der Diskrimina- 
tion von Produktionsverfahren aufbauende Konzep- 
tion der Wettbewerbsgerechtigkeit kann man die 
vorstehend skizzierte Position so interpretieren, daß 
durch eine Änderung des Systems der lohnbezoge- 
nen Abgaben die allgemeinen Benachteiligungen, 
die angeblich aus der bestehenden Gesamtordnung 
der Wirtschaft resultieren, gemildert oder sogar 
aufgehoben werden sollen. Diese „mittelstandspoli- 
tische" Forderung impliziert allerdings gleichzeitig, 
daß die arbeitsintensiven Unternehmen zugleich so- 
wohl die kleinen als auch die irgendwie benachtei- 
ligten Unternehmen sind. 


d) Zusammenfassung 

§ 10. Zusammenfassend kann man sagen, daß sich 
das Problem der Änderung des Systems der lohn- 
bezogenen Abgaben vom Standpunkt der Wett- 
bewerbsneutralität unter drei verschiedenen Ge- 
sichtspunkten stellt. 

(1) Sieht man in den lohnbezogenen Abgaben eine 
Steuer (d. h. „künstliche" Kosten), so wäre eine 
Änderung in Richtung auf eine wettbewerbsneutrale 
Ausgestaltung des Abgabensystems zu suchen, wo- 
bei unter Wettbewerbsneutralität die Aufrechterhal- 
tung der Kostenrelationen ohne Sozialabgaben zu 
verstehen wäre. 

(2) Geht man hingegen vom sogenannten Äquiva- 
lenzprinzip aus, so besteht die Aufgabe darin, ein 
Zurechnungsproblem zu lösen, d. h. die Abgabe da 
zu erheben, wo die Kosten anfallen. 

(3) Wenn man schließlich das Problem in einem 
Schritt zur Aufhebung der vermeintlichen allgemei- 
nen Benachteiligung der Klein- und Mittelbetriebe 
durch die bestehende Wirtschafts- und Sozialord- 
nung sieht, dann ist nach geeigneten Maßnahmen 
zur Umverteilung der bestehenden Last zu suchen. 

Alle drei Aspekte sollen im folgenden berücksichtigt 
werden. Dabei empfiehlt es sich, zunächst die von 
der Problemstellung her relevanten Aspekte des 
gegenwärtigen Systems der lohnbezogenen Abga- 
ben herauszuarbeiten. 


TEIL II 

Das gegenwärtige System der lohnbezogenen 
Abgaben 

A. Die Äquivalenz von sozialen und privaten Kosten 

§ 11. Das in der Bundesrepublik Deutschland be- 
stehende System der lohnbezogenen Abgaben ent- 
spricht seiner Konstruktion nach der Idee, daß die 
sozialen Kosten gleich den privaten Kosten sein 
sollen oder anders ausgedrückt, daß Produktions- 
kosten nach Möglichkeit nicht auf dritte Personen 
oder die Gemeinschaft als Ganzes abgewälzt werden 
sollen. Man will also sogenannte externe Vorteile 
(external economies) vermeiden, d. h. verhindern, 
daß im Hinblick auf die Soziallasten ein Unterneh- 
men weniger Kosten verrechnet bzw. mit weniger 
Kosten belastet wird, als durch seine Aktivität für 
die Volkswirtschaft tatsächlich entstehen. 

Im Zuge der historischen Entstehung des Systems 
hat dieser Gedanke in der obigen Form sicherlich 
keine Rolle gespielt. Er liegt jedoch beispielsweise 
der Konzeption der Unfallversicherung zugrunde, die 
den Unternehmer für alle mit seinem Betrieb ein- 
hergehenden Gefahren haftpflichtig macht und ihm 
gleichzeitig die Kosten der Unfallgefahren auferlegt. 
Die Träger der Unfallversicherung, die Berufsgenos- 
senschaften, sind ja entsprechend ihrem Charakter 
als Genossenschaften der Unternehmer zur Ablösung 
der zivilrechtlichen Haftung gegenüber den verletz- 
ten Arbeitnehmern geschaffen und werden daher 
aus Beiträgen der Arbeitgeber finanziert. 

Die gleiche Konzeption findet sich bei der refor- 
mierten Rentenversicherung, die nicht mehr ledig- 
lich ein Zuschuß zum Lebensbedarf sein will, son- 
dern die wirtschaftliche Existenz der alten Menschen 
sichern soll. Ihr Versicherungscharakter, d. h. das 
Prinzip der Äquivalenz von Beitrag und Leistung, 
wird daher mit Nachdruck in neuerer Zeit betont. 
Ähnlich spielt auch bei der Kranken- und Arbeits- 
losenversicherung die Vorstellung eine Rolle, daß 
die Beiträge nach dem Prinzip der Verursachung 
aufgebracht werden sollen, wenn auch die Durch- 
setzung des Versicherungsprinzips im einzelnen auf 
Schwierigkeiten stößt; so fehlt beispielsweise in der 
Arbeitslosenversicherung eine Differenzierung der 
Beiträge nach dem Ausmaß der saisonalen Arbeits- 
losigkeit in den einzelnen Branchen. 

Die Absicht, externe Vorteile auszuschalten, wird 
allerdings durch die Zuschüsse des Bundes, die sich 
beispielsweise im Jahre 1961 auf rund 6,5 Mrd. DM 
beliefen, durchbrochen, da es dadurch möglich wird, 
die von den Arbeitnehmern und Arbeitgebern auf- 
zubringenden Beiträge niedriger anzusetzen als zur 
tatsächlichen Kostendeckung erforderlich ist; not- 
wendige Leistungen zum Ausgleich der Einnahmen 
und Ausgaben werden also auf die allgemeinen 
Steuermittel abgewälzt. Daraus folgt gleichzeitig 
eine relative Bevorzugung der arbeitsintensiven ge- 
genüber den kapitalintensiven Unternehmen. 

Eine weitere Durchbrechung der Konstruktionsprin- 
zipien, aus der allerdings nicht unbedingt externe 
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Ersparnisse resultieren, liegt in der Aufbringung 
einer Teilleistung des Versicherten durch den Ar- 
beitgeber. Es entspräche der Idee von Leistung und 
Gegenleistung, die vollen Beiträge zur Sozialver- 
sicherung bei den Versicherten zu erheben, d. h. den 
sogenannten Arbeitgeberanteil auch formell als 
Lohn zu behandeln und von den Arbeitnehmern 
selbst abführen zu lassen; der Aufbau der Sozial- 
versicherung unter dem Gesichtspunkt einer mög- 
lichts weitgehenden Äquivalenz von sozialen und 
privaten Kosten widerspricht der Betrachtung des 
Arbeitgeberbeitrages als Bestandteil der Arbeits- 
kosten nicht, d. h. die von den Unternehmen aufzu- 
bringenden Beträge können als Teil des Lohnes an- 
gesehen werden^). Es ist daher auch konsequent, 
als Bemessungsgrundlage das Arbeitsentgelt zu ver- 
wenden, da die entstehenden Kosten eine Folge des 
Einsatzes des Produktionsfaktors Arbeit im Produk- 
tionsprozeß sind. 

Aus der Äquivalenz privater und volkswirtschaft- 
licher Kosten ergibt sich schließlich auch die Diffe- 
renzierung der nominalen Beitragssätze. In der Un- 
fallversicherung leitet sie sich aus der Staffelung 
der Sätze nach Gefahrenklassen her; in der Renten- 
versicherung der Arbeiter und Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung folgt sie aus 
den erhöhten Gefahren und dem im allgemeinen 
höheren Invaliditätsgrad im Bergbau. In der Kran- 
kenversicherung schließlich ergeben sich nominal 
verschiedene Beitragssätze — sie schwanken im all- 
gemeinen zwischen 5 bis 10 v. H. des versicherten 
Entgelts bis zur Beitragsbemessungsgrenze — aus 
der Verpflichtung jedes einzelnen organisatorischen 
Trägers, seine Geschäftsgebarung nach dem Prinzip 
des Ausgleichs von Einnahmen und Ausgaben aus- 
zurichten. 


B. Die Logik des Systems 

§12. Aus den nominal verschiedenen Beitrags- 
sätzen und den Bemessungsgrenzen folgt eine regio- 
nale, branchenmäßige und qualitative Differenzie- 
rung der Sozialabgaben bezogen auf die Lohn- und 
Gehaltsumme. Interlokale Unterschiede dürften in 
der Regel eine Folge der unterschiedlichen Sätze zur 
Krankenversicherung sein; die Interbranchenunter- 
schiede ergeben sich einmal aus der Staffelung der 
Unfallversicherung nach Gefahrenklassen und zum 
anderen aus den unterschiedlichen Arbeitgeberbei- 
trägen zu den Rentenversicherungen. Die qualita- 
tiven Unterschiede schließlich resultieren aus der 
Pflichtversicherungsgrenze bei den Angestellten, 
die die Arbeitgeber und Arbeitnehmer von einer 
bestimmten Einkommenshöhe an von ihrer Lei- 
stungspflicht zur Kranken- und Rentenversicherung 
befreit. 

Da branchenmäßige, qualitative und regionale Dif- 
ferenzierung zusammenfallen können, folgt aus der 
Konstruktion des Systems der lohnabhängigen 


Vgl. dazu Meyer-Willgerodt (a. a. O., S. 63), die den 
Bestandteil des Arbeitseinkommens als Leistungslohn 
definieren, „der sich nach der Arbeitsleistung in 
irgendeiner Weise bemißt". 


Abgaben, daß die Verwendung des Produktionsfak- 
tors Arbeit sowohl intrabranchenmäßig, interbran- 
chenmäßig als auch regional verschieden hohen 
nominalen Sätzen unterworfen ist. Das kann im 
Grenzfall dazu führen, daß zwei Betriebe, die über 
die gleiche Produktionsmittelkombination verfügen, 
verschieden hohe Beiträge zur Sozialversicherung 
zu leisten haben. 


C. Die Kombination von Arbeit und Kapital 

§ 13. Geht man davon aus, daß die Produktions- 
faktoren interbranchen- und möglicherweise auch 
intrabranchenmäßig verschieden kombiniert wer- 
den, so folgt aus dem Anknüpfen an die Bemes- 
sungsgrundlage Lohn (Gehalt), daß arbeitsintensi- 
vere Unternehmen im Verhältnis zu kapitalintensi- 
veren bezogen auf die Gesamtkosten (bzw. Gesamt- 
produktion) eine höhere Beitragsleistung zu erbrin- 
gen haben. Anhand eines einfachen Produktions- 
modells für zwei Faktoren läßt sich diese Über- 
legung wie folgt illustrieren: 

Gegeben seien zwei Produktionsverfahren A und B, 
von denen das erste Arbeit und Kapital im Verhält- 
nis 20 : 80 und das zweite im Verhältnis 30 : 70 
kombiniert. 

Produktionsmittelverhältnis 
Arbeit / Kapital 

Unternehmen A 20 : 80 

Unternehmen B 30 : 70 

Produktionsverfahren A ist also kapitalintensiver 
als B. Wenn nun auf den Produktionsfaktor Arbeit 
ein Beitragssatz zur sozialen Sicherung von 14 Vo 
der Lohnsumme erhoben wird — das ist z. B. der 
durchschnittliche Satz des Jahres 1958 — , so bedeu- 
tet das, daß das Produktionsverfahren A 2,8 v. H. 
und B 4,2 v. H. seiner Produktionskosten als Ar- 
beitgeberbeitrag abführen muß. Berücksichtigt man 
darüber hinaus noch den Arbeitnehmeranteil zur 
Sozialversicherung in Höhe von 12 v. H., so erhöhen 
sich die betreffenden Prozentsätze auf 5,2 v. H. bzw. 
7,8 V. H. 

An diesen Überlegungen ändert sich nieihts, wenn 
man nicht nur zwischen menschlichen (d. h. Arbeit) 
und sächlichen (d. h. Kapital) Produktionsfaktoren 
bzw. Kostenarten unterscheidet, sondern statt dessen 
eine Einteilung in beliebig viele Produktionsmittel 
vornimmt; denn das Produktionsverfahren, das den 
relativ größten Anteil des fraglichen Produktions- 
mittels verbraucht, muß in der Regel auch die rela- 
tiv höhere Abgabe, bezogen auf die Gesamt- oder 
Durchschnittskosten, aufbringen. 

Geht man von dem bestehenden System der Lohn- 
bezogenheit aus, so läßt sich sagen, daß die Produk- 
tionsverfahren nach dem Grade ihrer Arbeitsinten- 


9 Unter Produktionskosten werden hier die Kosten ohne 
die Sozialabgaben verstanden. 
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sität zur Sozialversicherung herangezogen werden, | 
oder wenn man von der vereinfachenden Gleichset- 
zung von Produktionsverfahren und Unternehmen 
ausgeht ^), daß je arbeitsintensiver ein Unterneh- 
men ist, um so höher auch seine Sozialabgaben je 
Gesamtkosteneinheit sind“). 


h Das ist sicher in vielen Fallen nicht ohne weiteres 
möglich; so sind beispielsweise in der Textilindustrie 
die Webereien gemessen an den Arbeitsplatzkostcn 
relativ kapitalintensiv, während etwa die den gleichen 
Unternehmen zugehörigen Näherchen relativ arbeits- 
intensiv sind. 

-) Die regionale, brancheninaßige und qualitative Diffe- 
renzierung kann allerdings zur Folge haben, daß die 
Aufbringungsunterschiede vergrößert oder verringert 
werden, wie das folgende einfache Rechenbeispiel 
illustriert. 


Tabelle 5 




aiKjonommcner 

Heitragssatz 

A])gabo in v. H. doi 
ProdukUoiiskost('n 

Pro- 

duk- 

tions- 

ver- 

fahren 

Pioduk- 

tions- 

mittel- 

kombi- 

nalion 

Ar- Ka- 
beil pital 

Arboit- 

geber- 

anleil 

in V. H. 

Arboil- 

gebor- 

und 

Arbeit- 
iiohrnei - 
antfil 

in v.H. 

unter 

Bei üfk- 
siditi- 
gung des 
Arbeii- 
geber- 
antoils 

unter 
Berütk- 
sichli- 
guiig des 
Arboii- 
geber- 
und 

Arlieit- 

nelimer- 

anteibs 

A 

20 : 80 

18 

30 

3,6 

6,0 

B 

30 : 70 

12 

24 

3,6 

7,2 

A 

20 : 80 

12 

24 

2,4 

4,8 

B 

30 : 70 

18 

30 

5,4 

9,0 

A 

20 ; 80 

12 

24 

2,4 

4,8 

B 

20 : 80 

18 

30 

3.6 

6,0 


Diese Aussage ist nicht im strengen Sinn identisch 
mit der Behauptung, die arbeitsintensiven Unter- 
nehmen müßten höhere Arbeitgeberbeiträge auf- 
bringen als die kapitalintensiven. Das würde näm- 
lich genau genommen bedeuten, daß sich mit hin- 
reichender Deutlichkeit zwei Gruppen von Unter- 
nehmen, die arbeits- und die kapitalintensiven, ein- 
ander gegenüberstellen lassen. Die weiter unten 
folgende Darstellung des statistischen Materials 
zeigt jedoch, daß das nicht mit wünschenswerter 
Klarheit möglich ist, es sei denn, man nehme zu 
wenig plausiblen Abgrenzungskriterien Zuflucht. 
Wenn man aber die Unternehmen (Produktionsver- 
fahren) nicht sinnvoll in zwei Gruppen einteilen, 
sondern nur noch dem Grad ihrer Arbeitsintensität 
(bzw. umgekehrt Kapitalintensität ^)) ordnen kann, 
so folgt daraus, daß man korrekterweise nur be- 
; haupten kann, relativ arbeitsintensive Unternehmen 
i haben infolge der Koppelung der nominalen Bei- 
! tragssätze an den Lohn auch relativ hohe Sozial- 
! abgaben. 


D. Die statistische Information 

§ 14. Verschiedene neuere statistische Erhebun- 
gen “) lassen es zu, die obige Beschreibung der Lo- 
gik des Systems durch ein Bild der quantitativen 
Bedeutung des Problems zu ergänzen. 


b Unter Kapitalintcnsität wird das logische Komplement 
zur Arbeitsintensität verstanden. Kapitalintensität 
^ 1 -- Arbeitsintensität. 

b Vgl. die Veröffentlichungen des Statistischen Bundes- 
amtes: Unternehmen und Arbeitsstätten, Reihe 1, Die 
Kostenstruktur in der Wirtschaft, I Industrie und 
Energiewirtschaft 1958; sowie Die Kostenstruktur im 
Handwerk. In: Wirtschaft und Statistik, Heft 2, 1963, 
S. 67—77. 


T a b e 1 1 e 6 

Die Entwicklung des Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteils zur Sozialversicherung 


Jahr 

Bruttolühn- 
und Gehalt- 
summe 
(^^ Brutto- 
einkommen 
minus Ar- 
beitgeber- 
anteil zur 
Sozialver- 
sicherung) 
in Millionen 

i DMb 

i ^ 

Arbeit- 
geberanteil 
zur Sozial- 
versicherung 
in Millionen 

DMb 

Arb ei t- 
nehmeranteil 
zur Sozial- 
versicherung 
in Millionen 
DM b 

Arbeit- 
geberanteil 
in V. H. 
der Brutto- 
lohn- und 
Gehalt- 
summe 

Arbeit- 
nehineranteil 
in V. FL 
der Brutto- 
lohn- und 
Gehalt- 
summe 

1958 

96 750 

12 250 -) 

10 428'*) 

12,7 

10,8 

1959 

103 730 

12 960 -) 

11 089 *) 

12,5 

10,7 

1960 

116 500 

14 490 “b 

12 639 •’) 

12,4 

10,8 


b Bundesgebiet (ohne Saarland und Berlin) 

'b ohne Unfallversicherung; dafür aber unterstellte Einzahlung in fiktiven Beamten- 
pensionsfonds 
") einschließlich Freiwillige 

'’) Bundesgebiet (ohne Saarland einschließlich Berlin) 

'"b Bundesgebiet (einschließlich Saarland und Berlin) 

Q u e 1 1 e : Statistisches Jahrbuch 1962, S. 421, 571 
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In den Jahren 1958 bis 1960 betrug der Arbeitgeber- 
anteil an der sozialen Sicherung der Arbeitneh- 
mer im Mittel rund 1 1 v. H. des Bruttoeinkommens 
der Unselbständigen bzw. rund 12 v. H. der Brutto- 
lohn- und Gehaltsumme. Bezogen auf die gesamten 
Sozialleistungen in der Bundesrepublik wurden bei- 
spielsweise 1960 mehr als ein Drittel durch die 
Arbeitgeber aufgebracht. Dem absoluten Betrag 
nach liegen die Arbeitgeberbeiträge etwas niedriger 
als das Aufkommen aus der Umsatzsteuer (siehe 
dazu auch Tabelle 6, Seite 12). 

§ 15. Eine Auswahl von Industrie- und Handwerks- 
betrieben (siehe Abbildung 1 und 2) zeigt den er- 
warteten Anstieg des Arbeitgebcranteils je Gesamt- 
produktion mit steigender Arbeitsintensität^). Die 
Abweichungen von der steigenden Tendenz erklä- 
ren sich aus der dreifachen Differenzierung der 
nominalen Beitragssätze-), ln der Industrie zeigen 
sich beispielsweise Abweichungen jeweils zwischen 
der relativ arbeitsintensiveren chemischen Industrie 
und den Sägewerken, dem Bau von Eisen- und 
Stahlkonstruktionen und der Zigarrenindustrie so- 
wie der elektrotechnischen Industrie und der Möbel- 


9 In den Abbildungen 1 und 2 .ist nur der Anteil der 
Arbeitgeber berücksichtigt. Die Hinzunahme des Ar- 
beitnehmeranteils, der im einzelnen in der Statistik 
nicht ausgewiesen ist, w'ürde das allgemeine Bild, mit 
Ausnahme des Bergbaus, nicht verändern. Im Durch- 
schnitt der Industrie verhalten sich die Arbeitgeber- 
zu den Arbeitnehmeranteilen wie 7 : 6, für den Berg- 
bau hingegen beträgt das Verhältnis 5 : 2. 

-) Die Differenzierung der Beiträge zur Unfallversiche- 
rung reicht von 0,44 DM je 100 DM Lohn im Einzel- 
handel über 2,58 DM je 100 DM Lohn im Tiefbau bis 
11,35 DM je 100 DM Lohn im Bergbau. VgL: „Höhe 
und Entwicklung der Belastung der Bergbau-Berufs- 
genossenschaft im Vergleich mit anderen Berufsgenos- 
senschaften". (Vervielfältiges Manuskript der Berg- 
bau-Berufsgenossenschaft, Bochum 1961, S. 4). 


hcrslellung. Im Handwerk ergeben sich die gleichen 
Abweichungen zwischen dem Kraftfahrzeughand- 
w^erk und der Elektroinstallation sowie den Damen- 
schneidern und den Karrosseriebauern. 

Vergleicht man sehr arbeitsintensive Industrie- 
zweige untereinander (Tabelle 7), so beobachtet 
; man zwischen diesen Branchen unerwartet große 
Abweichungen, die sich, bezogen auf die Lohn- und 
Gehaltssumme, z. B. zwischen den Pflastersteinbe- 
trieben und der Hohlglaserzeugung bei Handferti- 
i gung auf ungefähr 30 v. H. belaufen. Zwischen den 
Branchen Llohlglaserzeugung bei Handfertigung und 
Bergbau beträgt die Abweichung sogar 100 v. H. 

§ 16. Nur am Rande sei darauf verwiesen, daß 
im industriellen und handwerklichen Sektor der 
faktisch relevante Bereich bei einer Arbeitsintensi- 
i tät bis 50 V. H. liegt, daß also, wenn man alle an- 
: fallenden Kosten ausschließlich in Arbeits- oder 
I Kapitalkosten aufteilt, der Produktionsfaktor Kapi- 
i tal mehr als die Hälfte der Gesamtkosten ausmacht. 

i 

I 

! § 17. Hinsichtlich des Kreises der Betroffenen wird 
I die These vertreten, daß die mittelständische Indu- 
j stric und das Gewerbe (^^ Handwerk und mittel- 
! ständischer Einzelhandel) relativ höhere Sozialab- 
gaben aufzubringen haben als die Großindustrie. 
Diese These wäre nur dann haltbar, wenn sich der 
Nachweis führen ließe, daß mittelständische Unter- 
nehmen arbeitsintensiver sind als ihre (größeren) 
Konkurrenten. 

Wie in Anhang 1 ausführlich dargestellt ist, führt 
eine kritische Überprüfung zu dem Ergebnis, daß 
der vermutete Zusammenhang zwischen Unterneh- 
mensgröße und Arbeitsintensität für die gesamte 
Volkswirtschaft nicht in der eindeutigen Art und 
Weise besteht, wie gemeinhin angenommen wird. 

I Man kann nicht behaupten, daß alle kleineren Un- 
I ternehmen auch arbeitsintensivere Produktionsver- 


Tabelle 7 


Die Belastung der Gesamtproduktion und der Lohnsumme 
durch Arbeitgeberbeiträge in einigen relativ arbeitsintensiven Industriezweigen 
nach der Kostenstrukturerhebung von 1958 


Industriezweig 

Arbeits- 
intensität 
— Löhne 
+ Gehälter/ 
Gesamtpro- 
duktion 
in v. H. 

Gesetzliche 
Sozialab- 
gaben in 
v. H. der 
Gesamt- 
produktion 

Sozialab- 
gaben in 

V. H. der 
Löhne und 
Gehälter 

1110 — 1210 Bergbau .' 

35,8 

9,7 

27,1 

1310 Eisenerzbergbau ■ 

40,2 

10,2 

25,4 

aus 1711 Pflastersteinbetriebe .... 

40,7 

7.3 

17,9 

2810 instrumentenoptische 

Erzeugnisse 

! 40,5 

5,1 

12,6 

3611 Porzellanindustrie 

1 41,1 

6,6 

16,1 

3653 Hohlglaserzeugung bei 
Handfertigung 

42,5 

5.9 

13,9 


37 




Drucksache IV/3230 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Abbildung 1 


Gesetzliche Sozialabgaben in der Industrie 

(nach der Kostenstrukturerhebung von 1958) 


Sozialabgaben 
in V. H. der 
Gesamtproduktion 


3,3 Getreidemühlen 
3,5 Erdölverarbeitung 

6,2 Margarineindustrie 

7,0 Sektindustrie 

12.6 Grubenausbaubedarf 

13.0 Brauereien 

13.1 Zementindustrie 

13.6 Eisen schaffende Industrie 

14.1 Zellstoff, Papier und Pappe erzeu- 
gende Industrie 

14.3 Bau von Kraftwagen und deren 
Motoren 

15.0 Sägewerke 

17.6 Chemische Industrie 

18.7 Baumwollspinnerei 

20,9 Herren- und Knabenoberbekleidung 

23.4 Zigarren-Industrie 

24.2 Bau von Stahl- und 
Eisenkonstruktionen 

24.7 Maschinenbau 

24.8 Herstellung von Möbeln 

26.1 Elektrotechnische Industrie 

28,7 Foto-, projektlons- und kinotechnische 
Erzeugnisse 

28.7 Buch-, Flach- und Tiefdruckerei 

30.3 Hohlglaserzeugung vollautomatische 
Fertigung 

31.7 Textilveredelung 

31.8 Schneidwaren und Bestecke 

34.2 Ziegelindustrie 

35.8 Steinkohlen- und Braunkohlenbergbau 
42,0 Hohlglaserzeugung Handfertigung 



0 der Löhne und Gehälter in v. H. der 
Gesamtproduktion 
« 0 der Arbeitsintensität 
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3.3 
3,5 

6,2 

7,0 

12.6 

13.0 

13.1 

13.6 

14.1 

14.3 

15,0 


Gesetzliche Sozialabgaben in der Industrie 

(nach der Kostenstrukturerhebung von 1958) 


Getreidemühlen 

Erdölverarbeitung 

Margarineindustrie 

Sektinduslrle 

Grubenausbaubedarf 

Brauereien 

Zementindustrie 

Eisen schaffende Industrie 

Zellstoff, Papier und Pappe erzeu- 
gende Industrie 

Bau von Kraftwagen und deren 
Motoren 

Sägewerke 


10 12 14 16 


18 

T 


Abbildung la 

Sozialabgaben 
in V. H. der 
Löhne und Gehälter 

20 22 24 26 

-i 1 1 r- 


17.6 Chemische Industrie 

18.7 Baumwollspinnerei 

20,9 Herren- und Knabenoberbekleidung 

23,4 Zigarren-Industrie 

24.2 Bau von Stahl- und 
Eisenkonstruktionen 

24.7 Maschinenbau 

24.8 Herstellung von Möbeln 

26.1 Elektrotechnische Industrie 

28,7 Foto-, projektions- und kinotechnische 
Erzeugnisse 

28.7 Buch-, Flach- und Tiefdruckerei 

30.3 Hohlglaserzeugung vollautomatische 
Fertigung 

31.7 Textilveredelung 

31.8 Schneidwaren und Bestecke 

34.2 Ziegelindustrie 

35,6 Steinkohlen- und Braunkohlenbergbau 

42,0 Hohlglaserzeugung Handfertigung 

0 der Löhne und Gehälter in v. H. der 
Gesamtproduktion 
^ 0 der Arbeitsintensität 
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Abbildung 2 


Gesetzliche Sozialabgaben im Handwerk 

(nach der Kostenstrukturerhebung von 1958) 


3.7 Müller 

4.5 Fleischer ohne Goslwirtschoft 

4,9 Uhrmacher mit überwiegend Handel 

5.8 Schuhmacher 

mit überwiegend Handel 

7,1 Kraftfahrzeughandwerker 
mit überwiegend Handel 

8.5 Herrenschneider 

9,0 Bäcker ohne bzw. mit branche- 
üblichem geringfügigem Handel 

12.7 Zentralheizungs- und Lüftungsbauer 

13.1 Schuhmacher 

13.5 Elektroinstallateure 

13.7 Kraftfahrzeughandwerker 

15.8 Herrenfriseure 

20.7 Damenfriseure 

21.1 Bau- und Möbeltischler 

21.6 Schlosser 

25,3 Feinmechaniker 
26,0 Schornsteinfeger 

26.9 Karosseriebauer 

27.2 Damenschneider 

32.3 Wäscher und Plätter 

39.8 Maler 

0 der Löhne und Gehälter in v, H. der 
Gesamtproduktion 
= 0 der Arbeitsintensität 



Gesetzliche 
Sozialabgaben 
In V. H. der 
Gesamtproduktion 
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Abbildung 2a 


Gesetzliche Sozialabgaben im Handwerk 

(nach der Kostenstrukturerhebung von 1958) 


3.7 Müller 

4.5 Fleischer ohne Gastwirtschaft 

4,9 Uhrmacher mit überwiegend Handel 

5.8 Schuhmacher 

mit überwiegend Handel 

7.1 Kraftfahrzeughandwerker 
mit überwiegend Handel 

8.5 Herrenschneider 

9,0 Bäcker ohne bzw. mit branche- 
üblichem geringfügigem Handel 

12.7 Zentrolheizunys- und Lüftu.igsbauer 

13.1 Schuhmacher 

13.5 Elektroinstallateure 

13.7 Kraftfahrzeughandwerker 

15.8 Herrenfriseure 

20.7 Damenfriseure 

21.1 Bau- und Möbeltischler 

21.6 Schlosser 

25,3 Feinmechaniker 
26,0 Schornsteinfeger 

26.9 Karosseriebauer 

27.2 Damenschneider 

32.3 Wäscher und Plätter 

39.8 Maler 

0 der Löhne und Gehälter in v. H. der 
Gesamtproduktion 
= 0 der Arbeitsintensität 
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fahren verwenden als die größeren. Es trifft eben- 
falls nicht für alle Industriezweige zu, daß innerhalb 
jeder Branche die größeren Unternehmen auch kapi- 
talintensiver produzieren als die kleineren. Die Be- 
hauptung läßt sich bestenfalls als Wahrscheinlich- 
keitsaussage aufrechterhalten, wobei damit zu rech- 
nen ist, daß es sowohl Industriezweige gibt, in 
denen die Wahrscheinlichkeit eines Zusammen- 
hangs erheblich größer als 50 v. H. ist und andere 
Branchen, wo eine geringere Wahrscheinlichkeit als 
50 V. H. besteht. Bezogen auf die gesamte Industrie 
dürfte die Wahrscheinlichkeit vermutlich nicht er- 
heblich über 50 v. H. liegen. 


TEIL III 

Die verschiedenen Alternativen 
zur Reform des Systems 

Vorbemerkung 

§18. Bei der Analyse der Alternativen zur Reform 
des Systems der lohnabhängigen Sozialabgaben 
geht man zweckmäßigerweise von den logischen 
Möglichkeiten aus, die sich auf Grund der bisheri- 
gen Untersuchung ergeben. Allerdings kann es sich 
nicht darum handeln, eine erschöpfende Liste aller 
Alternativen aufzustellen, da diese unendlich viele 
Elemente umfassen würde, sondern nur darum, 
Prototypen für eine große Anzahl von Varianten 
aufzuzeigen. Auf Grund dieser Überlegung seien 
zwei Anknüpfungspunkte für die Diskussion der 
Reformmöglichkeiten vorgeschlagen, und zwar 

1. die Änderung der Bemessungsgrundlagen, wo- 
bei die Bemessungsgrundlage selbst und/oder 
die Art der nominalen Beitragsfestsetzung ge- 
ändert werden können, und 

2. der Wechsel der Träger der Sozialabgaben mit 
oder ohne Änderung der Bemessungsgrundlage 
und der Beitragssätze. 


A. Die Änderung von Bemessungsgrundlage und 
Beitragssatz 

a) Die logischen Möglichkeiten 

§ 19. Das jetzige System ist durch differenzierte 
Abgabesätze und die Bemessungsgrundlage Lohn 
charakterisiert. Man kann es ändern, indem man 
entweder die differenzierten Beitragssätze mit einer 
anderen Bemessungsgrundlage oder aber gleich 
hohe Abgabesätze mit derselben oder einer anderen 
Bemessungsgrundlage kombiniert. Die Bemessungs- 
grundlage kann aus einer Vielzahl von Alternativen 
ausgewählt werden. Es dürfte sich jedoch empfeh- 
len, entweder an einzelne Kostenarten (Arbeits- 
oder Kapitalkosten) oder aber an eine Gesamtgröße 
(totale Kosten, Umsatz, Nettowertschöpfung oder 
Bruttowertschöpfung) anzuknüpfen. Unter diesem 
Gesichtspunkt kann man die Bemessungsgrundlage 
danach klassifizieren, ob eine Teilgröße oder eine 
Gesamtgröße die Basis bildet. Für die genannten 
Größen zeigt die folgende Übersicht die denkbaren 
Anderungsmöglichkeiten auf. 


Tabelle 8 



Bemessungsgrundlage 


TcilgrÖßen 

Gesamt- 

größen 

(C) 

(totale 

Kosten, 

Umsatz, 

Brutto- 

wert- 

schöp- 

fung, 

Netto- 

wert- 

schöp- 

fung) 

Beitragserhebung 

in 

Arbeits- 

kosten 

(A) 

Kapital- 

kosten 

(B) 

nominal unter- 
schiedlichen 
Sätzen (I) 

AI 

BI 

CI 

nominal gleichen 
Sätzen (II) 

All 

BII 

CII 


Das System der lohnbezogenen Abgaben fällt in die 
Kategorie AI; m. a. W. es ist ein Unterfall der 
„arbeitskostenbezogenen" Systeme mit differenzier- 
tem Satz. Mithin bestehen noch fünf Klassen von 
Alternativen. Sämtliche in neuerer Zeit erörterten 
Reformvorschläge lassen sich in eine der obigen 
sedis Klassen einordnen ^) ^). 


h In der obigen Tabelle ist die Möglichkeit einer aus 
Arbeitskosten- und Kapitalkostengrößen kombinierten 
Bemessungsgrundlage explizit nicht enthalten. Kombi- 
nierte Bemessungsgrundlagen kann man beispiels- 
weise dadurch erhalten, daß man jeweils eine Arbeits- 
kostengröße mit zwei oder mehreren Kapitalkosten- 
größen additiv verknüpft. Auf diese Weise gewinnt 
man bei n verschiedenen Kapitalkostengrößen und 
drei Arbeitskostengrößen 


(3p /n\ ^3! n! 

\ 1 / \ 2/ 1! (3-1)! 2! {n-2)! 


3 • 2 . t n • (n-1) (n-2) ... 2 • 1 

1 • 2 • 1 ‘ 1.2- (n-2) • (n-3) ... 2 1 


3 

2 n (n— 1) verschiedene Bemessungsgrundlagen, 


die jeweils eine Arbeitskosten- und zwei Kapitalkosten- 
größen enthalten. (Allgemein gilt: Aus s Arbeits- 
kosten- und n Kapitalkostengrößen erhält man 


(q) * ( r^) 

q Arbeitskosten- und r Kapitalkostengrößen enthal- 
ten.) Es ist klar, daß bei we4tem nicht alle möglichen 
Bemessungsgrundlagen in der Tabelle enthalten sind. 
Man wird aber bei genauerer Überlegung finden, daß 
sich die sog. kombinierten Bemessungsgrundlagen in 
der Spalte „Gesamtkosten" verbergen. So setzt sich 
z. B. die Bemessungsgrundlage „Nettoproduktions- 
wert" ('^^ Bruttowertschöpfung) additiv aus der Lohn- 
summe, der Nettozinszahlung, der Abschreibung und 
dem Gewinn zusammen. 


-) Zur Frage der Bemessungsgrundlagen s. a. das Gut- 
achten des Interministeriellen Ausschusses. 


42 




Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3230 


b) Die Arbeitskoslen als Bemessiingsgrundlage 


c) Die Kapitalkosten als Bemessungsgrundlage 


§ 20. Zur Bemessungsgrundlagc Arbeitskosten ge- 
hören alle jene Maßzahlen, die sich in irgendeiner 
Weise auf den Produktionsfaktor Arbeit beziehen, 
also neben dem Lohn etwa die Zahl der Beschäftig- 
ten, die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden oder 
die Zahl der geleisteten Arbeitstage. 

Eine erste Änderungsmöglichkeit besteht darin, daß 
man die Bemessungsgrundlage Lohn fallen läßt und 
an ihre Stelle eine andere der vorgenannten Größen 
setzt — z. B. die Beschäftigtenzahl — und gleich- 
zeitig den nominal differenzierten Beitragssatz bei- 
behält. Eine derartige Reform würde keinen grund- 
sätzlichen Wandel des Systems bedeuten. Die aus 
der Logik des Systems resultierenden Konsequen- 
zen (vgl. § 12 ff.) würden erhalten bleiben und die 
Aussage, daß mit steigender Arbeitsintensität — 
gemessen in Anzahl der Beschäftigten, Arbeitsstun- 
den etc. — die Sozialabgaben je Gesamtproduktion 
ansteigen, erführe keine Modifikation. 

Eine zweite Reformmöglichkeit bestünde in der Er- 
setzung des differenzierten Beitragssatzes durch 
einen nominal gleichen, und zwar für alle Verwen- 
dungen des Produktionsfaktors Arbeit, wobei ent- 
weder der Lohn als Bemessungsgrundlage beibehal- 
ten oder aber durch eine verwandte Basis — z. B. 
Anzahl der geleisteten Arbeitstage — substituiert 
werden könnte (All). Das würde allerdings impli- 
zieren, daß die branchenmäßige, qualitative und 
regionale Differenzierung des bisherigen Systems 
fortfallen würde ^). 


b Die verschiedenen Möglichkeiten zur Ausgestaltung i 
„arbeitskostenbezogener" Systeme des Typs AI und 
A II lassen sich in Diagrammen veranschaulichen, in- 



dem man auf der Horizontalen eines Koordinaten 
Systems die Arbeitskosten abträgt und auf der Verti- 
kalen die Sozialabgaben. Bei A I ergibt sich dann, 
daß bezogen auf eine Einheit „Arbeit" — ausgedrückt 
in Lohneinheiten, Arbeitstagen etc. — verschieden 
hohe Sozialabgaben entfallen oder anders ausgedrückt, 


Sozialabgaben 


Diagramm 1 b 



§21. Wenn mun die Absicht verfolgt, die Sozial- 
abgaben nicht an eine Arbeitskostengröße, sondern 
an eine Kapitalkostengröße anzuknüpfen, so bieten 
sich wiederum mehrere Bemessungsgrundlagen an, 
die mehr oder weniger die Kapitalintensität von 
Produktionsverfahren zum Ausdruck bringen. So 
könnte man das Eigen- und Fremdkapital, die Ab- 
schreibungen, den Energieverbrauch, den Verbrauch 
an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie die ab- 
nutzbaren und die nichtabnutzbaren Investitions- 
güter als Basis benutzen. 

Die prinzipielle Verbindung von Arbeitsintensität 
und Sozialabgaben, die die arbeitskostenbezogenen 
Systeme A I und A II kennzeichnet, wäre in einem 
„kapitalkostenbezogenen" System der Sozialabga- 
ben des Typs B I und B II aufgehoben. 

Seiner Grundkonstruktion nach würde ein „kapital- 
kostenbezogenes" System mit nominal differenzier- 
tem Beitragssatz (B I) analog dem gegenwärtigen 
lohnbezogenen System funktionieren nur mit dem 
Unterschied, daß jetzt die relativ kapitalintensiven 
Betriebe höhere Abgaben aufzubringen hätten. Es 
scheint allerdings fraglich, ob es sinnvoll ist, in die- 
sem Fall die qualitative, regionale und branchen- 
mäßige Differenzierung, so wie sie sich im gegen- 
wärtigen lohnbezogenen System findet, beizubehal- 
ten. Eine Differenzierung nach anderen Kriterien 
wie etwa der Betriebsgröße könnte sich in diesem 
Fall unter dem Gesichtspunkt der Einführung kom- 
pensatorischer Maßnahmen zum Ausgleich ver- 
meintlicher Konkurrenznachteile im Mittelstands- 
sektor eher empfehlen “). 


daß die Preisrelation zwischen Arbeit und Sozialab- 
gaben zwischen den Betrieben verschieden ist. Im 
Falle A II dagegen ist sic für alle Unternehmen gleich. 
Bezieht man die Sozialabgaben nicht auf die Arbeits- 
kosten, sondern auf die Gesamtkosten (Gesamtpro- 
duktion) so erhält man sowohl bei nominal gleichem 
als auch bei nominal differenziertem Beitragssatz eine 


Sozialabgaben 



unterschiedliche Abgabenhöhe je Gesamtkostenein- 
heit. Für die Veranschaulichung der Anderungsmög- 
lichkeiten BI, B II, CI und C II gilt, daß die horizon- 
tale Achse der Diagramme 1 a und 1 b in Kapital- bzw. 
Gesamtkosten umbenannt werden muß. 

-) Eine graphische Veranschaulichung der vorstehend 
skizzierten Änderungsmöglichkeiten läßt sich unter 
Verwendung der Diagramme 1 a, 1 b und 2 vorneh- 
men. Es ist lediglich erforderlich, die Bezeichnung der 
horizontalen Achse in „Kapital" bzw. Gesamtkosten 
zu ändern. Die Ausführungen in der vorhergehenden 
Fußnote gelten dann analog. 
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d) Gesaintgiößen als Bemessungsgrundlage 

§ 22. Mdhzahlen, die nicht an einzelne Kosten- 
arten, wie Kapital- und Arbeitskosten, sondern an 
die gesamtbetricbliche Leistungserstellung anknüp- 
fen, sind z. B. die Gesamtkosten, der Bnittoumsatz, 
die Wertschöpfiing (oder auch der Nettoproduktions- 
wert). 

§ 23. Für die Gesamtkosten als Bemessungsgrund- 
lage der Sozialabgaben spricht scheinbar die Über- 
legung, daß sie vom unternehmerischen Entschei- 
dungskalkül her gesehen gegenüber dem Einsatz 
der verschiedenen Faktorarten „indifterent" sind, 
d. h. im Hinblick auf die Höhe der Abgabe spielt es 
anscheinend keine Rolle, in welchem Mengen- 
verhältnis Arbeit und Kapital in einem bestimmten 
betrieblichen Kombi nalionsprozeß eingesetzt wer- 
den. Man konnte daher der Meinung sein, daß die 
stärkere Heranziehung der arbeits- bzw. kapital- 
intensiven Betriebe gegenüber den Änderungsmög- 
lichkeiten, die an einzelne Kostenarten anknüpfen, 
entfällt; das aber würde bedeuten, daß die Gesamt- 
kostenrelationen zwischen den Unternehmen unbe- 
einflußt blieben. 

Diese Auffassung wäre jedoch nur dann richtig, 
wenn man die Abgabe nicht auf jeder Produktions- 
stufe erhöbe, denn sonst ließe sich eine kumulative 
Wirkung nicht vermeiden. Wenn man davon aus- 
geht, daß alle Kostenbestandteile überwälzt werden, 
dann muß ein „gesamtkostenbezogenes" System im 
Gegensatz zu einem Abgabensystem, das auf den 
Kostenarten „Lohn" und „Kapital" aufbaiit, notwen- 
digerweise dazu führen, daß die jeweils nachge- i 
lagerte Produktionsstufe, sofern es sich um Trans- | 
aktionen zwischen selbständigen Unternehmen han- 
delt, „Abgaben" von „Abgaben" aufbringt. Mehr- 
stufige Unternehmen könnten daher im Vergleich 
zu einstufigen unter diesen Bedingungen Sozial- 
abgaben einsparen. Das aber würde die Verschie- 
bung der Gesamtkostenrelationen zwischen den 
Betrieben implizieren. 

Eine Möglichkeit, dieser kumulativen Wirkung zu 
begegnen, bestünde in der Erhebung einer prozen- 
tual gleichen Abgabe auf jedes Gut beim Übergang 
in den Konsum. Das hätte die Folge, daß die Preis- 
relationen der Konsumgüter untereinander unbeein- 
flußt blieben. Unter den Bedingungen der voll- 
ständigen Konkurrenz, in der die Preise gleich den 
Kosten wären, aber hätte das gleichzeitig zur Folge, 
daß die Kostenrelationen zwischen den Gütern un- 
verändert blieben. 

§ 24. Wählt man den Bruttoumsatz als Bemessungs- 
grundlage, so ist erstens die kumulative Wirkung 
und zweitens die stärkere Diskriminierung kapital- 
intensiver Produktionsverfahren gegenüber arbeits- 
intensiven zu beachten^). Die Diskrimination der 
kapitalintensiven Produktionsweisen resultiert aus 
dem in der Regel höheren Anteil an Vorleistungen, 
den diese Unternehmen im Vergleich zu arbeits- 


Ü Hierzu besundeis iiri Zusciminenhdiig mit der Uinsatz- 
steuerreform Albcrs, a. a. O., S, 17 tt, und S. 31. 


intensiven Betrieben beziehen. Die Vorleistungen 
selbst aber sind, anders als der Faktor Arbeit, der 
nicht der Abgabe unterworfen ist, bereits mit Ab- 
gaben belastet. Daraus aber folgt die relative Be- 
nachteiligung kapitalintensiver Produktionen. 

§ 25. Eine Bemessung der Sozialabgabe nach der 
Höhe der Wertschöpfung (= Nettoumsatz) würde im 
Gegensatz zur Bemessungsgrundlage „Bruttoumsatz" 
keine Differenzierung im Hinblick auf die Kapital- 
und Arbeitsintensität eines Produktionsverfahrens 
hervorrufen. Faktisch würde eine Umlage der Sozial- 
abgaben auf den Nettoumsatz bedeuten, daß die 
Höhe der Leistung sich nach den von einem Unter- 
nehmen geleisteten Zinsen, Löhnen und Gewinnen 
richtet. In diesem Zusammenhang ist es von Be- 
deutung festzuhalten, daß eine Abgabe auf den 
Nettoumsatz (= Wortschöpfung) die Gesamtkosten- 
relationen in der Volkswirtschaft nicht verändert M 
Allerdings würden Unternehmen mit hoher Wert- 
schöpfung verhältnismäßig stark herangezogen. Im 
LIinblick auf die Größenverteilung ist hier zu be- 
achten, daß es Unternehmen mit hoher Gesamt- 


h Diese Behauptung kann mit Hilfe eines Zahlenbei- 
spiels illustriert werden: 

Die Gesamtkostenverhältnisse der Unternehmen Ui 
und Uj werden in zwei Situationen miteinander ver- 
glidien. ln Situation (1) wird keine Abgabe erhoben, 
während in Situation (2) eine lOAoige Abgabe auf die 
Wertschöpfung der gesamten Wirtschaft eingeführt 
wird. Die Gesamtkosten bestehen aus der Summe von 
Vorleistung, Wertschöpfung und Abgabe. 

Tabelle 9 

Die Aufrechterhaltung der Gesamtkostenrelationen 
nach Einführung einer Abgabe auf die Wertschöpfung 


Unter- 

nehmen 

Situation (1) 
(ohne Abgabe) 


Situation (2) 
(mit Abgabe) 


Ge- 

samt' 

ko- 

sten 

' Vor- 
lei- 
stung 

Ab- ' 
nabe 

Ge- 

samt- 

ko- 

sten 

Vor- 

lei- 

stung 

Wert- 

schüp- 

fuug 

Ab- 

gabe 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) (5) 

(6) 

■ (7) 

(8) 

(9) 

Ui 

100 

40 

60 ~ 

110 

40 + 4 

60 

6 

Uj 

50 

30 

20 — 

55 

30 + 3 

20 

2 


Die Gesamtkostenrelationen von Ui und Uj bleiben 
trotz Einführung der Abgabe unverändert, nämlich 
100 ; 50 = HO : 55 ^ 2 : 1. Der entscheidende Ge- 
sichtspunkt für eine Abgabe auf die Wertschöpfung 
liegt darin, daß nicht nur die Wertschöpfung von Ui 
und Uj mit 10 '®/o belastet wird, sondern auch die Wert- 
schöpfung aller anderen Unternehmen. Dadurch wird 
erreicht, daß auch die Vorleistungen von Uj und Uj, 
die ja nichts anderes sind als die Wertschöpfung an- 
derer Unternehmen, um 10 Uo steigen. Allerdings muß 
beachtet werden, daß sich dieses Ergebnis erst nach 
vollständiger Überwälzung der Abgabe durch alle Un- 
ternehmen einstellt. Interessant ist in diesem Zusam- 
menhang, daß auch eine lohnbezogene Abgabe unter 
der Annahme vollständiger Überwälzung die Gesamt- 
küstenverhäUnisse nicht verändert. Vgl. Teil IV, Ab- 
.schnitt E, § 52 dieses Gutachtens. 
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Produktion und geringer Wertschöpfung gibt, die 
dann niedrige Beiträge zur Sozialversicherung zu 
leisten hätten ^). 

e) Nominal gleiche oder differenzierte Beitrags- 
sätze 

§ 26. Neben der Änderung der Bemessungsgrund- 
lage, die bis jetzt im Vordergrund des Interesses 
stand, besteht noch die Möglichkeit zur Differenzie- 
rung der Beitragssätze. Dabei ist es nicht notwendig, 
nur eine regionale, qualitative und branchenmäßige 
Differenzierung ins Auge zu fassen; eine andere I 
bereits erwähnte Möglichkeit wäre eine Staffelung 
der Beitragssätze nach der Betriebsgröße, indem 
man etwa eine Freigrenze einräumt oder aber Groß- 
betrieben einen höheren Beitragssatz auferlegt. Da- | 
bei kämen zur Messung der Betriebsgröße wiederum ' 
verschiedene Indikatoren in Frage wie etwa die Zahl 1 
der Beschäftigten oder der Umsatz. | 

Neben einer unterschiedlichen Bemessung der Ab- j 
gäbe nach der Betriebsgröße wäre es auch möglich, 
zwischen Branchen und Branchen, Waren und Waren, | 
Dienstleistungen und Dienstleistungen, Waren und | 
Dienstleistungen sowie zwischen Faktorqualitäten ! 
und Faktoreinsatzmengon bzw. -Verwendungen zu | 
differenzieren, wobei zwischen den einzelnen Alter- 
nativen noch verschiedene Kombinationen denkbar | 
wären. 


B. Die Träger der Sozialabgabe 

Vorbemerkung 

§ 27. Der zweite Gesichtspunkt, der bei der Erörte- ' 
rung der Reformmöglichkeiten des Systems der lohn- 
bezogenen Abgaben berücksichtigt werden muß, ist 
die Frage, wer die Abgabe aufbringen soll. Als Trä- 
ger der Sozialnbgaben kommen drei Gruppen in 
Frage, die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer und die 
Allgemeinheit, d. h. der Staat. Zunächst könnte man 
daran denken, eine neue Ordnung so zu konstruie- 
ren, daß man zwischen den Arbeitgebern und den 
Arbeitnehmern eine Umverteilung der prozentualen 
Anteile vornimmt — etwa zwei Drittel zu ein Drittel 
im Gegensatz zur derzeitigen Halbierung — oder 
aber indem man alle drei genannten Gruppen zu 
gleichen Teilen an der ikufbringung beteiligt. Diese 
Alternativen sind jedoch nur von untergeordneter 
Bedeutung, da sie keine grundsätzliche Änderung 
des Systems herbeiführen würden^). j 

') Dieser Fäll ist z. B. praktisch relevant in Hinsicht auf 
den Bergbau, der eine Nettoproduktion von 75^’/o der 
Gesamtproduktion aufwoist, und die erdölverarbei- 
tende Industrie, bei der sich der Anteil der Nettopro- 
duktion an der Gesamtproduktion auf nur 32,8 be- 
läuft. (Nettoproduktions wert — Abschreibung = Wert- 
schöpfung; den Nettoproduktionswert nennt man auch 
häufig Bruttowertschöpfung, während der Nettopro- ; 
duktionswert abzüglich Abschreibung gelegentlich als | 
Nettowertschöpfung bezeichnet wird.) 

-) Vgl. auch Drucksache 2733 der 3. Wahlperiode, 

S. 16. Die genannten Alternativen lassen sich im übri- 1 
gen als Unterfälle zu den im weiteren Verlauf disku- j 
tierten Möglichkeiten auffassen, i 


Von grundlogendorBedeiitimg ist dagegen die Frage, 
ob man bei einer Reform des Systems nur den 
Arbeitgeberanteil oder aber die gesamten Sozial- 
abgaben - - also den Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmeranteil unter evtl. Einbeziehung des staat- 
lichen Zuschusses -- in Betracht zieht. Beide Mög- 
lichkeiten werden im fcügenden analysiert. Im ein- 
zelnen ist dabei zu beachten, daß sich bei den ver- 
schiedenen denkbaren Altcunativen eine Kollision 
mit einem anderen Bereich, dem bestehenden System 
der sozialen Sicherung, ergeben kann. Allgemein 
gesprochen kann man das Versicherungssystem als 
einen Teilwertbereich bezeichnen, dessen „Werte" 
oder Prinzipien mit den übrigen „Werten" oder 
Prinzipien des vorliegenden Problems (z. B. Wett- 
bewerbsneutralität) interagieren. Bei der Wahl einer 
Alternative kann dieser Gesichtspunkt nicht ver- 
nachlässigt werden D. 

a) Die Aufbringung des Arbeitgeberanteils unter 
Beibehaltung des lohnbezogenen Systems für die 
Arbeitnehmerseite 

§ 28. Geht man von der bestehenden Organisation 
des Systems der sozialen Sicherung aus, so wäre es 
zunächst denkbar, clic' Aufbringung der Beiträge der 
Arbeitnehmer in ihrer bisherigen Form zu belassen, 
also die lolinbezogene differenzierte Bemessungs- 
gruncllage beizubehalten, gleichzeitig aber den An- 
teil der Arbeitgeber nach einer anderen Bemessungs- 
grundlage zu erbeben. Wenn man die Unterfälle zu 
A I und den Übergang auf einen nominal gleichen 
Satz unten Bcnbehaltung der Lohnbezogenheit aus- 
schaltet (All), ergebem sich zwei grundsätzliche 
Wege, nämlich die Aufl)ringung dc's Arbeitgeber- 
anteils unten* Zugrundelegcn einer „kapital-" oder 
„gesamtgrößenl)ezogencni" Bernessungsgrundlage. 
Man könnte beispielsweise so vorcfehen, daß man 
im Umlagever[<ihren den Aibeitgeberanteil nach 
der Höhe des Enerciiovm brauclu's errechnet und 
dieses Aufkoinnnm an die' Sozialversicherungen ab- 
führte. Der Al beilgc^beranteil häth^ dann dem Cha- 
rakter einevs Zuschusses der Unternehmer an die 
Sozialversicherungskassen. 

Gleichgültig welche der neiiannten Bemessungs- 
griindlagen man bei einem solchen Vorgehen aus- 
wählen würde, ergäbe sich daraus cune Reihe von 
neuen Problemen nicht nur verwaltungstechnischer 
Art, die kurz skizziert werden sollen. Zunächst 
würde sich die Frage stellen, wie hoch jeweils der 
„Zuschuß" der Arbeitgeber anziisetzen wäre. Nach 
dem gegenwärtigen Aufbringungsveufahren erbrin- 
gen die Arbeitgeber eine Beitragsleistung zur so- 
zialen Sicherung, die faktisch höheu* ist, als die der 
Arbeitnehmer; hinzu kommt noch der staatliche Zu- 
schuß. Im Rahmen einer „kajütal-" oder „gesamt- 
größenbezogenem" Aufbringnngsweise des Arbeit- 
geberanteils stünde man daher vor der Frage, ob die 
Avi'beitgeber den vollen Betrag aufzubringen hätten, 
der durch die Beiträge der Arbeitnehmer nicht ge- 
deckt wird-), oder ob ihnen nur eine Umlage in 


ß Diesc^lbc^ Auttassung linclct .sidi auch in dem Druck- 
sache 2733 der 3. Wahtperiodi', a. a. O., S. 16. 

-) Das würde die übcnmahiiu' des Staatszuschusses durch 
die Arbeitgeber bedeuten, 
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Höhe der Arbeitnehmerbeiträge auferlegt werden | 
sollte und der übersteigende Betrag durch Staats- 1 
Zuschüsse gedeckt werden müßte. ! 

Hinsichtlich der Differenzierung der Beitragssätze in • 
der Unfall-, Renten- und Krankenversicherung, die ■ 
u. a. in der verschiedenen organisatorischen Kon- 
struktion der einzelnen Träger ihren Ursprung hat, | 
müßte bei einer Verwendung der beiden Klassen ! 
von Bemessungsgrimdlagen geklärt werden, wie der 
„Arbeitgeberzuschuß“ auf die einzelnen Körper- 
schaften aufgeteilt werden soll. Bei den finanziell 
und organisatorisch selbständigen Krankenkassen, 
die in eigener Verantwortung ihre Geschäftstätig- 
keit nach dem Prinzip des Ausgleiches von Ein- 
nahmen und Ausgaben betreiben, dürfte die Schwie- 
rigkeit darin bestehen, daß man eine Verteilung 
des Arbeitgeberaufkommens im Wege eines über- 
regionalen Finanzausgleiches, der dann unerläßlich 
sein würde, nicht ohne weiteres durchführen könnte; 
denn es wäre erstens nicht ersichtlich, wie hoch der 
Anteil der Krankenversicherung am Gesamtaufkom- 
men zu bemessen und zweitens wie hoch der Anteil 
jeder einzelnen Orts-, Land-, Betriebs- und sonstigen 
Krankenkasse anzusetzen wäre. Es scheint daher 
überhaupt fraglich, ob die der regionalen Differen- 
zierung der Beitragssätze zugrunde liegende Kon- i 
struktion überhaupt noch aufrechtorhalten werden 1 
könnte. 

Bei der Rentenversicherung der Arbeiter und Ange- j 
stellten einerseits und der knappschaftlichen Renten- ; 
Versicherung andererseits, wäre ebenfalls das 
Problem zu lösen, wie sich ihre Anteile am Gesamt- 
aufkommen bestimmen und zueinander aufgliedern 
sollten, wobei noch die aus der unterschiedlichen 
individuellen Beitragshöhe des einzelnen Versiche- 
rungsnehmers resultierenden verschiedenen An- 
spruchshöhen zu beachten wären. Möglicherweise 
würden jedoch hier einem überregionalen Finanz- 
ausgleich weniger Schwierigkeiten im Wege stehen 
als bei den Krankenversicherungen. 

Bei der Unfallversicherung schließlich entstünden 
die gleichen Probleme wie in den beiden vorgehend 
behandelten Fällen. Erschwerend käme jedoch hin- 
zu, daß die Staffelung nach Gefahrenklassen wohl 
kaum länger beibehalten worden könnte, da sich das 
allein von den Arbeitgebern getragene Aufkommen 
zu den einzelnen Berufsgenossenschaften nicht mehr 
länger nach der Gefahrenverursachung richten 
würde. Es scheint daher ebenfalls fraglich, ob man 
dann die berufsgenossenschaftliche Gliederung über- 
haupt noch aufrechterhalten soll. 

Diese Überlegungen deuten darauf hin, daß zumin- 
dest einer der tragenden Werte des bestehenden 
Systems der sozialen Sicherung bei einer anderen 
Aufbringungsart des Arbeitgeberanteils nicht mehr 
aufrechterhalten werden könnte, und zwar das Sub- 
sidiaritätsprinzip, das das Verhältnis der Versiehe- | 
rungsgemeinschaften zum Staat bestimmt^). Ferner ! 
würde das Prinzip der Solidargemeinschaft zwischen ; 


Siehe hierzu Drucksache 2723 der 3. Wahlperiode, | 
a. a. O., S. 7. 


den versicherten Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
weitgehend aufgehoben'). 

b) Die Arbeitnehmer als alleinige Träger der Bei- 
tragsanteile 

§ 29. Das häufig vorgetragene Argument, der 
Arbeitgeberbeitrag zur sozialen Sicherung sei in 
Wirklichkeit ein Bestandteil des Arbeitsentgeltes, 
impliziert die Möglichkeit, das äußere Bild der Bei- 
tragsaufbringung so zu verändern, daß die Arbeit- 
nehmer diesen Teil ihres Lohnes selbst abführen. 
Im Gegensatz zu den bisher erörterten Möglichkeiten 
würde dann die gesamte Abgabe von einem Sozial- 
partner aufgebracht. Man könnte dieses Ziel dadurch 
erreichen, daß man den Arbeitgeberanteil auf die 
Arbeitnehmer überträgt. Mit einer derartigen Maß- 
nahme wäre, sofern man die Lohnsteuerfrage ver- 
nachlässigt, keine effektive Lohnerhöhung ver- 
bunden. 

Voraussetzung für die Realisierung dieses Vor- 
schlages aber wäre die Beibehaltung einer lohn- 
bezogenen Bemessungsgrundlage (AI und All); 
denn eine „kapital-" oder „gesamtgrößenbezogene" 
Bemossungsgrundlage wäre inkompatibel mit der 
Absicht, die Arbeitnehmer zum Träger der Beitrags- 
leistung zu machen, da dann eine Zurechnung auf 
das einzelne Lohneinkommen unmöglich wäre und 
kein Zusammenhang zwischen individueller Leistung 
und Höhe der Abgabe herstellbar wäre. 

Eine Konsequenz der Aufbringung der Gesamt- 
abgabe durch die Arbeitnehmer könnte die strikte 
Kopplung von Leistungen und Ansprüchen sein; 
d. h. jede Erhöhung der Versicherungsleistungen 
müßte von ihren Trägern in vollem Umfang selbst 
getragen werden. 

Im Hinblick auf die organisatorische Struktur des 
Systems der sozialen Sicherung ergäbe sich, daß 
mit dem Fortfall der finanziellen Verpflichtung der 
Arbeitgeber gleichzeitig auch ihre paritätische Be- 
teiligung an den Organen der Selbstverwaltung 
problematisch würde. Das könnte eine Umbesetzung 
in den Vorständen und Vertreterversammlungen 
der einzelnen Körperschaften zur Folge haben. 

Mitunter wird gegen eine Übernahme aller Beitrags- 
anteile durch die Arbeitnehmer geltend gemacht, 
daß die Haftung des Arbeitgebers für Unfälle und 
die sich daraus herleitende Schadensersatzpflicht 
nicht auf den Arbeitnehmer verlagert werden 
könnte. Die Verfechter dieses Standpunktes über- 
sehen jedoch, daß die Einbeziehung der Beiträge zur 
Unfallversicherung unter den Sammelbegriff der 

^) Lediglich aus Gründen der logischen Vollständigkeit 
sei darauf verwiesen, daß es denkbar wäre, die lohn- 
Ijezogene ßemcssungsgrundlage für die Arbeitgeber 
beizubehalten und statt dessen eine andere Bemes- 
sungsgrundlage für die Beiträge der Arbeitnehmer zu 
wählen oder aber sowohl für Arbeitgeber als auch für 
Arbeitnehmer verschiedene, nichtlohnbezogene Bemes- 
sungsgrundlagen heranzuziehen (etwa beim einen die 
Kapitalkoslen und beim anderen den Nettoproduk- 
tionswert). 
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lohnbezogenen Abgaben nur eine Frage definitori- 
scher Konvention ist. Man könnte daher die oben 
erörterte Reformmöglichkeit nur auf die „übrigen" 
Sozialabgaben beschränken und die Unfallversiche- 
rung (und evtl, auch die Kindergeldbeiträge) aus 
dem Gesamtsystem au^sondern. 

überprüft man unter Beachtung der vorstehenden 
Modifikation den Vorschlag, die Arbeitnehmer zum 
alleinigen Träger der Sozialabgaben zu machen hin- 
sichtlich seiner Kompatibilität zu den sozialethischen 
Grundsätzen des gegenwärtigen Systems der sozia- 
len Sicherung, so läßt sich behaupten, daß kein 
Widerspruch besteht, da weder die Prinzipien der 
Eigenverantwortung, der Subsidiarität, der Solidari- 
tät noch der versicherungsrechtlichen Äquivalenz 
angetastet werden. Letzteres würde sogar verstärkt 
ausgeprägt. Lediglich das abgeleitete Prinzip der 
Solidargcmeinschaft zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern erführe eine Einschränkung. 


c) Die Arbeitgeber als alleinige Träger der Sozial- 
abgaben 

§ 30. Da die Arbeitgeber beim gegenwärtigen i 
System der sozialen Sicherung zwar nicht „Schuld- | 
ner" in vollem Umfang, wohl aber „Zahler" sind, | 
weil sie die gesetzliche Pflicht zur Abführung der | 
Abgabe trifft, ließe sich auch eine Umgestaltung der- 
art vornehmen, daß man sie zum alleinigen Träger | 
der Gesamtabgabe macht. In diesem Fall ist wieder- ; 
um zu prüfen, welche Konsequenzen aus einer Kom- : 
bination dieser Form der Trägerschaft mit den drei i 
Klassen von Bemessungsgrundlagen resultieren. 1 

Würde man eine „arbeitskostenbezogene" Grund- 
lage wählen, so hätte die ausschließliche Aufbrin- 
gung durch die Arbeitgeber eine Verletzung tragen- 
der Prinzipien der sozialen Sicherung zur Folge; so 
würden vor allem die Eigenverantwortung, nach der 
der einzelne Arbeitnehmer selbst zu seiner Siche- 
rung im Spielraum des Möglichen beitragen soll, und 
das Prinzip der Solidarität, das das Versicherungs- 
verhältnis auf die Gesamtheit der Mitglieder ab- 
stellt, aufgehoben werden. Eine „kapitalkosten-" 
oder „gesamtgrößenbezogene" Abgabe würde dar- 
über hinaus auch das Prinzip von Leistung und 
Gegenleistung beseitigen, da dann kein irgendwie 
feststellbarer Zusammenhang mehr zwischen dem 
Aufkommen und den Ansprüchen an die Versiche- 
rungsleistung bestünde. 

ln keinem der drei genannten Fälle scheint es mög- 
lich, die gegenwärtige Organisation des Systems der 
sozialen Sicherung unverändert beizubehalten. Zu- 
nächst wird die paritätische Beteiligung der Arbeit- 
nehmer an den Vertreterversammlungen und den 
Vorständen fraglich, da mit dem Fortfall der finan- 
ziellen Leistungspflicht gleichzeitig auch die Begrün- 
dung ihres Anspruches auf Mitbeteiligung an den 
Organen hinfällig würde. Während möglicherweise 
bei einer arbeitskostenbezogenen Abgabe noch die 
gegliederte Sozialversicherung bestehen bleiben 
könnte, fiele diese Möglichkeit bei den beiden ande- 
ren Bemessungsgrundlagen fort, da sie sich schon 
aus verwaltungstechnischen Gründen — z. B. in der 


Krankenversicherung — nicht aufrechterhalten ließe. 
Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, bliebe 
wahrscheinlich nichts anderes übrig, als zu einer 
einheitlichen staatlichen Versicherung überzugehen. 


d) Der Staat als Träger der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmeranteile 

§31. Eine weitere Umgestaltungsmöglichkeit des 
Systems läge in der Übernahme des Arbeitgeber- 
und evtl, auch des Arbeitnehmeranteils zur Sozial- 
versicherung durch den Staat. Dabei ergibt sich zu- 
nächst die Frage, wie die Finanzierung dieser Ver- 
pflichtung vonstatten gehen soll. Da wegen der 
Höhe des erforderlichen Aufkommens eine Einspa- 
rung aus anderen Haushaltsmitteln unwahrschein- 
lich ist, dürfte es erforderlich sein, an die Stelle der 
eintretenden Entlastung entweder eine neue Steuer 
oder aber die Erhöhung bestehender Steuern treten 
zu lassen. Hierfür sind verschiedene Anknüpfungs- 
punkte denkbar; so könnte man beispielsweise das 
Verbrauchssteueraufkommen erhöhen oder aber die 
Abgabe an Einkommen und Gewinne anknüpfen. 
Es ist aber möglicherweise eine zulässige Verein- 
fachung des Problems, wenn man davon ausgeht, 
daß eine derartige Reform vom Standpunkt der Un- 
ternehmungen aus gesehen, sich entweder in der 
Verteuerung einer Faktorart oder der Gesamtkosten 
niederschlägt. Das aber würde bedeuten, daß der 
Staat direkt oder indirekt an eine der drei Klassen 
von Bemessungsgrundlagen anknüpfen muß, wenn 
er die Verpflichtung der Arbeitgeber (und Arbeit- 
nehmer) abzulösen gedenkt. Würde man nun so 
Vorgehen, daß der Staat lediglich den Arbeitgeber- 
anteil übernimmt und hinsichtlich des Arbeitneh- 
meranteils die bisherige Regelung bestehen läßt, 
dann ergäben sich analoge Probleme, wie sie oben 
bereits im Zusammenhang mit der Wahl verschie- 
dener Bemessungsgrundlagen erörtert wurden (vgl. 
§ 28). Allerdings könnte man sich bei einer derarti- 
gen Regelung wohl kaum dem Argument verschlie- 
ßen, daß auch der Arbeitnehmeranteil staatlicher- 
seits übernommen werden müßte. 

Hinsichtlich der Kompatibilität dieser Änderungs- 
vorschläge mit dem bestehenden System der sozia- 
len Sicherung ergibt sich, daß die Übernahme der 
Aufbringung des Arbeitgeberanteils durch den Staat 
das Aufgeben der Subsidiaritätsidee und in begrenz- 
tem Sinne auch der Solidargemeinschaft impliziert. 
Gleichzeitig würde die paritätische Beteiligung der 
Arbeitgeber an den Organen fragwürdig; sie müß- 
ten konsequenterweise durch staatliche Vertreter 
abgelöst werden. Wenn darüber hinaus auch noch 
der Arbeitnehmeranteil staatlicherseits aufgebracht 
würde, so entfielen auch das Leistungs- und Gegen- 
leistungprinzip und das Prinzip der Eigenverant- 
wortung. Schon aus verwaltungstechnischen Grün- 
den ließe sich dann — ausgenommen den Fall einer 
arbeitskostenbezogenen Bemessungsgrundlage — 
die gegliederte Sozialversicherung nicht aufrecht- 
erhalten, so daß schon aus der Schwierigkeit eines 
Finanzausgleiches heraus sich ein vom Staat getra- 
genes System der sozialen Sicherung als zweck- 
mäßig anbieten würde. 
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C. Zum Lohn- und Steuercharakter 
und zur Wettbewerbsneutralität 
der versdiiedenen Änderungsmöglichkeiten 

Die bisherigen Überlegungen verfolgten die Ab- 
sicht, eine möglichst vollständige Liste aller Alter- 
nativen sowohl unter dem Gesichtspunkt einer Än- 
derung der Bemessungsgrundlagen als auch der 
Trägerschaft der Sozialabgaben zu liefern. Es bleibt 
noch die Frage offen, wie die einzelnen Alternati- 
ven unter den in Teil I entwickelten Aspekten zu 
klassifizieren sind. 

a) Zur Frage des Lohn- oder Steuercharakters der 
Abgabe 

§32. Wie eingangs dargestelit wurde (vgl. §6 f.), 
gibt es hinsichtlich der Sozialabgaben zwei konkur- 
rierende Interpretationen; die eine sieht in ihnen 
„künstliche“ Kostenbestandteile und zählt sie zu 
den Produktionsmittelsteuern, während die andere 
sie als Arbeitskostenbestandteile, die dem Lohn zu- 
zurechnen sind, betrachtet. Wendet man diese bei- 
den Gesichtspunkte auf die verschiedenen Ande- 
rungsmöglichkeiten an, so ergibt sich, daß der Über- 
gang zu einer „kapital-" oder „gesamtgrößenbezo- 
genen" Bemessungsgrundlage — unabhängig da- 
von, wer im einzelnen die Mittel aufbringt — 
gleichzeitig impliziert, daß die Abgabe steuerähn- 
lichen Charakter erhält. Sie stellt dann in keiner 
Weise mehr eine Ableistung für ein spezielles Ver- 
sicherungsrisiko dar, sondern vielmehr einen all- 
gemeinen Beitrag mit einer speziellen Zweckbin- 
dung, nämlich der sozialen Sicherung für eine be- 
stimmte Gruppe von Arbeitnehmern. 

Die Interpretation der Soziaiabgaben als Arbeits- 
kostenbestandteil läßt sich nur bei den arbeits- 
kostenbezogenen Bemessungsgrundlagen (A I und 
A II) aufrechterhalten, und zwar am konsequente- 
sten, wenn man bei der bisherigen Lohnbezogenheit 
bleibt. Dabei spielt es im einzelnen keine Rolle, ob 
die Arbeitnehmer, die Arbeitgeber oder der Staat 
Träger der Abgabe sind, denn in allen Fällen bleibt 
der Zusammenhang zwischen dem Einsatz des Pro- 
duktionsfaktors und den damit verbundenen sozia- 
len Aufwendungen bestehen. 


b) Zur Frage der Wettbewerbsneutralität 

§ 33. Definiert man die Wettbewerbsneutralität im 
Sinne der Äquivalenz von sozialen und privaten 
Kosten^), so bedeuten alle Änderungsmöglichkei- 
ten, die von einer differenzierten lohnbezogenen 
Bemessungsgrundiage abweichen (AI), ein Aufge- 
ben dieses Prinzips. So entstünden schon bei einem 
nominal gleichbleibendem Satz (All) externe Vor- 
teile in allen jenen ünternehmen, die ihre Risiken 
dann nicht mehr voll abdecken müßten, während 
alle diejenigen Unternehmen, die unterdurchschnitt- 
lich an den Risiken und Gefahren beteiligt wären, 


Ü vgl. § 7 


externe Verluste hinzunehmen hätten. Noch deut- 
licher kommt dieses Abgehen vom Äquivalenzprin- 
! zip bei einer kapitalkostenbczogenen Abgabe zum 
; Ausdruck, da dann ein Teil der Kosten, die als Folge 
! der Verwendung des Produktionsfaktors Arbeit im 
i Produktionsprozeß entstehen, wie etwa die Alters- 
sicherung oder die Wiederherstellung der Arbeits- 
I fähigkeit, nicht den Aufwendungen für Arbeit an- 
I gelastet, sondern gleichsam auf das „Kapital" um- 
gelegt würde. Ebenso würden bei einer gesamtgrö- 
ßenbezogenen Bemessungsgrundlage Folgelastcn, 
die aus der Verwendung des Produktionsfaktors 
i Arbeit entstehen, nicht dem Verwender des Pro- 
duktionsmitteis zugerechnet. In beiden Fällen wür- 
den daher ebenfalls externe Ersparnisse bei den 
relativ arbeitsintensiven Produktionsverfahren er- 
j zielt. Wenn man hingegen mit Wettbewerbsneutra- 
lität die Aufrechterhaltung der Gesamtkostenrela- 
tionen bezeichnet, so scheiden unter dieser Perspek- 
tive alle diejenigen Systemänderungen aus, die an 
einen Faktoreinsatz als Bemessungsgrundlage an- 
knüpfen (also A I, A II, B I und B II) und gleichzeitig 
auch die gesamtgrößenbezogenen Bemessungsgrund- 
; lagen Bruttoumsatz und Gesamtkosten, da sie durch 
1 ihre Kumulationswirkung und die gleichzeitige rela- 
I tive Benachteiligung kapitalintensiver Produktions- 
: verfahren zu Verschiebungen der Gesamtkosten- 
I relalionen führen *). 

1 Als Alternativen bleiben dann nur der Übergang 
I zu einem auf den Nettoumsatz bezogenen System 
I oder auf die Auferlegung einer prozentual gleichen 
; Abgabe auf die Konsumgüterpreise. Im ersten Fall 
v/ürden die Gesamtkostenrelationen und im zweiten 
I Fall die Durchschnittskostenrelationen aufrecht- 
. erhalten. Beide Abgabensysteme würden die Kumu- 
] lativwirkung vermeiden und keine Substitution der 
! Produktionsverfahren hervorrufen. Sie wären also 
I unter dem obigen Gesichtspunkt als wettbewerbs- 
I neutral zu bezeichnen^), 
i 

Interpretiert man die Wettbewerbsneutralität als 
Ausgleich allgemeiner Konkurrenznachteile des Mit- 
tclstandsbereiches, so empfiehlt sich besonders eine 
kapitalkostenbezogene Bemessungsgrundlage. Da- 
bei ist allerdings im Auge zu behalten, daß die gän- 
gige Vorstellung, die kapitalintensiven Unterneh- 
men, die dann im Lichte der beiden vorgenannten 
Neutralitätsbegriffe diskriminiert würden, seien 
durchweg auch „groß", keineswegs zutrifft. 

: Damit ergeben sich insgesamt drei grundsätzliche 
1 Betrachtungsweisen der Änderungsmöglichkeiten; 

1. Ein Ausbau des bestehenden lohnbezogenen Sy- 
j Sterns durch konsequente Verwirklichung des 
i Äquivalenzprinzips oder 

I 2. eine Interpretation der Sozialabgaben als Steu- 
ern mit spezieller Zweckgebundenheit und ihre 
Ausgestaltung als wettbewerbsneutrale Abgaben 
im Sinne der zugehörigen Definition der Wett- 
bewerbsneutralität oder 


Ü vgl. dazu besonders Teil IV, Abschnitt E, in dem diese 
Aussagen eine gewisse Modifikation erfahren. 
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3. sofern man eine Sdiiitzabsicht verfolgt, die Aus- : 
gestaltung des Syslems in einer Richtung, die ; 
die arbeitsintensiven Betriebe relativ begünstigt, ' 
wobei sich dann die Wahl einer Bemessungs- | 
grundlagc empfiehlt, di(^ an eine Kostengröße | 
anknüpft, die bei relativ arbeitsintensiven klei- ; 
nen Betrieben eine geringere Rolle spielt. I 


TEIL IV 

Die Wirkungsanalyse der 
Änderungsmöglichkeiten 

Vorbemerkung 

§ 34. Im vorangegangenen Teil sind die Frage 
der Trägerschaft und die verschiedenen Bemes- 
svingsgrundlagen erörtert worden. Für die Analyse | 
der ökonomisdien Wirklingen einer Systemände- i 
rung ist es nun möglicherweise eine zulässige Ver- j 
einfachung, wenn man den {uslen Gesichtspunkt . 
vernachlässigt und die Änderuncjsmöglichkeiten nur j 
unter dem Aspekt des Übergangs von einer lohn- j 
bezogenen zu einer anderen Bemessungsgrundlage ! 
betrachtet. Für die Vermutung spricht die über- ■ 
legung, daß die Art der Kostenänderung von der | 
formellen Benennung des Trägers unabhängig ist, ; 
d. h. daß sie allein von der jeweils eingeführten ; 
„neuen" Bemessungsgrundlage bestimmt wird. Es ; 
wird also angenommen, daß die Sozialabgabe von i 
den Unternehmen bezahlt wird und in ihre Kosten- 
rechnung eingeht, gleichgültig ob die Arbeitgeber | 
und/ocler die Arbeitnehmer die rechtliche Verpflich- | 
tung zur Leistung der Abgabe trifft. Wird hingegen i 
der Beitrag zur Sozialversicherung allein vom Staat i 
aufgebracht, so hängt die Wirkung auf die Kosten- i 
Struktur der Wirtschaft davon ab, wie cli(? zusätz- : 
liehen Aufwendungen finanziert werden. Wenn die j 
Mittel über eine an die beti ieblichen Kostengrößem i 
anknüpfende Abgabe beschafft v/erclcn, so bestimmt | 
letzten Endes wiederum die gewählte Bemessungs- ! 
grundlage die Rückwirkungen auf den Wirtschafts- ! 
prozeß. 

Akzeptiert man die vorstehendem Argumentation, so | 
liegt es nahe, die Analyse der Rückwirkungen einer 
Systemänderung vom Standpunkt der Unterneh- 
mung her durchzuführen, also gleichsam die Kosten- 
perspektive in den Vordergrund zu stellen. Das 
scheint um so eher vertretbar, als auch die gesamte 
Fragestellung diese Seite des Problems akzentuiert. 

Bei der Analyse der Konsequenzen, die möglicher- 
weise aus einer Änderung der Lohnbezogenheit der 
Sozialabgaben resultieren, ergibt sich nun die 
Schwierigkeit, daß die ökonomische Theorie sich 
bisher im wesentlichen nicht so sehr bemüht hat, 
Aussagensysteme zu konstruieren, die etwa über 
das faktische Investitions- und Marktverhalten der 
Unternehmer informieren, sondern Kalküle zu ent- 
wickeln, die in irgendeinem Sinne optimale Ent- 
scheidungen ermöglichen. Die Frage, ob das in den 
Entscheidungskalkülen beschriebene Verhalten in | 
der Wirklichkeit anzu treffen sei, wird häufig ver- : 
neint. Die folgenden Überlegungen können auf die 


sich daran anknüpfende wissenschaftliche Kontro- 
verse ') nur am Rande eingehen, da die bisher ent- 
wickelten neueren Theorien der Unternehmung noch 
nicht das Reifestadium erreicht haben, das ihre Aus- 
wertung im vorliegenden Zusammenhang zuließe. 
Es sei jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
dadurch eventuell ein Gesichtspunkt vernachlässigt 
wird, der besonders von seiten des Mittelstandes 
I gern betont wird, nämlich das von der Gewinnmaxi- 
' mierung abweichende Verhalten der in diesem Sek- 
I tor tätigen Unternehmer -). 


A. Substitulions- und Aiisbringungseffekte 

a) Anpassungswirklingen unter Voraussetzung 
klassischer Produktionsfunktionen 

§ 35. Vom Standpunkt der Unternehmung aus ge- 
sehen ist für die Analyse der Konsec|uenzen einer 
Systemänderung der Gesichtspunkt entscheidend, 
wie die Preisrelationen zwischen den Produktions- 
mitteln verändert werden, da nach den Annahmen 
der neoklassischen Theorie die Wahl eines kapital- 
oder arbeitsintensiven Produktionsverfahrens unter 
der Voraussetzung klassischer Produktionsfunktio- 
nen einzig und allein von den Faktorpreisrelationen 
abhängt. Diese Aussage folgt aus der sog. Maximie- 
rungshypothese, nach der der Unternehmer die am 
Markt absetzbare Ware mit möglichst geringen Ko- 
sten herzustelkm beabsichtigt. Da laut Annahme 
aber jede bestimmte Menge von Erzeugnissen mit 
einer Vielzahl von Faktorkombinationen hergestellt 
Weeden kann, hat der Unternehmer für jede Güter- 
menge diejenige Faktorkombination auszuwählen, 
die die geringsten Kosten verursacht. Die einer 
bestimmten Gütermenge entsprechende Minimal- 
kostenkombination aber hängt ab von den techno- 
logischen Bedingungen der Produktion, der sog. Pro- 
duktionsfunktion, und den Preisen der Einsatzgüter. 
Dabei ist der Einfluß der Faktorpreise auf die Wahl 
des Produktionsverfahrens unabhängig von ihrer 
absoluten Höhe; ausschlaggebend sind vielmehr nur 
die Preisverhältnisse der Einsatzgüter^). 

*) Zur neueren wissenschaftlichen Literatur über „Unler- 
ncrhrnerverhalten" vgl. z. B. C, Michael White: Multiple 
Goals in the Theory of the Firm. — Sherrill Cleland: 
A Short Essay on the Managerial Theory of the Firm. 
— Kenneth E. Boulding: The Present Position of the 
Theory of the Firrn. — Alle in: Kenneth E. Bouldiing 
and W. Allan Spivey: Linear Programming and the 
Theory of the Firm, New York 1960. Ilarvey Leiben- 
sLein: Economic Theory and Organisational Analysis, 
New York 1960. R. M. Cyort and J. G. March: Organi- 
zational Structure and Pricing Behavior in Oligopo- 
listic Markets, American Economic Review, Vol. 45, 
1955, S. 129 — 139. Dieselben: The Behavioral Theory 
of the Firm, Prentice-Hall, Engk-iwood Cliffs, 1963. 

-) Die Behauptung, daß milleiständische Unternehmen 
eine traditionale Haltung einnähmen, ist allerdings bis- 
her durch verläßliche empirische Untersuchungen 
kaum untermauert worden. 

‘b Diese auf den ersten Blick nicht plausible Behauptung 
pflegt man meistens mit Hilfe des Isoquantensdiemas 
und den Isokostenlinieii darzujstellen. 
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Die verschiedenen dargestellten Bemessungsgrund- 
lagen implizieren nun nichts anderes als Verschie- 
bungen der Faktorpreisrelationen vom Standpunkt 
der Unternehmung aus gesehen. So bedeutet das 
Abgehen von einem arbeitskostenbezogenen Ab- 
gabensystem zu einer nichtarbeitskostenbezogenen 
Bemessungsgrundlage, daß in allen Unterneh- 
mungen die Arbeitskosten im Verhältnis zu den 
übrigen Kosten sinken. Dabei gilt die Vermutung, 
daß die Änderung der Kostenrelationen bei Ein- 
führung eines „kapitalkostenbezogenen" Systems 
(B I und II) großer ist als bei Einführung eines ge- 
samtgrößenbezogenen Systems (C I und II). Wenn 
aber eine Verschiebung der Preisrelationen der Fak- 
toren eintritt, dann folgt daraus, daß das in der 
Ausgangssituation gewählte Produktionsverfahren 
nicht länger optimal ist, d. h. es gibt in der neuen 
Situation eine Produktionsmittelkombination, die 
bei gleichem finanziellen Aufwand einen größeren 
Ertrag ermöglicht. Die Theorie behauptet, die Unter- 
nehmer würden sich an die geänderten Preisrelatio- 
nen durch eine Reorganisation des Produktionsver- 
fahrens dergestalt anpassen, daß die Produktions- 
mittel so eingesetzt werden, daß sich ihre Grenz- 
produktivitäten wie ihre Preise verhalten. Das aber 
bedeutet im vorliegenden Fall nichts anderes als 
der Übergang von relativ kapital- zu relativ arbeits- 
intensiveren Verfahren '). 

In Hinsicht auf die Wahl des neuen Produktions- 
verfahrens bei einer Verschiebung der Preisrelatio- 
nen ist zu unterscheiden zwischen Substitutions- 
effekten und Ausbringungseffekten. Die Substitu- 
tionswirkung beschreibt die mit der Faktorpreis- 
änderung verbundene Ersetzung des relativ teuren 
Einsatzgutes durch das billigere. Ein Übergang von 
einer lohnbezogenen zu einer kapitalbezogenen Be- 
messungsgrundlage hätte beispielsweise vom unter- 
nehmerischen Entscheidungskalkül aus die Wahl 
arbeitsintensiverer anstelle von kapitalintensiveren 
Produktionsverfahren zur Folge, da der Preis des 
Kapitals im Vergleich zum Preis der Arbeit anstei- 
gen würde. In die gleiche Richtung würde auch die 
Ablösung der arbeitskostenbezogenen Bemessungs- 
grundlage durch eine gesamtgrößenbezogene Maß- 
zahl wirken. 

Vom Substitutionseffekt ist die Skalen- oder Aus- 
bringungswirkung einer Faktorpreisänderung zu 
unterscheiden, Ausbringungseffekte werden nur 
dann wirksam, wenn die Verschiebung der Faktor- 
preisverhältnisse gleichzeitig eine Änderung der 
Grenzkosten zur Folge hat; sie betreffen folglich 
den Einsatz aller Produktionsfaktoron in dem Um- 
fang, wie die Grenzkosten fallen oder steigen. Bei 
der Einführung eines kapitalkostenbezogenen Ab- 
gabensystems ist mit einer Veränderung der Grenz- 
kosten in zweifacher Hinsicht zu rechnen. Die rela- 
tiv arbeitsintensiven Unternehmen erfahren dann 
wahrscheinlich verglichen mit der Ausgangssitua- 
tion eine größere Entlastung als die kapitalinten- 


') Diese Behauptung gilt slreiig genommen nur dann, 
wenn man von inferioren Einsatzgütern absieht. 


I sivon^). Ihre finanziellen Möglichkeiten erweitern 
j sich, und sie können neben dem Übergang zu 
j arbeitsintensiveren Verfahren gleichzeitig noch ihre 
I Ausbringung erhöhen. Die relativ kapitalintensive- 
■ ren Unternehmen hingegen unterliegen, wenn ihre 
! Grenzkosten durch die Änderung steigen, einer Ein- 
schränkung ihrer finanziellen Möglichkeiten. Die 
Umstellung auf arbeitsintensivere Produktionsver- 
fahren ist dann bei ihnen mit einem Rückgang der 
Ausbringung verbunden. Dieselben Überlegungen 
gelten im tlinblick auf die Wahl einer gesamtgrö- 
ßenbezogenen Abgabe. 

§ 36. Für den Übergang von einer lohnbezogenen 
zu irgendeiner anderen Bemessungsgrundlage gilt 
also, daß eine Substitution in Richtung arbeitsinten- 
siverer Produktionsverfahren einsetzt. Lediglich ein 
/viisbau des bestehenden lohnbezogenen Abgaben- 
systems würde unternehmerische Entscheidungen in 
der entgegengesetzten Richtung induzieren. Wenn 
nun im Zeitablauf die gesamte Aufbringungssummc 
erhöht werden sollte, so würden alle Systeme, die 
nicht auf der Wertschöpfung als Bemessungsgrund- 
lage basieren, die Wirkung zeitigen, daß der Sub- 
stitutionsprozeß von Arbeit gegen Kapital (bzw. 

; umgekehrt) fortgesetzt würde, wobei die jeweiligen 
Grenzkostenveränderungen und Skalencffekte in 
Rechnung gestellt werden müßten. Ein an die Wort- 
schöpfung anknüpfendes System würde sich da- 
gegen dadurch von den cinderen Bemessungsgrund- 
lagen unterscheiden, daß der Anreiz zu Verände- 
rungen in der Wahl des Produktionsverfahrens aus- 
; bliebe -) und lediglich der durch eine Grenzkosten- 
erhöhung induzierte Ausbringungseffekt beachtet 
werden müßte. 


b) Anpassungseffekte unter Voraussetzung von 
Produktionsfunktionen mit diskontinuierlicher 
Substituierbarkeit 

§ 37. Die der klassischen Produktionstheorie zu- 
grunde liegende Annahme, daß für die meisten 
Unternehmen eine kontinuierliche Substituierbar- 
keit zwischen Arbeit und Kapital besteht, wird in 
neuerer Zeit mit dem Argument in Frage gestellt, 
daß sie mit einer „technologischen Allmacht" des 
Unternehmers identisch sei. Man hält ihr entgegen, 
daß faktisch nur die Wahl zwischen einigen wenigen 
Produktionsprozessen möglich sei. Das aber würde 

’) Die Nettoeftekte erhält rtidn aus der Gegenüberstel- 
lung des Rückgangs der Arbeitskosten auf der einen 
Seite (Rückgang der Grenzkosten) und dem Anstieg 
der Kapitalk osten (Erhöhung der Grenzkosten) auf der 
anderen Seite. Es sei ausdrücklich darauf aufmerksam 
gemacht, daß man die obigen Überlegungen nicht in 
dem Sinne mißverstehen darf, als ob sich zwei Grup- 
pen, die arbeits- und kapitalintensiven Unternehmen, 
gegenüberstehen. Bei einem Produktionsverfahren mit 
einem hohen Verhältnis von Kapital zu Arbeit spricht 
man im selben Sinne vom Übergang zu arbeitsinten- 
siverer Produktionsweise wie bei einem relativ 
cU-beitsijUen.siven Verfahren. Es sind also stets nur 
relative Änderungen gemeint. 

“) Das gilt nur unter der Annahme vollständiger Über- 
wälzung; vgl. Teil IV, Abschnitt E, 
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bedeuten, daß die Unternehmer auf eine Änderung 
der Faktorpreisrelationen im oben beschriebenen 
Sinne nicht in jedem Fall durch die Änderung des 
Produktionsverfahrens in Richtung einer Mehrver- 
wendung des billigeren Produktionsfaktors Arbeit 
reagieren. Bei diskontinuierlicher Substituierbarkeit 
könnte die Reaktion auf eine Änderung der relati- 
ven Preise durch die Substitution eines arbeitsinten- 
siveren Produktionsverfahrens so hohe „Umstel- 
lungskosten" verursachen, daß keine Einsparung, 
sondern eine Erhöhung der Kosten 'die Konse- 
quenz der Anpassung wäre. Unter diesen Erzeu- 
gungsbedingungen würde also nur der Ausbrin- 
gungseffekt wirksam, nicht aber die Siibstitutions- 
wirkung der Faktorpreisänderung. Dabei treten po- 
sitive Äusbringungseffekte auf, wenn die Durch- 
schnittskosten sinken; negative Äusbringungseffekte 
sind dagegen die Folge steigender Durchschnitts- 
kosten ^). 


Die positiven und negativen Ausbringungseffekte las- 
sen sich ceteris paribus in einer graphischen Darstel- 
lung veranschaulichen. In Abbildung 1 sind auf der 



vertikalen Achse die Arbeitsmengen, auf der horizon- 
talen Achse die Kapitalmengen abgetragen. Die nega- 
tiv geneigte Gerade enthält die mit einer gegebenen 
Geldmenge maximalmöglichen Kombinationen von 
Arbeit und Kapital. Das Verhältnis der Achsenab- 
schnitte dieser Geraden (sie wird häufig Bilanzgerade 
genannt) ist das Tauschverhältnis zwischen Arbeit und 
Kapital. Die durch den Ursprung gehenden Geraden 
repräsentieren Produktionsverfahren (Produktions- 
prozesse) mit konstanten Einsatzverhältnissen. Die 
Entfernung eines beliebigen Punktes auf einer „Pro- 
duktionsgeraden" gibt das jeweilige Produktions- 
niveau an. Man sieht, daß die Gerade der Austausch- 
verhältnisse von den „Produktionsgeraden" unter 
einem gegebenen Gesamtkostenbudget das jeweils 
höchstmögliche Produktionsniveau abschneidet. 

Eine Verbilligung des Faktors Arbeit resultiert in der 
graphischen Darstellung in einer Drehung der Bilanz- 
geraden um ihren Kapitalachsenabschnitt nach oben. 



Ein Wechsel des Systems von einer arbeitskosten- 
bezogenen auf eine kapitalkostenbezogene Bemes- 
sungsgruncllage würde den relativ arbeitsintensiven 
Unternehmen die Möglichkeit bieten, den Ausbrin- 
gungseffekt stärker auszunuizen als den relativ 
kapitalintensiven. Die gleiche Möglichkeit bestünde 
für sie bei der Einführung von gesamtgrößenbezo- 
genen Systemen, nur dürfte das Ausmaß des Aus- 
bringiingseffekts in diesem Fall geringer sein. Selbst 
die Realisierung eines Systems vom Typ A II würde 
jenen Produktionsverfahren die Wahrnehmung 
eines höherem Ausbringungseffektes gewährleisten, 
bei denen die jetzigen Beitragssätze über dem dann 
zu bildenden Durchschnitt liegen. Wo allerdings im 
einzelnen die Grenze zwischen positiven und nega- 


Man sicht düs Ahbilclung 2, daß die \Tu-billigiing des 
Faktors Arbeit bei allen Produktionsverfahren einen 
positiven Ausbrinyungseffekt zur Folge hat. Ebenfalls 
gilt, daß die redativ arbeitsintensiven Produktionsver- 
fahren einen relativ größeren Aiisbringungseffckt aus- 
nutzen können. Dt'r Fall einer Arbeitskostensteige- 
rung kan auch an der Abb. 2 abgelesen werden; man 
braucht nur den Drehpfeil lunzukehren, Die Kapital- 
kostenverbilligung bzw. -verteiH'rung kann mit Hilfe 
der Abbildung 2 dargestellt werden, wrmn man die 
Benennung der Achsen vertauscht. 

Eine Verteuerung des Faktors Kapital und eine gleich- 
zeitige Verbilligung des Faktors Arbeit führt zu Ab- 
bildung 3. Bei einer derartigen Preisänderung kann 
man drei Fälle untersdnuden: (l) Es gibt einen Bereich 
von Produktionsverfahren niT positiven Ausbrin- 
gungseffekten, das sind die arbeitsintensiven im 
schraffierten Dreieck. (2) Der Bereich der negativen 
Ausbringungseffekte liegt im nicht schraffierten Teil 
der Fläche. (3) Diese beiden Bereiche werden begrenzt 
durch eine Produktionsgerade, die durch den Schnitt- 



punkt C der alten Bilanzgerade (durchgezogene Ge- 
rade) mit der neuen Bilanzgerade (gestrichelte Gerade) 
gehl. In diesem dritten Fall treten keine positiven 
und keine negativen Ausbringungseffekte auf. 

Bei einer Gesamtkostenänderung, die als proportio- 
nale gleiche Veränderung der Faktoren Arbeit und 
Kapital aufgefaßt werden kann, ergibt sich in Abbil- 
dung 1 eine parallele Verschiebung der Bilanzgeraden. 
Die positiven Äusbringungseffekte (Parallelverschie- 
bung nach oben) oder negativen Ausbringungseffekte 
(Parallelverschiebung nach unten) betreffen alle Pro- 
duktionsverfahren gleichmäßig. 
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tiven Ausbringungswirkungen liegt, hängt von der 
Produktionsstruktur einer Volkswirtschaft ab *). 


B. Die Wirkungen auf die Produktionsfaktoren- 
einkommen 

Vorbemerkung 

Eine Untersuchung der Rückwirkungen, die eine 
Änderung des Systems der lohnbezogenen Abgaben 
auf die Produktionsfaktoreneinkommen ausübt, zer- 
fällt in zwei Problembereiche, und zwar erstens die 
Frage, wie die Unternehmer bei einer Verschiebung 
der relativen Preise ihre Nachfrage nach Produk- 
tionsmitteln ändern, und zweitens, welche Bewe- 
gungen durch eine veränderte Faktorennachfragc auf 
der Angebotsseite des Arbeits- und Kapitalmarktes 
auftreten. 

a) Die Nachfrage nach Produktionsfaktoren 

§ 38. Im neoklassischen Entscheidungskalkül wird 
die Nachfrage der Unternehmen nach Produktions- 
faktoren als abhängig angesehen von den relativen 
Preisen und den Kostenbudgets der Firmen. Unter 
der Voraussetzung klassischer Produktionsfunk- 
tionen werden die Unternehmen ihre Nachfrage nach 
dem relativ teurer werdenden Einsatzgut cinschrän- | 
ken und nach dem sich relativ verbilligenden Faktor | 
ausdehnen. Angewendet auf die verschiedenen Re- | 
formmöglichkeiten folgt daraus, daß ein Übergang i 
von A I nach A II unter diesen Annahmen die Konse- 
quenz hätte, daß in den Branchen, die dann eine 
niedrigere Abgabe aufzubringen hätten, der rela- 
tive Preis der Arbeit im Verhältnis zum Kapital 
sinken würde. Die Unternehmen würden infolge- 
dessen eine Mehrnachfrage nach Arbeit entwickeln, 
während ceteris paribus ihre Kapitalnachfrage ab- 
nehmen würde. Umgekehrt wird in den Branchen, in 
denen der neue Abgabensatz zur Erhöhung der 
Grenzkosten führt, die Nachfrage nach Arbeit sin- 
ken. 


Bei niditkontinuierlidier Substituierbarkeit der Ein- 
satzgüter würde sich, da die Nachfrage nach Kapital 
und Arbeit linear abhängig von der Produktions- 
menge ist, eine proportionale Veränderung der Fak- 
torennachfrage auf beiden Beschaffungsmärkten er- 
geben. 

Ein Übergang zu einer kapitalbezogenen Abgabe 
würde in jedem Fall eine relative Verteuerung des 
Kapitals bedingen und eine relative Verminderung 
des Preises der Arbeit. Der dann einsetzende Sub- 
stitutionsprozeß von kapitalintensiven zu arbeits- 
intensiven Produktionsverfahren würde bedeuten, 
daß die Nachfrage nach Arbeit relativ steigt, wäh- 
rend sich gleichzeitig die Nachfrage nach Kapital ver- 
mindert ‘). Die Kalkulierung des Nettoeffektes, der 
aus der Verschiebung der relativen Preise entsteht, 
ergibt sich aus der Umverteilung der Sozialbeiträge. 
Die Gruppe von Betrieben, die gegenüber der bis- 
herigen Lage (A I) relativ niedrigere Beiträge ins- 
gesamt aufbringt, wird mehr Arbeit nachfragen als 
die Gruppe, die jetzt stärker zu den Sozialaufwen- 
dungen herangezogen wird. Bei der ersten Klasse 
von Unternehmen ergibt sich dann neben dem Über- 
gang zu arbeitsintensiveren Produktionsverfahren 
und gleichzeitig positivem Ausbringungseffekt eine 
stärkere Arbeitsnachfrage als bei der stärker in 
Anspruch genommenen zweiten Gruppe, die bei sin- 
kender Ausbringung nur eine geringere zusätzliche 
Nachfrage nach Arbeit entfalten wird. 

Beim Übergang zu einem gesamtgrößenbezogenen 
System treten auf dem Weg vom Ausgangs- zum 
Endgleichgewicht eine Reihe von Anpassungsvor- 
gängen ein, und zwar einerseits eine Verbilligung 
des Faktors Arbeit durch den Fortfall des „lohnbe- 
zogenen" Kostenanteils und andererseits eine Be- 
lastung des Gesamtkostenbudgets der Betriebe durch 
die neue Abgabe. Es stellt sich daher wiederum die 
Frage, wie die „Verbilligung" des Faktors Arbeit 
und die „Erhöhung" der Gesamtkosten auf die Fak- 
torennachfrage einwirken. Wenn keine sonstigen 
Veränderungen eintreten, dann ergibt sich wieder 
eine Mehrnachfrage nach Arbeit und eine Minder- 
nachfrage nach Kapital in der Übergangszeit bis zum 
neuen Gleichgewicht. 




Inwieweit marginale Veränderung in den Paktorprels- 
relationen überhaupt die Wahl der Produktionsver- 
fahren beeinflussen und wo die Grenze liegt, bei der 
die Substitutionen zwischen versdiiedenen Prozessen 
doch noch vorgenommen wird (wo also die Substitu- 
tion von Produktionsverfahren wieder lohnend wird), 
'ist in der ökonomischen Theorie nicht geklärt. Einige 
Autoren (z. B. Schiff) sind der Meinung, daß nicht 
marginale Preisänderimgen der Faktoren, sondern 
technische und wirtschaftliche Erfindungen die trei- 
bende Kraft sind. Andere wiederum glauben, daß spe- 
ziell die Arbeitskostensteigerungen die technologische 
Forschung und vor allem die Entdeckung arbeits- 
sparender Verfahren beschleunigen (so z. B. Slichter). 
Die zweite Hypothese konnte jedoch durch eine empi- 
rische Untersuchung in den Vereinigten Staaten nicht 
bestätigt werden. Siehe E. Schiff, Factor Substitutions 
and the Composition of Input. In: Output, Input, and 
Productiviity Measurement. Studios in Inrome and 
Wealth. Bd. 25. Hrsg, vom National Bureau of Eco- 
nomic Research. Princeton 1961, S. 453. - - G. Bloom, 
Union Wage Pressure and Technological Discovery.. 
American Economic Review, 1951, S. 606 f. 


I 




b) Das Angebot von Produktionsfaktoren 

§ 39. Die bisherigen Überlegungen gingen davon 
aus, daß die Unternehmer die Produktionsverfahren 
verwenden, bei denen relativ geringere Mengen des 
jeweils teurer gewordenen Faktors benötigt werden. 
Der daraus abgeleiteten Nachfrage nach Arbeit und 
Kapital steht nun das Angebot der Produktionsfak- 
torenbesitzer gegenüber. Aus der marktlichen Inter- 
aktion der Anbieter und Nachfrager bilden sich 
dann die Produktionsfaktoreneinkommen, d. h. Lohn 
und Zins. Dabei ist zu beachten, daß, wie auf allen 
Märkten, die Stellung der Käufer oder der Verkäufer 
die stärkere sein kann. 


9 Im Zustand der Vollbeschäftigung kann möglicher- 
weise eine vermehrte Nachfrage nach Arbeit den Preis 
der Arbeit soweit hinauftreiben, daß die Verbilligung 
des Faktors Arbeit durch die Umgestaltung des 
Systems der Sozialabgaben kompensiert wird. 
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Wie allerdings die Anbieter von Produktionsmitteln 
auf die mit der marginalen Verschiebung der rela- 
tiven Preise einhergohenden Änderungen der Fak- 
tornadifrage reagieren, gehört zu den umstrittenen 
Problemen der Nationalökonomie. Die gesteigerte 
Knappheit eines Produktionsfaktors muß nicht unbe- 
dingt zu einem vermehrten Angebot führen, wie um- 
gekehrt die sinkende relative Knappheit nicht eine 
Angebotseinschränkung zur Folge haben muß. So 
wird häufig darauf hingewiesen, daß die Anbieter 
am Arbeitsmarkt invers reagieren können, also bei 
sinkendem Gesamtlohn in vermehrtem Umfang Ar- 
beitskraft anbieten und auf eine Erhöhung des Ge- 
samtlohnes mit einer Angebotseinschränkung (Ver- 
ringerung der Arbeitszeit, Fortfall bestimmter .An- 
bieterschichten) antworten. Das Problem wird da- 
durch kompliziert, daß sich hinsichtlich der Bewer- 
tung des Arbeitgeberanteils zur Sozialversicherung 
in den Präferenzen der Anbieter von Arbeit zwei 
plausible Annahmen vertreten lassen. Die erste 
würde behaupten, daß der Arbeitgeberanteil als 
Lohnbestandteil angesehen und auch bewertet wird. 
Diese Vorstellung würde etwa implizieren, daß er- 
liöhte Sozialaufwendungen der Arbeitgeber, die 
beim gegenwärtigen System auch bessere Leistun- 1 
gen (z. B. in der Altersversorgung und beim Tage- | 
geld in der Krankenversicherung) zur Folge haben ^), I 
von den Faktorenbesitzern auch höher in ihren Prä- | 
ferenzskalen bewertet werden. — Dagegen läßt sich ' 
allerdings die Auffassung vertreten, daß die An- 1 
bieter von Arbeit im Hinblick auf den Arbeitgeber- 
beitrag und eventuell auch ihre eigene Leistung ' 
indifferent sind; das hieße, daß sie die Sozialab- ; 
gaben nicht als einen Bestandteil ihres Lohnes an- j 
sehen. Diese Auffassung käme der Betonung des ; 
Steuercharakters der Sozialabgaben nahe. 

Bei der kritischen Diskussion dieser beiden Ver- ; 
mutungen müßte allerdings beachtet werden, daß 
nach der gegenwärtigen institutionellen Organisa- 
tion die Anbieter von Arbeit nicht ohne weiteres 
gegenüber den verschiedenen Bemessungsgrund- 
lagen indifferent sind. Im gegenwärtigen System 
bedeutet innerhalb der Bemessungsgrenzen eine 
Lohnerhöhung für einen einzelnen oder eine Gruppe 
— etwa bei Betriebstarifen — eine Verbesserung 
der relativen ökonomischen Position, da sie die 
gleichzeitige Erhöhung des Arbeitgeberbeitrages j 
einschließt. Wenn man vom lohnbezogenen System 
dagegen abgeht, wird diese Kopplung aufgehoben. 
Es ist daher nicht ausgeschlossen, daß die Anbieter 
von Arbeit unter diesem Gesichtspunkt eine starke 
Präferenz für das lohnbezogene System entwickeln. 
Ändert man möglicherweise gegen ihren Willen das 
Aufbringungssystem, so ergeben sich sicherlich er- 
hebliche Änderungen in ihren Bewertungen, die nicht 
zuletzt davon abhängen werden, welche Zusammen- 
hänge das neue Abgabensystem zwischen Entloh- 
nung und versicherungsrechtlichen Leistungen be- 
gründen. 

§ 40. Geht man, wie der größte Teil der neoklassi- ! 
sehen Analyse, von einer normaler Angebotsreak- i 
tion aus, so ergeben sich bei einer Substitution von | 


Ü Das gilt nur für die Leistungen der Sozialversicherung, 
d)ie von der Höhe der Aufbringung abhängig sind. 


kapitalintensiveren durch arbeitsintensivere Pro- 
duktionsverfahren bei steigenden Nachfragepreisen 
wachsende Angebotsmengen. Wenn das neue Gleich- 
gewicht sich dann auf einem höheren Niveau ein- 
stellt, hat sich das Einkommen des Produktionsfak- 
tors Arbeit erhöht. Diese Wirkung würde eintreten 
bei einem Übergang zu einem „kapitalbezogenen" 
System und in den Fällen bei A II, CI und C II, in 
denen arbeitsintensivere Produktionsverfahren ge- 
genüber der Allsgangssituation A I geringere Bei- 
träge zur Sozialversicherung zu leisten hätten und 
vermehrt Arbeit nachfragten. Umgekehrt würde in 
allen jenen Fällen, in denen die Kapitalkosten durch 
eine Reform des Systems ansteigen, bei sinkender 
Nachfrage die entsprechenden Faktorcinkommen bei 
rückläufiger Angebotsmenge sinken. Sucht man eine 
bequeme Formel zur Kennzeichnung der verschie- 
denen gleich- und gegenläufigen Anpassungspro- 
zesse auf dem Faktormarkt, so kann man davon 
sprechen, daß jede Systemänderung eine „Umwer- 
tung" der volkswirtschaftlichen Produktionsmittel 
zur Folge hat, und zwar in der Regel zugunsten der 
Arbeit und zu Lasten des Kapitals^). 


C. Markt- und Konkurrenzeffekte 

a) Kostenänderungen und ihre Rückwirkungen auf 
die Marktstellung in der Übergangsperiode 

§ 41. Die Entwicklungsfähigkeit eines Unterneh- 
mens hängt nicht allein von den Produktionskosten, 
sondern auch von seiner Marktstellung und einer 
Vielzahl sozialökonomischer Faktoren ab. Daher 
sind auch Änderungen der Durchschnittskosten, die 
sich aus einer Änderung der relativen Faktorpreise 
ergeben, kein sicheres Indiz für eine bessere bzw. 
schlechtere Stellung einer Unternehmung, ausge- 
nommen den Fall, daß keine weiteren Änderungen 
eintreten. 

Die Position einer Unternehmung im Markt läßt sich 
mit dem Begriffsapparat der neoklassischen Wirt- 
schaftstheorie beschreiben. So wird bekanntlich die 
Stellung auf dem Absatzmarkt durch die direkte 
und indirekte Preiselastizität der Nachfrage sowie 
durch die Einkommensolastizität der Nachfrage cha- 
rakterisiert. Da der Preis in der Regel nicht der 
alleinige Aktionsparameter der Unternehmer ist, 
könnte man zusätzlich beispielsweise auch die Ela- 
stizität der Nachfrage hinsichtlich der Werbung-) 
oder hinsichtlich irgendeines anderen Aktionspara- 
meters zur Kennzeichnung der Marktposition heran- 
ziehen. 


b Die obigen Darlegungen könnten durch die Einführung 
des Elastizitätsbegriffs und die Annahme verschiede- 
ner Angebots- und Nachfrageelastizitäten noch erwei- 
tert werden. Im vorliegenden Fall wird jedoch darauf 
verzichtet, weil diese Ergänzung nur zu einer Auf- 
zählung logisch möglicher Fälle führen würde, ohne 
zusätzliche relevante Informationen zu vermitteln. 

Die „Werbeelastizitdt der Nachfrage" kann so defi- 
niert werden, daß sie die relative Änderung der ab- 
gesetzten Menge bezogen auf die relative Änderung 
des Werbeetats angibt. 
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Kennt man die Elastizitäten der Nachfrage nach j 
den Erzeugnissen einer Unternehmung in bezug auf ■ 
die eigenen Aktionsparameter (direkte Elastizität) | 
und die der Konkurrenten (indirekte Elastizität) so- ^ 
wie hinsichtlich einiger anderer Größen, die zwar 
für die Entwicklung des Absatzes von Bedeutung 
sind, die jedoch nicht dem direkten Einfluß der 
Unternehmer unterliegen, dann ist man über die 
Stellung auf dem Absatzmarkt informiert. In ähn- 
licher Weise läßt sich die Position der Unterneh- 
mung auf den Märkten der Produktionsfaktoren be- 
schreiben. Wenn außer den Verhältnissen auf dem 
Absatz- und Faktormarkt auch noch die Produktions- 
funktion bekannt ist, dann kann man eindeutig die 
Veränderungen beschreiben, die durch eine relative 
Preisänderung der Einsatzgüter ausgelöst werden. 
Man kann nun eine Analyse der Markt- und Preis- 
effekte, die durch eine Änderung der relativen Fak- 
torpreise hervorgerufen werden, mit dem Begriffs- 
apparat der neoklassischen Theorie vornehmen. Da- 
bei muß man bestimmte Produktionsfunktionen 
unterstellen und unter dieser Annahme für verschie- 
dene Werte der jeweiligen Elastizitätskoeffizienten | 
eine mehr oder minder große Zahl von logischen | 
Alternativen „durchspielen''. Man erhält dann für j 
alle Änderungen des Systems der Sozialabgaben ' 
eine entsprechend große Anzahl von möglichen Er- 
gebnissen. Danach müssen aus dieser Menge der 
logisch möglichen Resultate einige als wahrschein- 
lich ausgezeichnet werden. Diese Auszeichnung 
impliziert, daß einige Werte der Elastizitätskoeffi- 
zienten als wahrscheinlich angesehen werden, oder 
m. a. W. man muß im Ableitungszusammenhang die 
„realistischeren Annahmen" verwenden, um. das Er- 
gebnis der Wirklichkeit anzunähern. 

Da es mit Hilfe ökonometrischer Methoden prin- 
zipiell möglich ist, die Parameter der jeweiligen 
Funktionen für bestimmte Zeitpunkte zu schätzen, 
könnte man vermuten, daß man auf dem angegebe- 
nen Wege brauchbare Ergebnisse für die Wirt- 
schaftspolitik erzielen kann. Aus diesem Grunde soll 
mit Hilfe eines einfachen komparativ statischen Mo- 
dells eine derartige Analyse skizziert werden. 


gern), dann verringert (erhöht) sich die ab- 
gesetzte Menge in beiden Gruppen um 2 Vo. 
D. h., die direkte Preiselastizität ist bei 
simultaner Preisänderung aller Gruppen 
minus 2 ^). 

1.3 Wenn die Unternehmen der Gruppe (a) ihre 
Preise durchschnittlich um 1 Vo erhöhen und 
die Gruppe (k) ihren Preis nicht verändert, 
dann sollen die Unternehmen der Gruppe (a) 
im Durchschnitt 4^/o ihres mengenmäßigen 
Absatzes an (k) verlieren. Umgekehrt sollen 
auch die Unternehmen der Grppe (k) 4Vo 
ihres mengenmäßigen Absatzes an (a) ver- 
lieren, wenn die Gruppe (k) ihren Preis um 
durchschnittlich 1 Vo erhöht, während die 
Gruppe (a) ihren Preis nicht verändert; 
Preissenkungen der einen Gruppe sollen ent- 
sprechende Absatzausweitungen der ande- 
ren Gruppe auslösen ^). 

1.4 Eine durch höheres Einkommen der Ver- 
braucher bewirkte Mehrnachfrage soll sich 
gleichmäßig auf die Anbieter verteilen. 

1.5 Die Unternehmen reagieren auf Kostenände- 
rungen nur mit Preisänderungen auf dem 
Absatzmarkt. 

2. Beide Gruppen können ihre jeweilige Kapazität 
kurzfristig um höchstens 25 Vo erhöhen. 

3. Gruppe (a) produziert mit einer durchschnitt- 
lichen Arbeitsintensität®) von 0,4, ist also arbeits- 
intensiv, während Gruppe (k) mit einer durch- 
schnittlichen Arbeitsintensität®) von 0,1 arbeitet, 
also kapitalintensiv ist. 

In einer durch die obige Annahme gekennzeich- 
neten Situation soll die 25®/oige lohnbezogene Ab- 
gabe, die in den Gesamtkosten enthalten ist, durch 
eine löVoige Abgabe auf die Kapitalkosten (Kapi- 
talkosten = Gesamtkosten — Lohnkosten) oder 
durch eine lO Voige Abgabe auf die Gesamtkosten 
ersetzt werden. Wie verändert sich die Markt- 
situation in diesen beiden Fällen, wenn man an- 


§ 42. Dem Modell liegen folgende Annahmen zu- 
grunde; 

1. (a) und (k) sind zwei Gruppen von Unterneh- 
mungen, die Güter zur Deckung eines bestimm- 
ten Bedarfes herstellen. Die von den einzelnen 
Unternehmen dieser beiden Gruppen erzeugten 
„Bedarfsgüter" müssen nicht unbedingt homogen 
sein; der Markt dieser Bedarfsgüter wird Be- 
darfsmarkt ') genannt. 

1.1 Der mengenmäßige Marktanteil der Gruppe 
(a) beträgt 20 ®/o, der Marktanteil der Gruppe 
(k) 80 Vo. 

1.2 Wenn beide Gruppen die Preise ihrer Güter 
durchschnittlich um 1 ®/o erhöhen (verrin- 


^) Die Terminologie des „ Bedarf smarktes" stammt von 
H. Sanmann; vgl. seinen Aufsatz „Marktform, Ver- 
halten, Preisbildung bei heterogener Konkurrenz". In: 
Jahrbuch für Sozialwissenschaft, Bd. 14 (1963), Heft 1, 
S. 56—99. 


_dma ^ dpa _ „ „ dmk « , . 

Eil — ~ — Ek — — : - = — 2, wobei 

m;i Pa mk pk 

Ea (Ek) die direkte Preiselastizität der Nachfrage nach 
den Gütern der Gruppe (a) bzw. (k) bezeichnet. 

Man kann die Annahme 1.3 auch mit Hilfe der Kreuz- 
preiselastizität formulieren. Ek/a, die Kreuzpreiselasti- 
zität (oder indirekte Preiselastizität) der Nachfrage 
nach den Gütern der Gruppe (k), ist definiert als die 
relative Änderung des Absatzes von (k) bezogen auf 
die relative Änderung der Preise der Gruppe (a); in 
formaler Schreibweise: 

Ek/a = 

mk Pa 

Ea/k, die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage nach den 
Gütern der Gruppe (a), ist: 
dmg ^ dpk 
iHa Pk 
Die Annahme 1.3 lautet nun: 

= 1 und 

Pa nia Pk 

Die Arbeitsintensität ist definiert als Arbeitskosten 
je Gesamtkosten. 


dpk ^ _ 


Ea/k 


= -- 

mk 


^ = 16. 
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nimmt, daß die Untornedimen ihre Preise ent- 
sprechend der Kostenzii- oder -ahn ahme verändern? 

Die Durchrechnung der marktlichen Anpassungs- 
prozesse ergibt unter den angegebenen Prämissen 
(1 bis 3) die Werte der Tabelle 10. Zu einem kriti- 
schen Vergleich der unterschiedlichen Auswirkun- 


gen, di(^ die Einführung eiiK'r kapital- oder gesaml- 
kostenbezogcmen Abgabf^ verursacht, benötigt man 
lediglich die Zahlen der Spalte 14. Diese Werte 
zeigen, daß die Gruppe der arbeitsintensiven Unter- 
nehmen sowohl durch die Einführung einer kapital- 
bezogenen als auch einer gesamtkostenbezogenen 
Abgabe ihren ursprünglichen Marktanteil von 20% 


Tabelle 10 


Die Auswirkung der Änderung des Systems 
der lohnbezogenen Abgaben auf die Marktstellung der Unternehmen 
(komparativ-statische Modellanalyse) 


Form der Abgabe 

Unter- 

nehmens- 

gruppon 

Arbeits- 
intensität 
(-Ar- 
beits- 
kosten je 
Cesamt- 
kosten) 

Mengen- 

mäßiger 

Markt- 

anteil 

am 

Bedarfs- 
markt 
vor der 
Abgaben- 
änderung 
in V. H. 

Kosten- 
änderung 
in V. H. 
der 

Gesüint- 

kosten 

Preis- 
änderung 
1. Stuf(! 
in V. H. 

Ände- 

rung 

des 

Absatzes 
in V. 1 1 . 
des 

gruppen- 

eigenen 

Absatzes 

Ände- 

rung 

des 

Absatzes 
in V. H. 
des 

Gesamt- 
absatzes 
vor der 
Abgaben- 
änderung 

Spalte 4 
minus 
Spalte 8 

1 

2 

3 

4 

5 

(j 

7 

8 

9 

ISVoige Abgabe auf 
die Kapitalkosten 

(a) 

0,4 

20 

+ 1 

-i-1 

-2 

-0,4 

' 19,6 


(k) 

0,1 

80 

+ 12 

+ 1 

-2 

-Iß 

78,4 

lOVoige Abgabe auf 
die Gesamtkosten 

(a) 

0,4 

20 

+ 2 

'h2 

-4 

-0,8 

19,2 


(k) 

0,1 

80 

8 

+ 2 

-4 

-3,2 

76,8 


Form der Abgabe 

Unter- 

nehmens- 

gruppen 

Preis- 
änderung 
2. Stufe 
in V. ll. 

Ände- 
rung des 
Absatzes 
in V. H. 
des 

gruppen- 

eigenen 

Absatzes 

Ände- 

rung 

des 

Absatzes 
in V. H. 
des 

Gesamt- 
absatzes 
vor der 
Abgaben- 
änderung 

Spalte 8 
plus 

Spalte 12 

Absatz 
nach der 
Abgaben- 
änderung 
in V. H. 
des 

Gesamt- 
absatzes 
vor der 
Abgaben- 
änderung 

Fak- 

tischer 

Anteil 

am 

Bedarfs- 
markt 
nach der 
Abgaben- 
änderung 
in V. H. 2) 

Poten- 

tieller 

Anteil 

am 

Bedarfs- 
markt 
nach der 
Abgaben- 
änderung 
in V, H, 3) 

1 

2 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

150 /oige Abgabe auf 
die Kapitalkosten 

(a) 

— 

+ 178,6 

+ 5,4 
+29,6 

-l- 5 
+ 29,6 'j 

25 

+ 29,6^; 

36,2 

55,3 


(k) 

+ 11 

- 44 

-34,3 

“35,9 

44,1 

63,8 

44,7 

lOVoige Abgabe auf 
die Gesamtkosten 

(a) 

— 

+ 96 

+ 5,8 
+ 12,6 

+ 5 
f-12,6 

25 

+ 12,6 

30 

39 


(k) 

+ 6 

- 24 

1 

00 

-21,6 

58,4 

70 

61 


*) potentielle Absatzzunahme bei entsprechender Kapazitätsausweitung der Gruppe (a) 

Anteil ohne Berücksichtigung der potentiellen Absatzzunahme 

Der potentielle Anteil kann nur bei entsprechendem Ausbau der Kapazität realisiert werden. 
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auf 25 ‘Vü erhöhen können. Demgegenüber bringt die 
kapitalbezogene Abgabe den kapitalintensiven Un- 
ternehmen einen größeren Absatzverhist (von 80 n 
auf 44,1 °/o) als die gesamtkostenbezogene Abgabe 
(Absatz sinkt von 80 Vo auf 58,4 "/u). Auch aus der 
neuen Aufteilung des Bedarfsmarktos auf die beiden 
Gruppen von Anbietern, nämlich 36,2:63,8 bzw. 
30 70 (vgl. Spalte 15), kann man den Schluß ziehen, 
daß die Einführung einer kapitalbezogenen Abgabe 
die Marktstellung der arbeitsintensiven Unterneh- 
men am meisten begünstigt. 

Bei einer gesamtkostenbezogenen Abgabe ist in 
diesem Zusammenhang noch ihre Kumulationswir- 
kung zu beachten. Kapitalintensive Betriebe bezie- 
hen in der Regel relativ größere Vorleistungen als 
arbeitsintensive; das bedeutet, daß gleichzeitig in 
ihren Kosten ein relativ größerer Betrag an über- 
wälzten Abgaben enthalten ist als bei arbeitsinten- 
siven Unternehmen. Die relative Begünstigung der 
arbeitsintensiven Unternehmen wird also durch die 
Kumulationswirkung noch verstärkt. 

Mit den obigen Hinweisen ist die Information der 
Tabelle 10 aber noch nicht ausgeschöpft. Neben der 
faktischen Zunahme des Absatzvolumens von 20 
und 25 ®/o gewinnen die arbeitsintensiven Unten • 
nehmen noch ein erhebliches Absatzpotential von 
29,6 °/o bei der kapitalbezogenen und von 12,6 'V« 
bei der gesamtkostenbezogenen Abgabe. Dieses Ab- 
satzpotential enthält ehemalige Kunden von (k), die 
gewillt sind, die erzeugten Bedarfsgüter zwar zu 
dem relativ billigeren Preis der Gruppe (a), nicht 
aber zu dem relativ höheren Preis der Gruppe (k) 
zu kaufen. Die vergleichsweise stärkere Wirkung 
der kapitalbezogenen Abgabe auf die Marktstellung 
der arbeitsintensiven Unternehmen ist also weniger 
an der faktischen Zunahme ihres Absatzes als viel- 
mehr an ihrem zusätzlidi geschaffenen Gewinn- 
bzw. Absatzpotential zu erkennen 


j Von den angeführten Reformmöglichkeiten haben 
! nur jene eine Änderung der Faktorkosten zur Folge, 

! die die Abgabe zur Sozialversicherung an eine 
I nichtlohnbezogcne Beinessungsgrundlage knüpfen. 

; Gemeinsames Kennzeichen dieser Alternativen ist 
die Verminderung der Arbeitskosten bei allen Un- 
ternehmen. Welche Schlüsse lassen sich nun aus 
dieser Gemeinsamkeit hinsichtlich der Änderung 
der ökonomischen Position der Unternehmen zie- 
hen? 

In diesem Zusammenhang scheinen für die Beschrei- 
bung der jeweiligen Marktsituation drei ökono- 
mische Variable besonders geeignet zu sein: 1. die 
Art der Konkurrenzbeziehungen zwischen den Un- 
ternehmen; 2. die Art der von den Unternehmen 
verwendeten Produktionsverfahren; 3. die Größe 
der Marktanteile der Unternehmen. Bei den Kon- 
kurrenzbeziehungen sollen zwei Arten angenommen 
werden; und zwar eine enge und eine weite. Unter- 
nehmen stehen in einer engen Konkurrenzbezie- 
hung, wenn sie Güter anbieten, die gleiche oder 
ähnliche Bedürfnisse decken, oder m. a. W. wenn 
sie Anbieter desselben Bedarfsmarktes sind. Wenn 
das nicht der Fall ist, dann befinden sie sich in einer 
weiten Konkurrenzbeziehung. — Ebenso wie bei 
den Konkurrenzbeziehungen werden auch bei den 
Produktionsverfahren zwei Fälle unterschieden, 
relativ arbeitsintensive Produktionsverfahren und 
relativ kapitalintensive^). — Hinsichtlich der Markt- 
anteile soll gelten, daß die Unternehmen auf dem 
jeweiligen Bedarfsmarkt entweder einen etwa glei- 
chen oder einen unterschiedlichen Anteil besitzen. 

Die Menge der mit den Begriffen „Konkurrenzbe- 
ziehung", „Produktionsverfahren" und „Marktan- 
teil" beschreibbaren Marktkonstellationen zeigt fol- 
gende Darstellung: 

Mögliche Marktsituationen 


b) Änderungen der ökonomischen Positionen inner- 
halb und zwischen den Branchen in der Über- 
gangsperiode 

§ 43. Die Verwendbarkeit der modclltheoretischen 
Überlegungen in § 42 ist von der Invarianz der zu 
schätzenden Parameter oder von der Voraussagbar- 
keit ihrer Änderung abhängig. Diese Invarianz bzw. 
ihre Voraussagbarkeit ist in den meisten Fällen 
nicht gegeben 2). 

Ein anderer Weg, Rückwirkungen einer Änderung 
des Systems der lohnbezogenen Abgaben auf die 
Marktpositionen der beteiligten Unternehmen zu , 
analysieren, besteht darin, daß man an bestimmte j 
ausgezeichnete Marktkonstellationen anknüpft, i 


1) Die arbeitsintensiven Unternehmen können sidi ange- | 
sidits ihres zusätzlichen Absatzpotentials sowohl für | 
einen Ausbau ihrer Kapazitäten als auch für eine Ge- 
winnmitnahme über eine höhere Preisslellung ent- 
scheiden. 

2) Brauchbare Koeffizienten hat man z. B. bei Gütern mit 
starren Verbrauchsgewohnheiten gefunden. 


Marktanteil -) g u 

g u g u 

y 

^ g u 

Produktions- 


verfahren a 

a/k k 

a a k 

Konkurrenz- 

beziehung 

1,-^ ■ 

eng 

weit 





Marktsituaticin 


b Die Arbeitsintensität wird als Arbeitskosten je Ge- 
samtkosten, die Kapilalintensität als 1 -Arbeitsinten- 
sität definiert. 

g •= Alle Unternehmen haben einen ungefähr 
gleichen Marktanteil. 

u = Die Unternehmen haben ungleiche Markt- 
anteile. 

d = Alle Unternehmen auf diesem Markt produzie- 
ren relativ arbeitsintensiv, 
k ~ Alle Untern cihmen auf diesem Markt produzie- 
ren relativ kapitalintensiv, 
a k — Auf diesem Markt produziert ein Teil der An- 
bieter relativ arbeitsintensiv, der andere Teil 
relativ kapitalintensiv. 
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Eine Änderung des Systems der lohnbezogenen Ab- 
gaben in der Weise, daß die Durchschnittskosten der 
relativ arbeitsintensiven Unternehmen sinken, wird 
die Marktstellung der Unternehmen in jenen Situa- 
tionen verändern, in denen relativ arbeitsintensive 
und relativ kapitalintensive Unternehmen Anbieter 
auf einem Bedarfsmarkt sind (vgl. die nichtgestri- 
chelten Zweige in der Graphik). Damit ist gleichzei- 
tig gesagt, daß zehn der zwölf möglichen Markt- 
situationen von einer Änderung des Systems wahr- 
scheinlich nicht berührt werden. 

Wenn die Ausgangssituation dadurch gekennzeich- 
net ist, daß die relativ arbeits- und kapitalintensi- 
ven Unternehmen etwa gleiche und absolut gesehen 
auch kleine Marktanteile besitzen, dann ist zu er- 
warten, daß sich die Marktanteile zugunsten der 
arbeitsintensiven Unternehmen verschieben. Wird 
der gleiche Markt jedoch von Unternehmen besetzt, 
auf die jeweils ein großer Anteil entfällt, dann ist 
mit einer Verschiebung nicht zu rechnen. Die Folge 
der Systemänderung besteht dann in der Erhöhung 
des Bruttogewinns der arbeitsintensiven Unterneh- 
men. 

Sind in der Ausgangssituation die Marktanteile 
ungleich, dann werden sie sich nur dann ändern, 
wenn die relativ arbeitsintensiven Unternehmen die 
großen Marktanteile auf sich vereinigen. Sonst 
kommt es wieder nur zu Gewinnverbesserungen der 
arbeitsintensiven Unternehmen. 


Für eine Beurteilung des zu erwartenden Ausmaßes 
von Änderungen der Markstellung durch eine Sy- 
stemreform ist es nun entscheidend, darüber infor- 
miert zu sein, ob die oben beschriebenen Situatio- 
nen häufige oder seltene Marktkonstellationen sind. 
Zu diesem Zweck müßte eine besondere statistische 
Untersuchung durchgeführt werden. 

§ 44. Für die vorangegangene Darstellung spricht 
möglicherweise ihre Plausibilität. Zur kritischen 
Würdigung der Richtigkeit der Argumentation sind 
jedoch folgende Überlegungen zu beachten. 

Oben wird behauptet, daß unter bestimmten Rand- 
bedingungen bei einer Reform des Systems der 
lohnbezogenen Abgaben arbeitsintensive Unterneh- 
men bezüglich ihrer Marktposition begünstigt wer- 
den. Dagegen spricht jedoch die allgemeine Ver- 
mutung, daß marginale Änderungen irgendeiner 
ökonomischen Variablen in der Regel keine eindeu- 
tigen Veränderungen einer anderen Variablen in 
beobachtbarer Weise hervorrufen. Das sozialökono- 
mische System ist ein Multifaktoren-System, in dem 
kleine Änderungen eines Faktors häufig keine ent- 
scheidende Rolle spielen. Es mag stimmen, daß 
große Küstenänderungen entsprechende Marktver- 
schiebungen zur Folge haben. Der Übergang des 
lohnbezogenen Systems zu einem kapitalbezoge- 
nen System verursacht aber vermutlich höchstens 
10^/oige, im algemeinen jedoch wahrscheinlich nur 
3- bis 6^/oige Kostenänderungen zwischen den Un- 
ternehmen ^). 


ü Die größten Kostenänderungen sind zwischen dem Steinkohlenbergbau und der Erdölverarbeitung zu erwarten. 
In der folgenden Tabelle wird gezeigt, welches Ausmaß die Kostenänderung ungefähr erreichen wird, wenn das 
System der lohnbezogenen Abgaben ersetzt wird (1) durch eine lO'Voige Abgabe auf die Gesamtkosten und (2) 
durch eine 15®/oige Abgabe auf die um die Lohn- und Gehaltskosten verminderten Gesamtkosten. 

Tabelle 11 



Löhne 

und 

Gehälter 
bezogen 
auf die 
Gesamt- 
kosten 

Arbeit- 
nehmer- 
und 
Arbeit- 
geber- 
anteil zur 
Sozial- 
versiche- 
rung be- 
zogen auf 
die Löhne 
und Ge- 
hälter 

Arbeit- 
geber- 
und 
Arbeit- 
nehmer- 
anteil 
bezogen 
auf die 
Gesamt- 
kosten 

(1 X 2) 

lOVoige 
Abgabe 
auf die 
Gesamt- 
kosten 

Kosten- 
zu- bzw. 
-abnahme 
in V. H. 
der 

Gesaint- 

kosten 

(4-3) 

Gesamt- 

kosten 

minus 

Löhne 

und 

Gehälter 
bezogen 
auf die 
Gesamt- 
kosten 
(Kapital- 
kosten) 

15Voige 
Abgabe 
auf die 
„Kapital- 
kosten" 

Kosten- 
zu- bzw. 
-abnahme 
in V. H. 
der 

Gesamt- 

kosten 

(7-3) 


1 

i 

2 j 

3 


5 

6 

1 7 

8 

Steinkohlenbergbau 

40 o/o 

38 »/o 

15,2 “/o 

10 «/o 

-5,2 o/o 

60 o/o 

go/o 

-6,2 0/0 

Erdölverarbeitung . 

4»/o 

leo/o 

6,4 o/o 

10»/o 

+3,6 “/o 

96 Vo 

14,40/0 

+8,0 0/0 


Die Zahlen in Spalte 1 (40 Vo und 4 ®/o) sind Schätzungen, da die Kostenstrukturstatistik nur Löhne und Gehälter 
bezogen auf die Gesamtproduktion ausweist (36 Vo und 3,5 Vo sind die entsprechenden Angaben der Statistik). 
Der Arbeitgeberanteil bezogen auf die Löhne und Gehälter ergibt sich aus der Statistik (27,1 Vo bzw. 8,6 ®/o). Da 
das Verhältnis von Arbeitgeberanteil zu Arbeitnehmeranteil in der Industrie (ohne Bergbau) ungefähr 7 : 6 und 
im Bergbau 30 : 12 ist, kann man den Arbeitnehmeranteil bezogen auf die Löhne und Gehälter wie folgt be- 
rechnen: , hier bedeutet: Ag — Arbeitgeberanteil, An -= Arbeitnehmeranteil, 

L-f-G Ag L + G 


L-f-G = Löhne und Gehälter. Die Werte in Spalte 2 sind nun: 


Ag An 

L-i-G L + G 


A^+An 

T+G^‘ 
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Ferner muß eine Systemänderung der lohnbezoge- 
nen Abgaben nicht unbedingt die Durchschnittskosten 
der relativ arbeitsintensiven Unternehmen vermin- 
dern. Wenn z. B. für die Beiträge zur Sozialversiche- 
rung die Nettoproduktion als Bemessungsgrundlage 
gewählt wird, dann ist es durchaus möglich, das 
relativ arbeitsintensive Unternehmen ihre Durch- 
schnittskosten wenig oder gar nicht vermindern 
können, während relativ kapitalintensive Unterneh- 
men von der Umstellung profitieren ^). 

Ein weiterer Einwand gegen die Voraussagen über 
Veränderungen der Marktstellung durch eine Ände- 
rung des Systems der lohnbezogenen Abgaben er- 
gibt sich aus dem statischen Charakter der Ablei- 
tung. Es ist sehr unwahrscheinlich, daß z. B. ein rela- 
tiv arbeitsintensives Unternehmen mit stagnieren- 
dem oder gar schrumpfendem Marktanteil auf einem 
expandierenden Bedarfsmarkt durch eine Umstel- 
lung des lohnbezogenen Systems neue Wachstums- 
kräfte mobilisieren kann. 

Wenn man diese Überlegungen berücksichtigt, dann 
läßt sich eine Voraussage über Änderungen der 
Marktstellung allenfalls bei folgender spezifizierter 
Marktsituation machen: 

1. Die Anbieter stehen in einer engen Konkurrenz- 
beziehung. 

2. Es gibt auf dem Bedarfsmarkt sowohl Anbieter, 
die mit sehr großer als auch mit sehr geringer 
Arbeitsintensität produzieren. 

3. Der Anteil der Bemessungsgrundlage für die 
Sozialabgabe an der Gesamtproduktion ist bei 
arbeitsintensiven Unternehmen nicht wesentlich 
größer als bei kapitalintensiven. 

4. Die arbeitsintensiven Unternehmen vereinigen 
einen relativ großen Marktanteil auf sich. 

5. Wenn der Bedarfsmarkt expandiert, sind die 
Wachstumsraten des Marktanteils der arbeits- 
intensiven Unternehmen positiv. 

In einer durch diese fünf Bedingungen gekennzeich- 
neten Situation wird eine Ersetzung des Systems 
der lohnbezogenen Abgaben durch ein nichtlohnbe- 
zogenes System die Marktstellung der arbeitsinten- 
siven Unternehmen zu Lasten der kapitalintensiven 
verbessern, d. h. die Wachstumsraten der Markt- 
anteile werden bei den arbeitsintensiven Unterneh- 
men größer sein als bei den kopitalintensiven 2). Es 
ist aber nicht zu erwarten, daß es viele Markt- 
situationen gibt, die den genannten fünf Bedingun- 
gen genügen. 


Ü Vgl. unten Abb. 3 a, 3 b, 3 c. 

“) Das bedeutet nicht unbedingt, daß die arbeitsinten- 
siven Unternehmen stärker wachsen werden. Es 
wird hier nur von den Marktanteilen auf einem be- 
stimmten Markt gesprochen. Da die meisten Unter- 
nehmen mehrere Produkte erzeugen, die auf den ver- 
schiedensten Bedarfsmärkten angeboten werden, kann 
man nicht von den Wachstumsraten auf einem Be- 
darfsmarkt auf die Wachstumsraf on der Untornohnuing 
als C.ianzes srldir'ßen. 


D. Numerische Schätzungen der Gewinnänderungen 
zwischen Größenklassen und Industriezweigen beim 
Übergang zu einem nettoproduktionswert- bzw. 
kapitalbezogenen System 

a) Vergleich der Kostenänderungen zwischen den 
Größenklassen jeweils eines Industriezweiges 
bei Einführung einer nettoproduktions- 
wertbezogenen Abgabe 

§ 45. Wenn auch nicht in eindeutiger Weise von 
Kostenänderungen auf Änderungen der Marktstel- 
lung geschlossen werden kann, so ist natürlich nicht 
zu verkennen, daß die Erzeugungskosten eine 
äußerst wichtige Determinate der unternehmerischen 
Dispositionen sind. Das gilt vor allen Dingen dann, 
wenn die Lebensfähigkeit einer Unternehmung be- 
droht ist. Es ist deshalb nützlich zu wissen, welche 
Kostenänderungen ein Abgehen vom System der 
lohnbezogenen Abgaben bewirken wird. 

Im folgenden soll dargestellt werden, welche rela- 
tiven und absoluten Kostenänderungen sich er- 
geben, wenn der Beitrag zur Sozialversicherung 
nicht an die Lohnsumme, sondern an den Netto- 
produktionswert oder an den um die Lohnsumme 
verminderten Nettoproduktionswert anknüpft. Von 
diesen beiden Möglichkeiten wird zunächst die Be- 
messungsgrundlage „Nettoproduktionswert" mit 
ihren Kostenänderungen behandelt. Dabei werden 
zwei Formen der Ersetzung des lohnbezogenen Ab- 
gabensystems unterschieden, und zwar einmal die 
Ersetzung des Arbeitgeberanteils durch eine 5°/oige 
bzw. 6®/oige Abgabe und zum anderen die Erset- 
zung von Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil 
durch eine lU/oige Abgabe auf den Nettoproduk- 
tionswert ^). Den ausgerechneten Werten liegen die 
Zahlen der Kostenstrukturerhebung von 1958 zu- 
grunde. 

Den ersten Fall kann man im Rahmen dieses Zahlen- 
werks genau darstellen, da der Arbeitgeberanteil je 
Gesamtproduktion und Größenklasse, der Anteil der 
Nettoproduktion an der Gesamtproduktion je Unter- 
nehmen und Größenklasse und die durchschnittliche 
Gesamtproduktion je Unternehmen und Größen- 
klasse angegeben sind. Die Kostenänderungen für 
die Werte von 1958 lassen sich durch folgende For- 
meln berechnen: 


Ü Vgl. zu den angegebenen Prozentsätzen Anhang 2. 

-} in den Formeln bedeutet; 

Np _ Nettoproduktionswert 
Gp Gesamtproduktion 

AK _ Kostenänderung 
Gp Gesamtproduktion 

AG _ Durchschnittliche Bruttogewinnänderung 
U ~ je Unternehmen 

Ag _ Arbeitgeberanteil 
Gp Gesamtproduktion 

Gp _ Durchschnittliche Gesamtproduktion 
(f ~ it' Unternehmen 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3230 


(a) relative Kostenänderungen 


Np 

Gp‘ 


5 Vo 


Ag AK , 

- ‘ ~ — bzw. 
Gp Gp 


Np 

Gp 


6 Vo 


Ag^AK' 
Gp Gp 


(b) absolute Kostenänderungen 

AK Gp AG , AK' Gp AG' 

bzw. . f == 

Gp U U Gj) U U 


Da die Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung 
in der Kostenstrukturerhebung nicht ausgewiesen 
sind, kann der Fall einer 11^/oigen Abgabe, bei der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil ersetzt wer- 
den, im Rahmen der Kostenstrukturerhebung nicht 
genau berechnet werden. Berücksichtigt man aber, 
daß sich die Arbeitgeberanteile zu den Arbeitneh- 
meranteilen wie 7 : 6 verhalten, dann kann mit 
dieser zusätzlichen Information die Kostenänderung 
auch bei einer llVoigen Abgabe berechnet werden. 


(a) relative Kostenänderung 

Np . 110 / _ Ag _ An ^ AK , 

Gp Gp Gp Gp ' 

A.n 

hierbei bedeutet den Arbeitnehmeranteil je Ge- 
Gp 

Samtproduktion. Da ^ ^ , kann man auch 

Ag 7 


s ehren ben: 


Np . , , o/„ _ , Ag _ 6 Ag AK . 

Gp ' Gp 7 Gp Gp 


durch Ausklammern von 


Np 

Gp 

Np 

Gp 


• 1 1 o/o - 

• 1 1 o/o - 


Ag 

Gp 

13 

7 


erhält man: 
Gp 


Ag _ AK 
Gp Gp 


(b) absolute Kostenänderungen 

AK Gp _ AG 

Gp ’ U " U 

Bei den auf diese Weise gewonnenen Werten, die in 
den folgenden Tabellen dargestellt sind, ist erstens 
zu beachten, daß die Ausgangszahlen fünf Jahre alt 
sind; zweitens ist zu berücksichtigen, daß in manchen 
Wirtschaftszweigen das Verhältnis von Arbeitneh- 
meranteil und Arbeitgeberanteil kleiner als 6:7 ist; 
drittens können Preisänderungen, die als Folge des 
Systemwandels eintreten, die Ergebnisse stark be- 
einflussen. 


Wenn man die obigen Berechnungsmethoden be- 
trachtet, dann sieht man allerdings, daß Preisände- 
rungen wahrscheinlich keinen besonders großen Ein- 
fluß auf die relativen Werte haben; denn der Anteil 
der Nettoproduktion an der Gesamtproduktion wird 
durch Preisänderungen kaum betroffen^); der An- 
teil der Lohn- und Gehaltskosten an der Gesamt- 
produktion (und damit die an die Lohnsumme 


b Starke Änderungen würden sich nur dann ergeben, 
wenn die Preisindices der Vorleistungen und der 
('igenen Güter gegenläufig sind. 


knüpfenden Abgaben je Gesamtproduktion) wer- 
den eher durch Änderung der Kostenstruktur als 
durch Preisbewegungen beeinflußt. Es besteht des- 
halb die Vermutung, daß die ausgerechneten Werte 
einerseits einen Hinweis geben, welche Wirtschafts- 
zweige mit einer Zunahme und welche mit einer 
Abnahme der Kosten rechnen können, und anderer- 
seits, wie sich die Kostenänderungen innerhalb ein- 
zelner Wirtschaftszweige auf bestimmte Größen- 
klassen verteilen. 


§ 46. Die Tabelle 12 läßt eine Analyse der durch- 
schnittlichen Kostenänderungen innerhalb einzelner 
Wirtschaftszweige zu. Dabei erweist sich die Auf- 
gliederung der Zahlen nach Größenklassen und dem 
Grad der Arbeitsintensität als besonders geeignet 
zur Beurteilung der Frage, ob eine nettoproduktions- 
wertbezogene Abgabe dem Verlangen der „kleinen" 
arbeitsintensiven Unternehmen entspricht. 


i 

I 


Allem Anschein nach hat der Übergang zu einer 
nettoproduktionswertbezogenen Abgabe tatsächlich 
die tendenziele Wirkung, relativ arbeitsintensive 
Unternehmen innerhalb einer Branche relativ zu 
entlasten. Diese Wirkung wird besonders deutlich, 
wenn man Größenklassen miteinander vergleicht, 
die hinsichtlich ihrer Arbeitsintensität um mehr 
als 4 ®/o voneinander differieren. So hätte z. B. im 
Wirtschaftszweig Maschinenbau die relativ arbeits- 
intensivere (28,6 Vn) Größenklasse (1 bis 2 Mill.) 
mit einer Kostenabnahme von 0,67 Vo der Gesamt- 
kosten zu rechnen, während die relativ kapitalinten- 
sivere (22,1 Vo) Größenklasse (50 Mill. und mehr) 
nur eine Kostenminderung von 0,16 ®/o^) aufzuwei- 
sen hätte. Allerdings müssen zwei Ausnahmen 
beachtet werden: sowohl in der elektrotechnischen 
Industrie als auch in der Herstellung von foto-, 
projektions- und kinotechnischen Erzeugnissen gibt 
es Größenklassen mit einem Unterschied im Grad 
der Arbeitsintensität von mehr als 4Vo; trotzdem 
bleibt jeweils die relativ arbeitsintensive Größen- 
klasse relativ stärker belastet. Neben der tenden- 
ziellen Kostenverminderung bei den relativ arbeits- 
intensiven Unternehmen durch den Übergang zu 
einer Abgabe auf den Nettoproduktionswert ver- 
dient hervorgehoben zu werden, daß diese relative 
Entlastung von der Größenklasse unabhängig zu 
sein scheint. Man findet z. B., daß in der Textil- 
veredlung, in der Ziegelindustrie und in der Her- 
stellung von Schneidwaren und Bestecken die 
großen arbeitsintensiven Unternehmen im Vergleich 
zu ihren kleineren relativ kapitalintensiveren Kon- 
kurrenten entlastet werden. 


b Diese Zahlen beziehen sich nur auf die Ersetzung des 
Arbeitgeberanteils durch eine SVoige Abgabe auf die 
Nettoproduktion. Die Zahlen für die anderen Formen 
der Abgabe (6 ^/o bzw. llVn) müssen jedoch die 
gleiche Richtung der Kostenänderung zwischen den 
Größenklassen anzoigen, da diese nur von dem 
unterschiedlichen Verhältnis von Lohnsumme zu 
Nettoproduktionswert in den Größenklassen abhängt. 
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Tabelle 12 


Kostenänderung in v. H. der Gesamtproduktion in verschiedenen Wirtschafts- 
zweigen bei einer Ersetzung der lohnbezogenen Abgaben zur Sozialversicherung 
durch eine Abgabe auf den Nettoproduktionswert 

(Berechnet nach den Angaben der Kostenstrukturerhebung von 1958) 


Wirtschaftszweige 

Größenklasse 
in Millionen DM 

5®/oige 

Ab- 

gabe 

Brutto- 
gewrnn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

ß'^/oige 
Ab- 
gabe b 

Brutto- 
gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

1 iWige 
Ab- 
gabe -) 

Brutto- 
gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

Arbeits- 

inten- 

sität 

(Löhne 

und 

Ge- 

hälter 

je 

Gesamt- 

produk- 

tion) 

1 1 


2 

1 

3 


4 

5 


6 

7 


8 

9 

Getreidemühlen 

0,5 

bis 

2 

+ 0,1 

— 

1,4 

+ 0,24 

— 

3,2 

+ 0,44 

— 

6,1 

4,5 


2 

bis 

5 

+ 0,23 

— 

7,7 

+ 0,39 


13,2 

+ 0,72 

— 

23,8 

4,5 


5 

bis 

10 

+ 0,18 

- 

13,1 

+ 0,33 

- 

24,2 

+ 0,61 

- 

44,5 

4,2 


10 

bis 100 

+ 0,31 

— 

89,7 

+ 0,45 

— 

130,2 

+ 0,86 

— 

252,5 

3,3 

Sektindustrie 

0,25 bis 

2 

+ 2,55 

- 

35,2 

+ 3,21 

— 

43,3 

+ 7,06 

- 

98,8 

9,8 


2 

bis 

5 

+2,00 

- 

56,5 

+ 2,62 

- 

74,0 

+ 4.82 

- 

135,0 

9,6 


5 

bis 100 

+ 2,34 

— 

520,1 

+ 3,00 

— 

678,6 

+ 5,43 

— 

1 127,2 

7,0 

Grubenausbau- 

1 

bis 

5 

+ 0,34 

— 

10,2 

+ 0,71 

— 

20,6 

+ 1,25 

— 

36,3 

12.1 

bedarf 

5 

bis 

25 

+ 0,32 

— 

52,6 

+ 0,68 

— 

69,4 

+ 1,20 

— 

122,4 

12,6 

Brauereien 

0,25 bis 

1 

+ 1,55 

— 

12.1 

+ 2,21 

— 

16,8 

+4,06 

— 

30,9 

13,7 


1 

bis 

2 

+ 1,45 

- 

22,6 

+ 2,12 

— 

31,8 

+3.87 

- 

58,1 

15,1 


2 

bis 

5 

+ 1,55 

- 

50,0 

+ 2,21 

— 

70,7 

+ 4,06 

— 

129,9 

14,1 


5 

bis 

10 

+ 1,69 

- 

117,6 

+ 2,36 

- 

162,8 

+4,35 

— 

300,2 

13,8 


10 

bis 

25 

+ 1,76 

- 

274,7 

+ 2,43 

- 

371,8 

+4,39 

- 

671.7 

13,0 


25 

bis 

250 

+ 2,25 

— 

1 416,5 

+ 2,95 

— 

1 816,2 

+ 5.40 

— 

3 326,4 

11,3 

Zellstoff-, papier- 

0,1 

bis 

1 

+ 0.14 

— 

0,77 

+ 0,67 

— 

3,7 

+ 1,21 

— 

6,7 

21,8 

und pappenerzeu- 
gende Industrie 

1 

bis 

2 

-0,09 

+ 

1.4 

+ 0,47 

— 

7,1 

+ 0,78 

— 

11,7 

22,3 

2 

bis 

5 

+ 0,21 

- 

6,2 

+ 0,69 

- 

20,0 

+ 1,20 

— 

34,8 

17,3 


5 

bis 

10 

+ 0,40 

- 

28,7 

+ 0,88 

— 

63,4 

+ 1,58 

— 

113,8 

16,0 


10 

bis 

25 

+ 0,38 

- 

58,6 

+ 0,83 

— 

127,8 

+ 1,51 

— 

232,5 

15,5 


25 

und mehr 

+ 0,64 

— 

453,1 

+ 1.07 

— 

757,6 

+ 1,91 

— 

1 338,9 

14,1 

Sägewerke 

0,1 

bis 

0,5 

-0,53 

+ 

1.8 

-0,16 

+ 

0,5 

-0,39 

+ 

1,3 

14,2 


0,5 

bis 

1 

-0,43 

+ 

3,1 

-0,06 

+ 

0,4 

-0,19 

+ 

1,4 

15,0 


1 

bis 

2 

-0,41 

+ 

5,4 

-0,05 

+ 

0,7 

-0,16 

+ 

2,1 

14,5 


2 

bis 

25 

-0,51 

+ 

18,6 

-0,18 

+ 

6,7 

-0,33 

+ 

12,2 

15,0 


Kostenzu- bzw. Kostenabnahme in v. H. der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeberanteils durch 
eine 5^'oige bzw. GVoige Abgabe (Spalte 3 bzw. 5) auf den Nettoproduktionswert. 

“) Kostenzu- bzw. Kostenabnahme in v.II der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmeranteiJs durch eine ll^/nige Abgabe auf den Nettoproduktionswert. 
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Arbeits- 






Brutto- 


Brutto- 


Brutto- 

Inten- 

sität 

Wirtschaftszweige 

Größenklasse 
in Millionen DM 

5®/oige 
Ab- 
gabe b 

gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 

6^/oige 

Ab- 

gabe 

gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 

lU/oige 
Ab- 
gabe 2) 

gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 

(Löhne 

und 

Ge- 

hälter 

je 






in 1000 DM 


in 1000 DM 


in 1000 DM 

Gesamt 














produk- 














tion) 

1 


2 


3 


4 

5 


6 

7 


8 

9 

Chemische Indu- 

unter 

0,25 

+ 0,87 

— 

1,3 

+ 1,60 

— 

2,4 

+ 2,87 



4,3 

18,9 

strie 

0,25 bis 

0,5 

+ 0,98 

- 

3,9 

+ 1,63 

- 

6,5 

+ 2,91 

— 

11,6 

17,2 


0,5 

bis 

1 

f0,90 


6,7 

+ 1,49 

- 

10,0 

+2,69 

- 

20,0 

17,5 


1 

bis 

2 

+ 0,77 

- 

10,8 

+ 1,30 

— 

18,2 

+ 2,37 

- 

33,6 

15,9 


2 

bis 

5 

+ 1,05 

- 

33,3 

+ 1,59 

— 

52,5 

+ 2,84 

— 

95,7 

15,3 


5 

bis 

10 

+ 0,92 

- 

65,2 

+ 1,44 

- 

103,7 

+ 2,56 

- 

187,2 

15,8 


10 

bis 

25 

+ 0,97 

- 

156,5 

+ 1,48 

— 

230,1 

+ 2,65 

— 

421,2 

15,0 


25 

bis 

50 

+ 0,60 

- 

218,3 

+ 1,07 

— 

389,5 

+ 1,97 

- 

728,0 

16,1 


50 

bis 100 

+ 0,77 

- 

572,3 

+ 1,26 

- 

900,9 

+ 2,23 

- 

1 573,0 

16,2 


100 

bis 250 

+ 0,52 

- 

649,2 

+ 0,94 

- 

1 641,2 

+ 1,66 

- 

2 968,2 

14,1 


250 

und mehr 

+ 1,13 

- 

12 151,0 

+ 1,70 

- 

18 778,2 

+ 3,03 

-33 138,0 

17,6 

Baumwoll- 

0,25 bis 

5 

-0,54 

+ 

12,0 

-0,1 

+ 

2,4 

-0,2 

M- 

4.8 

20,1 

Weberei mit Aus- 
rüstung 

5 

bis 

10 

-0,22 

+ 

14,8 

+ 0,2 

- 

14,8 

+ 0,3 

- 

22,2 

17,5 


10 

bis 

50 

-0,07 

+ 

14,1 

+ 0,4 

— 

80,8 

+ 0,6 

— 

121,2 

19,3 

Herstellung von 

0,05 bis 

1 

-0,81 

+ 

4,9 

-0,3 

+ 

1.8 

-0,6 

+ 

3,7 

24,7 

Herren- und Kna- 
benoberbeklei- 

1 

bis 

2 

-0,68 

+ 

10,6 

-0,2 

+ 

3,0 

-0,5 

+ 

7,5 

24,9 

dung 

2 

bis 

5 

-0,64 

+ 

21,0 

-0,2 

+ 

6,6 

“0,4 

+ 

13,2 

23,2 


5 

bis 

10 

-0,42 

+ 

39,6 

— 


— 

-0,1 

+ 

6,9 

20,9 


10 

bis 

100 

-0,22 

+ 

50,7 

+ 0,2 

- 

46,2 

+ 0,3 

- 

69,3 

19,0 

Zigarrenindustrie 

0,1 

bis 

1 

+ 0,29 

- 

1.6 

+ 1,0 

— 

5,3 

+ 1.7 

- 

9,0 

23,4 


1 

bis 

2 

1 

o 

o 

CO 

+ 

1.3 

+ 0,6 

- 

10,2 

+ 1,0 

— 

17,0 

26,1 


2 

bis 

5 

-0,15 

+ 

5,3 

+ 0,5 

- 

17,5 

+ 1,0 

- 

35,0 

25,5 


5 

bis 

10 

+ 0,10 

- 

7,2 

+ 0,8 


57,6 

+ 1,4 

— 

100,8 

23,4 


10 

bis 

25 

+ 0,41 

- 

58,9 

+ 1,1 

— 

161,7 

+ 1,9 

— 

279,3 

21,0 


25 

bis 

100 

+0,34 

- 

138,4 

+ 1,0 

~ 

407,0 

+ 1,7 

- 

691,9 

22,8 

Bau von 

0,5 

bis 

10 

-1,07 

+ 

42,3 

-0,6 

+ 

22,8 

+ 1,2 

+ 

45,6 

25,3 

Stahl- und Eisen- 
konstruktionen 

10 

bis 

25 

“1,05 

+ 

154,7 

-0,6 

+ 

88,2 

-1,1 

+ 

161,7 

24,2 


25 

bis 250 

-0,45 

+ 

327,5 

— 


— 

— 


— 

21,5 

Maschinenbau 

0,05 bis 

1 

-0,46 

+ 

2,5 

+0,2 

— 

1,1 

+ 0,2 

— 

1,0 

28,5 


1 

bis 

2 

-0,67 

+ 

9,7 

-0,1 

+ 

1,5 

-0,3 

+ 

4,5 

28,6 


2 

bis 

5 

-0,38 

+ 

12,7 

+ 0,2 

— 

6,4 

+ 0,3 

— 

9,6 

26,9 


5 

bis 

10 

-0,25 

+ 

18,6 

+ 0,3 

- 

22,5 

+ 0,5 

— 

37,5 

25,4 


10 

bis 

25 

-0,06 

+ 

9,8 

+ 0,5 

- 

81,5 

+ 0,9 

- 

145,7 

24,7 


25 

bis 

50 

-0,28 

+ 

107,1 

+ 0,3 

i 

107,1 

+ 0,4 

— 

142,8 

26,2 


50 

und mehr 

-0,16 

+ 

184,2 

+ 0,3 

- 

345,3 

+ 0,5 


557,5 

22,1 


b Kostenzu- bzw. Kostenabnahme in v. H. der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeberanteils durch 
eine 5Voige bzw. 6Voige Abgabe (Spalte 3 bzw. 5) auf den Nettoproduktionswert. 

2) Kostenzu- bzw. Kostenabnahme in v. H. der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmeranteils durch eine llVoige Abgabe auf den Netioproduktionswert. 
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noch Tabelle 12 















ArbeitS' 






Brutto- 


Brutto- 


Brutto- 

inten- 

sität 

Wirtschaftszweige 

Größenklasse 
in Millionen DM 

5®/oiqe 

Ab- 

gabel) 

gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 

GVoige 
Ab- 
gabe 1) 

gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 

1 1 Voige 
Ab- 
gabe 2) 

gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 

(Löhne 

und 

Ge- 

hälter 

je 






in 1000 DM 


in 1000 DM 


in 1000 DM 

Gesamt- 














produk- 














tion) 

1 


2 

1 

3 



5 


6 

7 


8 

9 

Herstellung von 

' 0,25 bis 

2 

-0,93 

+ 

11,5 

-0,4 

+ 

4,8 

-0,8 

+ 

9,6 

26,8 

Möbeln 

2 

bis 

5 

-0,64 

+ 

19,8 

-0,1 

+ 

3,1 

-0,2 

+ 

6,2 

23,4 


5 

bis 

10 

-0,89 

+ 

63,1 

-0,4 

+ 

28,4 

-0,7 

+ 

49,7 

24,8 


10 

bis 100 

-0,40 

+ 

76,8 

+ 0,1 

— 

19,1 

+ 0,1 

— 

19,4 

21,4 

Elektrotech- 

unter 

5 

-0,07 

+ 

1,4 

+ 0,5 

— 

10,0 

+ 0,8 

— 

16,0 

25,6 

nische Industrie 

5 

bis 

25 

+ 0,1 1 

- 

13,3 

+0,7 

— 

84,7 

+ 1.2 

- 

145,2 

22,6 


25 

bis 100 

-0,14 

+ 

67,4 

+0,3 

— 

144,6 

+ 0,6 

— 

289,2 

21,5 


100 

und mehr 

-0,12 

+ 

760,6 

+ 0,4 

— 

2 535,2 

+ 0,7 

— 

4 436,6 

26,1 

Buch-, Flach- und 

0,02 bis 

0,5 

-0,09 

+ 

0,25 

+ 0,6 

— 

1,8 

+ 1,0 

— 

3,0 

27,6 

Tiefdruck 

0,5 

bis 

1 

-0,69 

+ 

5,1 

— 


— 

-0,1 

+ 

0,7 

35,1 


1 

bis 

2 

-0,51 

+ 

7,3 

+ 0,1 

— 

1,5 

+ 0,1 

- 

1,5 

31,7 


2 

bis 

5 

-0,29 

+ 

9,7 

+ 0,4 

— 

12,8 

+ 0,6 

— 

19,2 

32,4 


5 

bis 

10 

-0,38 

+ 

28,7 

+ 0,2 

— 

14,4 

+0,3 

— 

21,6 

28,7 


10 

bis 

50 

+0,05 

— 

8,1 

+0,6 

— 

77,8 

+ 1,1 

— 

179,3 

24,1 

Herstellung von 

0,1 

bis 

10 

-0,66 

+ 

23,4 

-0,2 

+ 

7,0 

-0,5 

+ 

17,5 

24,1 

foto-, projek- 

10 

bis 100 

-0,56 

+ 

266,7 

— 


— 

-0,1 

+ 

47,6 

28,7 

tions- und kino- 
technischen Er- 
zeugnissen 














Hohlglaserzeug- 

2 

bis 

10 

-0,98 

+ 

58,7 

“0,4 

+ 

23,6 

-0,9 

+ 

53,1 

30,3 

nisse vollautoma- 
tisch 

10 

bis 250 

+ 0,24 

— 

187,2 

+ 0,8 

— 

624,0 

+ 1,4 

— 

312,0 

21,0 

T extilveredlung 

0,5 

bis 

5 

-0,43 

+ 

8,6 

+ 0,2 

— 

4,0 

+ 0,3 

— 

6,0 

27,0 


5 

bis 

10 

-0,80 

+ 

58,8 

-0,2 

+ 

14,4 

-0,5 

+ 

36,0 

29,0 


10 

bis 

50 

-0,62 

+ 

99,4 

— 


— 

-0,1 

+ 

16,0 

31,7 

Herstellung von 

0,02 bis 

1 

-0,67 


3,4 




— 

-0,2 

+ 

IrO 

33,0 

Schneidwaren 
und Bestecken 

1 

bis 

2 

-0,28 

+ 

3,9 

+ 0,3 

— 

4,2 

+0,5 

— 

7,0 

29,7 


2 

bis 

25 

-0,88 

+ 

45,1 

-0,3 

+ 

15,3 

-0,7 

+ 

35,7 

31,8 

Ziegelindustrie 

0,1 

bis 

0,5 

-0,65 

+ 

2,2 

+ 0,1 

— 

0,3 

+0,1 

— 

0,3 

32,8 


0,5 

bis 

1 

-0,60 

+ 

4,3 

+ 0,1 

— 

0,7 

+0,1 

— 

0,7 

31,1 


1 

bis 

2 

-0,46 

+ 

6,2 

+ 0,3 

— 

4,2 

+ 0,4 

— 

5,6 

31,2 


2 

bis 

25 

-0,95 

+ 

41,2 

-0,2 

+ 

8,6 

-0,5 

+ 

21,5 

34,2 


1) Kostenzu- bzw. Kostenabnahmc in v. H. der Gesaintpioduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeberanteils durch 
eine 5®/oige bzw. G’^/oige Abgabe (Spalte 3 bzw. 5) auf den Nettoproduktions wert. 

Kostenzu- bzw. Kostenabnahme in v. H. der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmeranteils durch eine llVoige Abgabe auf den Nettoproduktionswert. 
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noch Tabelle 12 


Wirtschaftszweige 

Größenklasse 
in Millionen DM 

S'^/oige 

Ab- 

gabe 

Brutto- 
gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

6'’/oige 

Ab- 

gabe 

Brutto- 
gewinn- 
änderimg 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

IH/oige 
Ab- 
gabe 2) 

Brutto- 
gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

Arbeits- 

inten- 

sität 

{Löhne 

und 

Ge- 

hälter 

jo 

Gesamt- 

produk- 

tion) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Hohlglas- 

0,5 bis 2 

-2,01 

+ 30,0 

-1.2 

+ 18,0 

-3,4 

+ 51,0 

42,5 

erzeugung 

Handfertigung 

2 bis 5 

-1,86 

+ 62,7 

-1,1 

+ 37,4 

-2,2 

+ 74,8 

42,0 


5 bis 25 

-1,83 

+ 166,7 

-1,1 

+ 101,1 

”2,1 

+ 191,1 

40,7 

Steinkohlenberg- 

ohne 

-5,94 

+ 11 354,1 

”5,2 

+ 9 937,2 

-5,0^) 

+ 9 555,0 

35,8 

bau 

Erdölverarbei- 

tung 

ohne 

-1-1,34 

-11 834,9 

-f 17 

-15 014,4 

-1 3,0 

i 

1 

-26 496,0 

3,5 


Kostenzu- bzw. Kostenabnahme in v. H. der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeberanteils durch 
eine S'^/oige bzw. öVoige Abgabe (Spalte 3 bzw. 5) auf den Nettoproduktionswert. 

-) Kostenzu- bzw. Kostenabnahme in v. II. der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmeranteils durch eine ID/oige Abgabe auf den Nettoproduktionswert. 

"1 Berechnet unter der Annahme, daß Arbeitnehmeranteil : Arbeitgeberanteil = 12 : 30. 
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b) Vergleich der Kostenänderungen zwischen den 
Größenklassen jeweils eines Industriezweiges 
bei Einführung einer kapitalbezogenen 
Abgabe 


§ 47, Im Gegensatz zur zahlenmäßigen Darstellung 
der Kostenänderungen bei der Einführung einer 
nettoproduktionswertbezogenen Abgabe bereitet die 
Erfassung von Kostenänderungen, die durch eine 
kapitalbezogene Abgabe verursacht werden, große 
Schwierigkeiten statistischer Art, da in der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung Kapitalgrößen, so 
wie sie im vorliegenden Zusammenhang benötigt 
werden, nicht gesondert ausgewiesen sind. Da 
jedoch das Wesentliche bei einer kapitalbezogenen 
Bemessungsgrundlage darin besteht, daß sie keine 
Arbeitskosten enthält, kann man möglicherweise 
die Bemessungsgrundlage „Nettoproduktionswert 
abzüglich Löhne und Gehälter" als eine Hilfsgröße 
ansehen. Faktisch würde dies eine Bemessung der 
Abgabe nach der Summe von Zinsen, Pachten, Mie- 
ten, Gewinnen und Abschreibungen bedeuten. 


Die Kostenänderungen, die durch diese „kapitalbe- 
zogene" Abgabe entstehen, werden im folgenden 
unter der Annahme berechnet, daß Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmeranteil durch eine 22Voige Abgabe auf 
den um die Löhne und Gehälter verminderten 
Nettoproduktionswert ersetzt wird^). Die relative 
Kostenänderung ergibt sich in diesem Falle 


aus: 


Np 

^Gp 


) 0,22 

Gp 


Ag 

Gp 7 


AK 

Gp 


; die ab- 


solute durchschnittliche Bruttogewinnänderung je 
Unternehmen ist dann: 


AK Gp ^ ^ 2) 
Gp ‘ Ü U 




Vgl. zu 
L 


Gp 


dem Abgabensatz von 22 Vo Anhang 2. 

Anteil der Löhne und Gehälter an der Gesamt- 
produktion, vgl. zu den übrigen Symbolen 
§ 45. 
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Drucksache IV/ 3230 


Tabelle 13 


Kostenänderung in v. H. der Gesamtproduktion in verschiedenen Wirtschafts- 
zweigen bei einer Ersetzung des Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteils zur 
Sozialversicherung durch eine 22 ^/oige Abgabe auf den um die Löhne und 
Gehälter verminderten Nettoproduktionswert 


Wirtschaftszweige 

Größenklasse 
in Millionen DM 

Kostenzu- 
bzw. 
Kosten- 
abnahme 
je Gesamt- 
produktion 

Brutto- 
gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

Arbeits- 
intensität ” 
(Löhne und 
Gehälter 
je Gesamt- 
produktion) 

1 


2 


3 


4 

5 

Getreidemühlen 

0,5 

bis 

2 

+ 1,0 



14,0 

4,5 


2 

bis 

5 

+ 1,5 

- 

49,5 

4,5 


5 

bis 

10 

+ 1,4 

— 

102,2 

4,2 


10 

bis 100 

+ 1,7 

— 

491,3 

3,3 

Sektindustrie 

0,25 bis 

2 

+ 11,6 

— 

162,4 

9,8 


2 

bis 

5 

+ 9,5 

- 

266,0 

9,6 


5 

bis 100 

+ 11,0 

— 

2 486,0 

7,0 

Grubenausbaubedarf 

1 

bis 

5 

+ 3,6 

_ 

104,4 

12,1 


5 

bis 

25 

+ 3,4 

— 

346,8 

12,6 

Brauereien 

0,25 bis 

1 

+ 8,4 


67,2 

13,7 


1 

bis 

2 

+ 7,9 

- 

118,5 

15,1 


2 

bis 

5 

+ 8,3 

- 

265,6 

14,1 


5 

bis 

10 

+ 8,8 

- 

607,2 

13,8 


10 

bis 

25 

+ 8,7 

- 

1 331,1 

13,0 


25 

bis 250 

+ 10,7 

— 

6 591,2 

11,3 

Zellstoff-, papier- und pappenerzeugende 

0,1 

bis 

1 

+ 2,2 


13,2 

21,8 

Industrie 

1 

bis 

2 

— 


— 

22,3 


2 

bis 

5 

+ 2,7 

— 

78,3 

17,3 


5 

bis 

10 

+ 3,3 

— 

237,6 

16,0 


10 

bis 

25 

+ 3,1 

- 

477,4 

15,5 


25 

und mehr 

+ 3,8 


2 690,4 

14,1 

Sägewerke 

0,1 

bis 

0,5 

+ 0,6 

- 

1,8 

14,2 


0,5 

bis 

1 

+ 0,6 

- 

4,2 

15,0 


1 

bis 

2 

+ 0,6 

— 

7,8 

14,5 


2 

bis 

25 

— 


— 

15,0 

Chemische Industrie 

unter 

0,25 

+ 6,8 

— 

13,6 

18,9 


0,25 bis 

0,5 

+ 6,3 

— 

25,2 

17,2 


0,5 

bis 

1 

+ 5,2 

- 

36,4 

17,5 


1 

bis 

2 

+ 4,7 

— 

65,8 

15,9 


2 

bis 

5 

+ 5,5 

— 

181,5 

15,3 
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noch Tabelle 13 


Wirtschaftszweige 

Größenklasse 
in Millionen DM 

Kostenzu- 
bzw. 
Kosten- 
abnahme 
je Gesamt- 
produktion 

Brutto- 
gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

Arbeits- 
intensität = 
(Löhne und 
Gehälter 
je Gesamt- 
produktion) 

1 


2 

3 


4 

5 

noch Chemische Industrie 








5 

bis 10 

+ 

4,8 

- 345,6 

15,8 


10 

bis 25 

+ 

5,0 

- 780,0 

15,0 


25 

bis 50 

+ 

3,7 

- 1 346,8 

16,1 


50 

bis 100 


4,1 

- 4 331,5 

16,2 


100 

bis 250 


3,2 

- 5 587,2 

14,1 


250 

und mehr 

+ 

5,4 

~59 648,4 

17,6 

Baumwollweberei mit Ausrüstung 



+ 

0,1 

2,4 


0,25 bis 5 

20,1 


5 

bis 10 

+ 

0,8 

- 59,2 

17,5 


10 

bis 50 

+ 

1,2 

~ 224,4 

19,3 

Herstellung von Herren- und 
Knabenoberbekleidung 

0,05 bis 1 

- 

0,6 

+ 3,6 

24,7 


1 

bis 2 

— 

0,4 

+ 6,0 

24,9 


2 

bis 5 

- 

0,6 

+ 19,8 

23,2 


5 

bis 10 

— 

0,2 

+ 13,8 

20,9 


10 

bis 100 

+ 

0,7 

- 161,7 

19,0 

Zigarrenindustrie 



+ 

4,2 

- 21,0 

23,4 

0,1 

bis 1 


1 

bis 2 

-h 

3,0 

- 51,0 

26,1 


2 

bis 5 

+ 

2,4 

- 94,5 

25,5 


5 

bis 10 

+ 

3,7 

- 266,4 

23,4 


10 

bis 25 

+ 

4,5 

- 661,5 

21,0 


25 

bis 100 


4.1 

- 1 668,7 

22,8 

Bau von Stahl- und Eisenkonstruktionen 

0,5 

bis 10 

— 

1,2 

+ 45,6 

25,3 


10 

bis 25 

- 

1,3 

+ 191,1 

24,2 


25 

bis 250 

+ 

0,2 

- 145,6 

21,5 

Maschinenbau 

0,05 bis 1 

+ 

0,8 

- 4,0 

28,5 


1 

bis 2 

+ 

0,1 

1,5 

28,6 


2 

bis 5 

+ 

0,8 

- 25,6 

26,9 


5 

bis 10 

+ 

1,2 

- 90,0 

25,4 


10 

bis 25 

+ 

1,6 

- 260,8 

24,7 


25 

bis 50 

+ 

0,6 

- 213,2 

26,2 


50 

und mehr 

+ 

0,9 

- 1 035,9 

22,1 

Herstellung von Möbeln 

0,25 bis 2 

— 

0,6 

+ 7,2 

26,8 


2 

bis 5 

4- 

0,5 

- 15,5 

23,4 


5 

bis 10 

- 

0,4 

+ 28,4 

24,8 


10 

bis 100 


0,7 

- 135,8 

21,4 
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noch Tabelle 13 


. Größenklasse 

Wirtschaftszweige Millionen DM 

Kostenzu- 
bzw. 
Kosten- 
abnahme 
je Gesamt- 
produktion 

Brutto- 
gewinn- 
änderung 
je Unter- 
nehmen 
in 1000 DM 

Arbeits- 
intensität = 
(Löhne und 
Gehälter 
je Gesamt- 
produktion) 

1 1 

2 


3 


4 

5 

Elektrotechnische Industrie unter 

5 

+ 0,6 

— 

12,0 

25,6 

5 

bis 

25 

+ 2,4 

- 

290,4 

22,6 

25 

bis 100 

+ 1,3 

- 

626,6 

21,5 

100 

und mehr 

+ 1,1 

— 

6 971,8 

26,1 

Buch-, Flach- und Tiefdruck 0,02 bis 

0,5 

+ 2,0 

— 

6,0 

27,6 

0,5 

bis 

1 

- 0,3 

+ 

2,1 

35,1 

1 

bis 

2 

+ 0,4 

-* 

6,0 

31,7 

2 

bis 

5 

+ 0,7 

- 

22,4 

32,4 

5 

bis 

10 

+ 0,7 

- 

50,4 

28,7 

10 

bis 

50 

+ 1,6 

— 

260,8 

24,1 

Herstellung von foto-, projektions- und 0,1 

bis 

10 

- 0,4 

+ 

14,0 

24,1 

kinotechnischen Erzeugnissen 

bis 100 

- 0,2 

+ 

95,2 

28,7 

Hohlglaserzeugung vollautomatisch 2 

bis 

10 

- 1,1 

+ 

64,9 

30,3 

10 

bis 250 

+ 3,3 

— 

2 684,0 

21,0 

Textilveredlung 0,5 

bis 

5 

4- 0,8 


16,0 

27,0 

5 

bis 

10 

- 0,5 

+ 

36,0 

29,9 

10 

bis 

50 

- 0,1 

+ 

16,0 

31,7 

Herstellung von Schneidwaren und Bestecken 0,02 bis 

1 

- 0,4 

+ 

2,0 

33,0 

1 

bis 

2 

+ 0,6 

- 

8,4 

29,7 

2 

bis 

25 

“ 1,2 

+ 

61,2 

31,8 

Ziegelindustrie 0,1 

bis 

0,5 

+ 1,3 

— 

3,9 

32,8 

0,5 

bis 

1 

+ 1,4 

— 

9,8 

31,1 

1 

bis 

2 

+ 1,8 

- 

25,2 

31,2 

2 

bis 

25 

+ 0,3 

— 

12,9 

34,2 

Hohlglaserzeugung Handfertigung 0,5 

bis 

2 

- 3,2 

+ 

48,0 

42,5 

2 

bis 

5 

“ 3,4 

+ 

115,6 

42,0 

5 

bis 

25 

- 3,3 

+ 

300,3 

40,7 

Steinkohlenbergbau 

ohne 

- 4,7 ‘) 

+ 

8 977,0 

35,8 

Erdölverarbeitung 

ohne 

+ 5,8 

— 

51 225,6 

3,5 


Berechnet unter der Annahme, daß Arbeitnehmeranteil : Arbeitgeberanteil = 12 : 30. 
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§ 48. Die Analyse der zwischenbetrieblichen Ko- 
stenänderung im Fall der „kapitalbezogenen" Be- 
messungsgrundlage ergibt, daß beim Übergang kein 
wesentlicher Unterschied besteht zu den Kostenän- 
derungen auf Grund einer nettoproduktionswertbe- 
zogenen Abgabe. Die Tendenz, daß relativ arbeits- 
intensive Unternehmen stärker entlastet werden, ist 
deutlicher ausgeprägt. Die elektrotechnische Indu- 
strie paßt sich der allgemeinen Richtung der Kosten- 
änderung besser an als im Falle der nettoproduk- 
tionswertbezogenen Abgabe. Auffallend ist aber, 
daß in den Wirtschaftszweigen mit einer durch- 
schnittlich niedrigen Arbeitsintensität häufig relativ 
arbeitsintensive Größenklassen stärker belastet 
werden als die relativ kapitalintensiveren Konkur- 
renten; die Sektindustrie, die chemische Industrie 
und der Maschinenbau sind deutliche Beispiele. Die 
formale Erklärung besteht darin, daß bei durch- 
schnittlich niedriger Arbeitsintensität die Streuung 
des Anteils der Nettoproduktion an der Gesamtpro- 
duktion innerhalb einer Branche die für die Unter- 
schiedlichkeit der Abgabe ausschlaggebende Rolle 
spielt. 


c) Vergleich der Kostenänderungen zwischen den 
Industriezweigen 

§ 49. Die Analyse der Kostenänderungen innerhalb 
eines Industriezweiges kann bei der kapitalbezoge- 
nen und bei der nettoproduktionswertbezogenen 
Abgabe die Frage nach den Kostenänderungen zwi- 
schen den Industriezweigen nicht genau beant- 
worten. Deshalb sind in den Abbildungen 3 a, 3 b, 
3 c und 4 für die entsprechenden Formen der 
„neuen" Abgabe die durchschnitlichen Kostenände- 
rungen einzelner Industriezweige graphisch darge- 


stellt. In den Zeichnungen sind die Industriezweige 
nach dem Grade ihrer durchschnittlichen Arbeitsin- 
tensität auf der horizontalen Achse abgetragen. Die 
Höhe der einzelnen Stäbchen bezeichnet die von 
der Branche im Durchschnitt zu zahlenden Sozialab- 
gaben je Gesamtproduktion. Der schraffierte obere 
Teil der Stäbchen stellt die durch die Einführung der 
„neuen" Abgabe entstehenden Mehrkosten dar, der 
unschraffierte obere Teil zeigt die Kostenminderung 
an. 

Aus allen Abbildungen wird deutlich, daß sehr kapi- 
talintensive Industriezweige (Arbeitsintensität unter 
15 Vo) mit einer Kostenzunahme und sehr arbeits- 
intensive Industriezweige (Arbeitsintensität über 
30 Vo) mit einer Kostenabnahme zu rechnen haben. 
Außerdem geht aus den Abbildungen 3 a, 3 b, 3 c 
und 4 hervor, daß keine strenge Korrelation zwi- 
ischen dem Grad der Arbeitsintensität und der rela- 
tiven Entlastung durch die Einführung einer „neuen" 
Form der Sozialabgaben besteht. 

Vergleicht man die Änderungsvorschläge, die auf 
der Bemessungsgrundlage Nettoproduktionswert 
aufbauen, untereinander, so kann man feststellen, 
daß die drei dargestellten Formen (3 a, 3 b, 3 c) hin- 
sichtlich der relativen Entlastung zwischen den Indu- 
striezweigen äquivalent sind. Der Unterschied zwi- 
schen einer „kapitalbezogenen" und nettoproduk- 
tionswertbezogenen Abgabe besteht darin, daß die 
erstere den kapitalintensiven Industriezweigen (Ar- 
beitsintensität unter 24 Vo) eine erheblich größere 
Belastung bringt — so steigt z. B. in der Sektindu- 
strie die Abgabe von 1,7 auf 12,7 in v. H. der Ge- 
samtproduktion — während die arbeitsintensiven 
Industriezweige (Arbeitsintensität über 24 Vo) nicht 
stärker entlastet werden als bei der nettoproduk- 
tionswertbezogenen Abgabe. 
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Sozialabgaben in v. H. der Gesamtproduktion Abbildung 3a 

bei einer Ersetzung des bisherigen Arbeitgeberanteils 
durch eine 5 Voige Abgabe auf den Nettoproduktionswert 


3,3 Getreidemühlen 
3,5 Erdölverarbeitung 

6,2 Margarineindustrie 

7,0 Sektindustrie 

12.6 Grubenausbaubedarf 

13.0 Brauereien 

13.1 Zementindustrie 

13.6 Eisen schaffende Industrie 

14.1 Zellstoff, Papier und Pappe erzeu- 
gende Industrie 

14.3 Bau von Kraftwagen und deren 
Motoren 

15.0 Sägewerke 

17.6 Chemische Industrie 

18.7 Baumwollspinnerei 

20,9 Herren- und Knabenoberbekleidung 

23.4 Zigarren-Industrie 

24.2 Bau von Stahl- und 
Eisenkonstruktionen 

24.7 Maschinenbau 

24.8 Herstellung von Möbeln 

26.1 Elektrotechnische Industrie 

28,7 Foto-, projektions- und kinotechnische 
Erzeugnisse 

28.7 Buch-, Flach- und Tiefdruckerei 

30.3 Hohlglaserzeugung vollautomatische 
Fertigung 

31.7 Textilveredelung 

31.8 Schneidwaren und Bestecke 

34.2 Ziegelindustrie 

35.8 Steinkohlen- und Braunkohlenbergbau 

42,0 Hohlglaserzeugung Handfertigung 

0 der Löhne und Gehälter In v. H. der 
Gesamtproduktion 

0 der Arbeitsintensität 
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Abbildung 3b Sozialabgaben in v. H. der Gesamtproduktion 

bei einer Ersetzung des bisherigen Arbeitgeberanteils 
durch eine S^/oige Abgabe auf den Nettoproduktionswert 


3,3 Getreidemühlen 
3,5 Erdölverarbeitung 

6,2 Margarineindustrie 

7,0 Sektindustrie 

12.6 Grubenausbaubedarf 

13.0 Brauereien 

13.1 Zementindustrie 

13.6 Eisen schaffende Industrie 

14.1 Zellstoff, Papier und Poppe erzeu- 
gende Industrie 

14.3 Bau von Kraftwagen und deren 
Motoren 

15.0 Sägewerke 

17.6 Chemische Industrie 

18.7 Baumwollspinnerei 

20,9 Herren- und Knabenoberbekleidung 

23.4 Zigarren-Industrie 

24.2 Bau von Stahl- und 
Eisenkonstruktionen 

24.7 Maschinenbau 

24.8 Herstellung von Möbeln 

26.1 Elektrotechnische Industrie 

28,7 Foto-, projektions- und kinotechnische 
Erzeugnisse 

28.7 Buch-, Flach- und Tiefdruckerei 

30.3 Hohlglaserzeugung vollautomatische 
Fertigung 

31.7 Textilveredelung 

31.8 Schneidwaren und Bestecke 

34.2 Ziegelindustrie 

35.8 Steinkohlen- und Braunkohlenbergbau 

42,0 Hohlglaserzeugung Handfertigung 

0 der Löhne und Gehälter in v. H. der 
Gesamtproduktion 
■= 0 der Arbeitsintensität 


123456789 Sozialabgaben 
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Sozialabgaben in v. H. der Gesamtproduktion Abbildung 3c 

bei einer Ersetzung des bisherigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteils 
durch eine 11%ige Abgabe auf den Nettoproduktionswert 


2 4 6 8 10 12 14 


3;3 Getreidemühlen 
3,5 Erdölverarbeitung 

6,2 Margarineindustrie 

7,0 Sektindustrie 

12.6 Grubenausbaubedarf 

13.0 Brauereien 

13.1 Zementindustrie 

13.6 Eisen schaffende Industrie 

14.1 Zellstoff, Papier und Pappe erzeu- 
gende Industrie 

14.3 Bau von Kraftwagen und deren 
Motoren 

15.0 Sägewerke 

17.6 Chemische Industrie 

18.7 Baumwollspinnerei 

20,9 Herren- und Knabenoberbckleidung 

23.4 Zigarren-Industrie 

24.2 Bau von Stahl- und 
Elsenkonstruktionen 

24.7 Maschinenbau 

24.8 Herstellung von Möbeln 

26.1 Elektrotechnische Industrie 

28,7 Foto-, projektions- und kinotechnische 
Erzeugnisse 

28.7 Buch-, Flach- und Tiefdruckerei 

30.3 Hohlglaserzeugung vollautomatische 
Fertigung 

31.7 Textilveredelung 

31.8 Schneidwaren und Bestecke 

34.2 Ziegelindustrie 

35.8 Steinkohlen- und Braunkohlenbergbau 

42,0 Hohlglaserzeugung Handfertigung 

('/) der Löhne und Gehälter in v. H. der 
Gesamtproduktion 
- 0 der Arbeitslntonsitöf 



Sozialabgaben 
in V. H. der 
Gesamtproduktion 


der Sozialabgaben gegenüber 
^ dem gegenwärtigen System 
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Abbildung 4 

Sozialabgaben in v. H. der Gesamtproduktion bei einer Ersetzung des 
bisherigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteils durch eine 22 Voige Abgabe 
auf den um die Löhne und Gehälter verminderten Nettoproduktionswert 


2 4 6 8 10 12 14 


3,3 Getreidemühlen 
3,5 Erdölverarbeitung 

6,2 Margarineindustrie 

7,0 Sektindustrie 

12.6 Grubenausbaubedarf 

13.0 Brauereien 

13.1 Zementindustrie 

13.6 Eisen schaffende Industrie 

14.1 Zellstoff, Papier und Pappe erzeu- 
gende Industrie 

14.3 Bau von Kraftwagen und deren 
Motoren 

15.0 Sägewerke 

17.6 Chemische Industrie 

18.7 Baumwollspinnerei 

20,9 Herren* und Knabenoberbekleidung 

23.4 Zigarren-Industrie 

24.2 Bau von Stahl* und 
Eisenkonstruktionen 

24.7 Maschinenbau 

24.8 Herstellung von Möbeln 

26.1 Elektrotechnische Industrie 

28,7 Foto-, projektions- und kinotechnische 
Erzeugnisse 

28.7 Buch*, Flach- und Tiefdruckerei 

30.3 Hohlglaserzeugung, vollautomatische 
Fertigung 

31.7 Textilveredelung 

31.8 Schneidwaren und Bestecke 

34.2 Ziegelindustrie 

35.8 Steinkohlen- und Braunkohlenbergbau 

42,0 Hohlglaserzeugung Handfertigung 

0 der Löhne und Gehälter in v. H. der 
Gesamtproduktion 
= 0 der Arbeitsintensität 



Sozialabgaben 
in V. H. der 
Gesamtproduktion 


= Abnahme 


der Sozial- 
abgaben gegen- 
über dem 
gegenwärtigen 
System 
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E. Rückwirkungen auf die gesamtwirtschaftliche 
Kostenstruktur 

§ 50. Die bisherigen Erörterungen der Auswir- 
kungen alternativer Änderungsmöglichkeiten be- 
schränkten sich im wesentlichen auf eine Partial- 
analyse. Besondere Beachtung ist den Kostenände- 
rungen im Zeitpunkt der Auflage einer öffentlichen 
Abgabe bzw. im Zeitpunkt der Änderung des Sy- 
stems der lohnbezogenen Abgaben geschenkt wor- 
den. Nur bei den Auswirkungen gesamtgrößenbe- 
zogener Bemessungsgrundlagen sind zuweilen die 
Rückwirkungen, die durch Uberwälzungsvorgänge 
verursacht werden, mit berücksichtigt worden. Diese 
Zweigleisigkeit ist deshalb durchgehalten worden, 
weil man üblicherweise bei gesamtgrößenbezogenen 
Abgaben annimmt, daß sie im Preis weitergegeben 
werden (vgl. z. B. die Diskussion um die Kumula- 
tionswirkung der deutschen Umsatzbesteuerung). 
Andererseits gibt es für die Vorstellung der Benach- 
teiligung der relativ arbeitsintensiven Unternehmen 
kein Argument, wenn man die lohnbezogenen Ab- 
gaben unter der Annahme vollständiger Uberwälz- 
barkeit diskutiert, da in diesem Fall die Gesamt- 
kostenverhältnisse unverändert bleiben^). 

Nun ist jedoch a priori keineswegs sicher, daß 
Abgaben mit einer gesamtgrößenbezogenen Bemes- 
sungsgrundlage überwälzt werden, und daß Ab- 
gaben mit einer faktorspezifischen Bemessungs- 
grundiage, wie z. B. Arbeit, nicht überwälzt werden. 
Es ist deshalb notwendig, sich vor Augen zu führen, 
unter welcher Uberwälzungsannahme Aussagen 
über die Wettbewerbsneutralität von öffentlichen 
Abgaben gültig sind. Dabei ergibt sich, daß eine 
Abgabe, die unter der Annahme vollständiger Uber- 
wälzung die Gesamtkostenverhältnisse verändert, 
wie z. B. eine Abgabe auf die Gesamtkosten, unter 
der Annahme der Nichtüberwälzbarkeit die Ge- 
samtkostenverhältnisse nicht verschiebt. In einer 
Tabelle kann man die verschiedenen Bemessungs- 
grundlagen hinsichtlich ihrer Wettbewerbsneutrali- 
tät unter der Annahme der vollständigen Uber- 
wälzung bzw. Nichtüberwälzung wie folgt klassifi- 
zieren: 



Vollständige 

Überwälzung 

Nichtüberwälzung 

unveränderte 

Gesamt- 

kosten- 

verhältnisse 

Wertschöpfung, 
Lohn, Gewinn 

Gesamtkosten 
(Umsatz, Brutto- 
produktion und 
ähnliche Größen 
als angenäherte 
Gesamtkosten- 
größen) 

veränderte 

Gesamt- 

kosten- 

verhältnisse 

Gesamtkosten, 
Umsatz, Brutto- 
produktion und 
ähnliche Größen, 
Kapital, Roh- 
und Hilfsstoffe 

Kapital, Roh- 
und Hilfsstoffe, 
Wertschöpfung, 
Lohn, Gewinn 


Zur Begründung dieser Aussage siehe weiter unten. 
Im Sinne der Aufrechterhaltung der Gesamtkostenver- 
hältnisse. 

®) Das ist mit der Betrachtung der Kostenänderung im 
Zeitpunkt der Auflage äquivalent. 


Das Überraschende in dieser Tabelle besteht darin, 
daß unter der Annahme vollständiger Uberwälzung 
eine lohnbezogene oder gewinnbezogene Abgabe 
die Kostenverhältnisse nicht verändern soll. Im Rah- 
men einer allgemeinen Betrachtung zu den Rück- 
wirkungen einer öffentlichen Abgabe auf die ge- 
samtwirtschaftliche Kostenstruktur wird sich die 
Richtigkeit dieser Aussage erweisen. 

§ 51. Eine Volkswirtschaft kann man betrachten 
als ein Beziehungsgefüge zwischen Unternehmen, 
das durch eine Einsatz-Ausstoß-Tabelle darstellbar 
ist. Die Beziehungen zwischen den Unternehmen be- 
stehen aus realen Güterströmen. Die Einsatzmengen 
der Güter hängen ab von den technologischen Pro- 
duktionsbedingungen und dem Ausstoß der Zeit- 
periode. 

In der Einsatz-Ausstoß-Tabelle enthalten die Spal- 
ten die laufenden Kosten der Produktion. Dabei 
unterscheidet man, ob es sich bei den Kostengütern 
um Lieferungen anderer Unternehmen oder aber um 
Löhne, Gewinne, indirekte Steuern und Abschrei- 
bung handelt. Lieferungen von Unternehmen, die 
nicht in die laufende Produktion eingehen, bezeich- 
net man als Endnachfragegüter. Eine nach diesen 
Merkmalen aufgegliederte Tabelle gibt ein verein- 
fachtes Bild sowohl der Kostenstruktur als auch der 
Lieferbeziehungen einer Volkswirtschaft wieder: 



Kostenstruktur 

N 

U, 

. . . . Uj . . 

. . Un 


Ul 

All 

• > • Alj . 

• Aln 

Ni 

Liefer- 

• 





beziehungen 

Ui 

Aii 

, , . Aij . 

* Ain 

Ni 


Un 

Ant 

, . , Anj . 

• • Ann 

Nn 


L 

Li 

... Lj . 

• • Ln 

! 


G 

Gl 

... Gj . 

. . Gn 



R 

Ri 

... Rj . 

. . Rn 



In dieser Tabelle bedeuten die Aij die von anderen 
Unternehmen bezogenen Kostengüter. Lj ist die 
Lohnsumme, Gj der Gewinn und Rj ein Restbetrag 
in j, der hauptsächlich aus indirekten Steuern und 
Abschreibungen besteht. 

Es ist nun denkbar, daß man die Tabelle der Kosten- 
Struktur auf einen bestimmten Zeitpunkt bezieht und 
annimmt, daß auf irgendein Einsatzgut Ai . . . L, G, 
R eine Abgabe erhoben wird. Diese bewirkt im Zeit- 
punkt der Auflage eine Verteuerung des betreffen- 
den Faktoreinsatzes und damit auch der Gesamt- 
kosten. 

Es genügt jedoch nicht die Kostenänderung im 
Augenblick der Erhebung der Abgabe zu betrachten, 
sondern es stellt sich die Frage, wie sie im Zeitab- 
lauf auf das gesamte System zurückwirkt. Die Rück- 
wirkungen können sich ergeben aus der Uberwäl- 
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zung der zusätzlichen Kosten auf die Abnehmer, 
d. s. andere Unternehmen oder die Endnachfrage. 
Die gesamtwirtschaftlichen Überwälzungsvorgänge 
sollen unter zwei Annahmen diskutiert werden, und 
zwar der totalen und der teilweisen Überwälzung. 

§ 52. Unter der Annahme totaler Überwälzung 
kann man die Änderung der volkswirtschaftlichen 
Kostenstruktur aus der Transaktionsmatrix voll- 
ständig ableiten. Es ergibt sich im Zeitablauf, daß 
auf lange Frist eine Veränderung der Gesamtkosten- 
verhältnisse dann nicht eintritt, wenn man als Be- 
messungsgrundlage die Wertschöpfung oder aber 
Teile von ihr wählt, d. h. eine der Größen L, G in 
der Input-Output-Tabelle oder die Summe dieser 
Größen. Anhand eines vereinfachten Beispiels läßt 
sich diese Schlußfolgerung wie folgt illustrieren : 
Eine Volkswirtschaft bestehe aus zwei Unternehmen 
{Ul und U 2 ); es werden die Kostenarten Ki und K 2 
verbraucht, wobei diese jeweils Erzeugnisse der 
Unternehmung Ui und U 2 sind. Die Wertschöpfung 
betrage bei Ui 1 Einheit, bei U 2 8 Einheiten? die Ge- 
samtkosten beider Unternehmen seien 10 Einheiten 
und die Abgabe belaufe sich auf lOOVo der Wert- 
schöpfung. Das Unternehmen Ui verbrauche 8 Ein- 
heiten des Einsatzgutes Ki und eine Einheit des 
Gutes K 2 , während U 2 jeweils eine Einheit beider 
Kostenarten verwende. Man erhält dann folgende 
Produktionsmatrix; 



Ul 

U2 

Kl 

8 

1 

Ka 

1 

1 

WS 

1 

8 

GK 

10 

10 

Nach Einführung der hundertprozentigen Abgabe 
ändert sich die Matrix wie folgt: 


Ul 

U2 

Kl 

8 

1 

Ka 

1 

1 

WS 

2 

16 

GK 

11 

18 


Bei Ul erhöhen sich also die Gesamtkosten um nur 
10 Vo, während der Anstieg bei U 2 80 Vo ausmacht. 
Bei totaler Überwälzung erfolgen alle Lieferungen 
der Unternehmungen zu einem um die durchschnitt- 
liche Kostensteigerung erhöhten Preis. 



Ul 

Ul 

Kl 

8,8 

1,1 

Ka 

1,8 

1,8 

WS 

2 

16 

GK 

12,6 

18,9 


Es ergibt sich schon in der zweiten Phase eine Ver- 
änderung der Gesamtkostendifferenz. Nach insge- 
samt 10 Perioden ist die Differenz bis auf 0,6 Einhei- 
ten verschwunden. Wenn die absoluten Größen der 
Gesamtkosten in der Ausgangssituation verschieden 
sind, dann ergibt sich im Zeitablauf keine Gleichheit 
der Gesamtkosten, sondern eine Wiederherstellung 
der ursprünglichen Gesamtkostenverhältnisse. 

Zum gleichen Ergebnis gelangt man, wenn man bei- 
spielsweiise den Lohn als Bemessungsgrundlage der 
Sozialabgabe nimmt, und wenn man gleichzeitig be- 
achtet, daß der Abgabesatz für alle Unternehmen 
gleich hoch angesetzt wird. Zur Ableitung dieses Er- 
gebnisses geht man zweckmäßigerweise von den Be- 
griffen und Theoremen der Input-Output- Analyse 
aus. 

(1) A “ (aij) ist die Matrix der Produktionskoeffi- 

zienten, wobei 

(2) aij die Menge des Gutes i bezeichnet, die 

zur Erzeugung des Gutes j benötigt 
wird (Gut i ist ein produziertes Pro- 
duktionsmittel). 

(3) Wj ist die zur Erzeugung einer Einheit 

des Gutes j notwendige Lohnsumme. 

(4) Q ist eine Diagonalmatrix, deren Ele- 

ment qjj das Verhältnis von Gewinn 
je Gesamtproduktionswert in der Un- 
ternehmung j symbolisiert, während 

(5) T eine Diagonalmatrix bedeutet, deren 

Element tjj das Verhältnis der Rest- 
größe R zum Wert der Gesamtproduk- 
tion angibt. 

Mit diesen Symbolen läßt sich der Spaltenvektor 
der Preise p als Funktion des Spaltenvektors w, des- 
sen Elemente die jeweiligen Lohnkosten je Produk- 
tionseinheit darstellen, wie folgt ausdrück en: 

p - [(E- A~Q-T)“^]'w; 
dabei ist E die Einheitsmatrix. 
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Eine gleiche proportionale Änderung des Lohnsat- 
zes in allen Unternehmen verändert auch die Lohn- 
summe je Produktionseinheit proportional. D. h. aus 
Wj wird (1 + g) wj ^ wj und aus w wird (1 + g) 
w w; dabei kann g als der Abgabesatz einer 
öffentlichen Abgabe auf den Lohn interpretiert wer- 
den. Der neue Preisvektor p, der aus dieser Arbeits- 
kostenänderung folgt, ist 

p = [(E - A - Q - T)-^]' w 

-- [(E - A - Q - T)-^]' (1 + g) w 
-- (1 + g) [(E - A - Q - T)-i]' w 
■ (1 + g) p -= p + gp 

Man sieht also, daß alle Preise durch eine proportio- 
nale Änderung des Lohnsatzes proportional verän- 
dert werden 1)2). Die iohnbezogenen Sozialabgaben 
sind also möglicherweise nur insoweit wettbewerbs- 
verzerrend, als sie in differenzierter Form erhoben 
worden. Diese Aussage gilt nur hinsichtlich der 
Interpretation von „Wettbewerbsneutralität", die 
auf die Aufrechterhaltung der Gesamtkostenrelatio- 
nen abstellt. 

Der wesentliche Unterschied zwischen einer Abgabe 
auf die gesamte oder auf einen Teil der Wertschöp- 
fung besteht darin, daß im ersten Fall der Zeitbedarf 
der Anpassung unter den gesetzten Bedingungen 
kürzer ist als im zweiten Fall. 

§ 53. In der finanzwissenschaftlichen Theorie wird 
häufig mit der Annahme einer totalen überwälzbar- 
keit aller allgemeinen Kostensteuern — ■ und hierzu 
könnte man auch die Sozialabgaben rechnen — • ge- 
arbeitet, Wenn man vollständige überwälzbarkeit 
unterstellt, ergibt sich die allem Anschein nach kei- 
neswegs plausible Konsequenz, daß langfristig das 
System immer dazu tendiert, Abgaben auf die ur- 
sprünglichen Produktivfaktoren gleichmäßig auf alle 
Unternehmen zu verteilen, so daß die Gesamtkosten- 
relationen aufs Ganze gesehen nicht verändert wer- 
den. Dieses Ergebnis würde voraussetzen, daß auf 
den Gütermärkten eine starre Nachfrage besteht und 
der Kreditapparat genügend elastisch ist, um die 
Liquidität entsprechend zu erhöhen. Da der Ab- 
gabensatz bezogen auf den Wert der Gesamtpro- 
duktion nicht sonderlich ins Gewicht fällt, hält sich 
die erforderliche Liquiditätsausweitung möglicher- 
weise in engen Grenzen, d. h., daß selbst bei relativ 
restriktiver Geldpolitik die Unternehmer ln der Lage 
sein könnten, ihre Preise um diesen Betrag zu er- 
höhen. 

Die Annahme einer starren Nachfrage scheint jedoch 
für die gesamte Volkswirtschaft wenig wahrschein- 
lich, so daß die faktische Relevanz der vollständigen 
überwälzbarkeit aus diesem Grund bezweifelt wer- 
den kann. Ein anderes Argument gegen die totale 
überwälzbarkeit ist das Bestehen sowohl von homo- 
genen Gütern als auch von Substitutionsgütern, wo- 


h Vgl. zu den Begriffen und Theoremen der Input- 
Output-Analyse Wilhelm Krelle, Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung, Berlin 1959, S. 104 ff. und S. 116 f. 
2) Es ist hier darauf hinzuweisen, daß dieses Ergebnis 
nur bei konstantem Gewinnanteil am Produk- 
tionswert und nicht bei konstanter absoluter Gewinn- 
höhe erzielt wird. 


bei in beiden Fällen die Erzeugung mit verschiede- 
nen Produktionsverfahren stattfinden kann. Die 
Überwälzung auf die Nachfrage scheitert im letzten 
Fall möglicherweise daran, daß die Kostenerhöhun- 
gen im Zeitpunkt der Auflage einer Abgabe wegen 
der unterschiedlichen Erzeugungsweisen verschieden 
hoch sind. Bei Unterschiedslosigkeit der Preise von 
Konkurrenzgütern und bei der relativen Starrheit 
der Preisverhältnisse von Substitutionsgütern be- 
deutet das, daß eine Verischiebung der Gesamt- 
kostenrelationen eintritt, da die stärker belasteten 
Unternehmen ihre Kosten nur soweit erhöhen kön- 
nen, wie es die weniger belasteten Unternehmen 
faktisch tun. Selbst wenn die weniger belasteten Un- 
ternehmen also ihre zusätzlichen Kosten ganz ab- 
wälzen, sind die stärker zur Abgabe herangezoge- 
nen Unternehmen gezwungen, einen Teil der 
Kostensteigerung selbst zu tragen, da sie sonst mit 
einer Abwanderung der Nachfrager rechnen müßten. 
Die Existenz von Konkurrenzbeziehungen zwischen 
den Unternehmen und die Tatsache, daß ähnliche 
Güter häufig mit unterschiedlichen Produktionsver- 
fahren erzeugt werden, sind somit die entscheiden- 
den Gründe dafür, daß öffentliche Abgaben die 
volkswirtschaftlichen Kostenverhältnisse in der Re- 
gel nachhaltig verschieben. Wie diese Kostenver- 
schiebungen nun im Zeitablauf aussehen, kann bei 
Einführung einer bestimmten Abgabe • — • bzw. bei 
einer Änderung eines bestimmten Abgabesystems 
— kaum vorausgesagt werden. 

Die großen Hindernisse, die wahrscheinlich die voll- 
ständige Überwälzung beeinträchtigen, und die Un- 
übersehbarkeit der gesamtwirtschaftlichen Uberwäl- 
zungsvorgänge lassen es geraten erscheinen, bei der 
Beurteilung von Änderungen der Sozialabgabe das 
Hauptaugenmerk auf die statische Analyse zu legen, 
wobei man sich allerdings stets die Korrekturbedürf- 
tigkeit dieser Aussagen vergegenwärtigen sollte. 


TEIL V 

Eine Reduktion des Entscheidungsproblems 

Die groBe Zahl der vorhandenen Alternativen und 
die Unmöglichkeit, ihre Konsequenzen selbst im 
engen Rahmen der statischen Analyse vollständig 
zu beschreiben, lassen es geraten erscheinen, ab- 
schließend eine Vereinfachung des Entscheidungs- 
komplexes unter dem Gesichtspunkt vorzunehmen, 
daß jeweils die Alternativen ausgewählt werden, 
die von den verschiedenen Begriffen der Wettbe- 
werbsneutralität aus gesehen als geeignet erschei- 
nen. Insgesamt ergeben sich dann vier Alternativen 
zur Reform des bestehenden Systems der Sozialab- 
gaben. 

A. Die Äquivalenz von privaten und volkswirtschaft- 
lichen Kosten und der Ausbau des Systems der 
lohnbezogenen Abgaben 

§ 54. Versteht man unter Wettbewerbsneutralität 
die Äquivalenz von privaten und sozialen Kosten, 
so besteht die erste Alternative in der möglichst 
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strengen Zuordnung zwischen Kostenverursachiing 
und Kostenträgerschaft. Dabei handelt es sich im 
wesentlichen um einen Ausbau bestehender Prin- 
zipien des jetzigen Systems der sozialen Sicherung. 
Im einzelnen könnte es sich empfehlen, den Arbeit- 
geberanteil auch formell als Teil der Arbeitskosten 
zu behandeln und den Bruttolöhnen zuzuschlagen 
und einen nach Verwendungsarten von Arbeit diffe- 
renzierten Beitragssatz nach dem Verursachungs- 
prinzip einzuführen. 

Zur Realisierung dieses Vorschlages wäre es nötig, 
einzelne Zweige der sozialen Sicherung umzuorgani- 
sieren bzw. einen Teilbetrag der „lohnbezogenen" 
Abgaben auszugliedern. Eine Reorganisation wäre 
auf dem Gebiet der Kranken- und Arbeitslosenver- 
sicherung empfehlenswert. Die Krankenversicherung 
erfaßt nur teilweise die spezifischen Berufskrank- 
heiten, die mit der Ausübung einer Reihe wirtschaft- 
licher Aktivitäten verbunden sind (z. B. in der See- 
krankenkasse) ; soweit sie auf dem Regionalprinzip 
beruht, wäre es zweckmäßig, eine Reorganisation 
nach dem Verursachungsprinzip anzustreben, wobei 
möglicherweise durch eine Gliederung nach Be- 
rufsgruppen der Zusammenhang zwischen berufs- 
spezifischen Krankheiten und der Verwendung von 
Arbeitskraft hergestellt werden könnte. — Der 
zweite Sektor des Systems der sozialen Sicherung, 
in dem eine Umkonstruktion ratsam erscheint, ist 
die Arbeitslosenversicherung. Ihr gegenwärtiger 
Aufbau ermöglicht es Gewerbebereichen mit hoher 
saisonaler Arbeitslosigkeit, externe Vorteile zu rea- 
lisieren, da ein Teil der durch sie entstehenden 
Folgelasten von Sektoren mit unterdurchschnittlicher 
saisonaler Arbeitslosigkeiit getragen wird. Man 
könnte diese Konsequenz in etwa dadurch vermei- 
den, daß man eine Gewichtung nach dem Grad der 
durchschnittlichen saisonalen Arbeitslosigkeit vor- 
nimmt und die Beiträge entsprechend staffelt. 

Eine Ausgliederung aus dem Komplex der lohnbe- 
zogenen Abgaben empfiehlt sich für die Unfallver- 
sicherung und das Kindergeld. Die Beiträge zur Un- 
fallversicherung, durch die die zivilrechtliche Haft- 
pflicht des Arbeitgebers für Körperschäden der Ar- 
beitnehmer bei Arbeitsunfällen abgelöst wird, kön- 
nen nach der Gesamtkonstruktion dieses Versiche- 
rungszwedges nicht von den Arbeitenden getragen 
werden, da sich der Entschädigungsanspruch dem 
Grunde nach gegen die Unternehmer richtet. Es ist 
aber tatsächlich nur eine Frage der begrifflichen 
Konvention, ob man die Unfallversicherungsprämien 
zu den lohnbezogenen Abgaben rechnet oder nicht. 
Man kann sie ohne Schaden ausgliedern und die 
gegenwärtig bestehende Konstruktion der Versiche- 
rung, die ja ihre Beiträge in weitgehender Annähe- 
rung an das Verursachungsprinzip nach Gefahren- 
klassen erhebt, aufrechterbalten. 

Bei der Familienausgleichskasse schließlich emp- 
fiehlt es sich, ebenfalls eine Trennung von den übri- 
gen „lohnbezogenen" Abgaben vorzunehmen. Ein- 
mal ist in vielen Fällen nicht der Lohn, sondern die 
Beschäftigtenzahl die Bemessungsgrundlage, zum 
anderen entspringen die Ordnungsprinzipien dieses 
Teilwertbereiches anderen Überlegungen als isie 
dem übrigen System der sozialen Sicherung zu- 


grunde liegen. Während lelzterc's d(m aus dem 
Arbeitsprozeß resultierenden Konseejuenzen wie 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit, Arbeitslosigkeit, In- 
validität und Aller Rechnung tragen will, entsprin- 
gen die Kinderzulagen der Idee, die Unterhaltslast 
der Familien zu erleichtern, ohne daß ein unmittel- 
barer Zusammenhang zum Produktions- und Dienst- 
leistungsprozeß bestünde. 

B. Die kapitalbezogene Bemessungsgrundlage und 
die Fragen eines Umbaus des bestehenden Systems 
der sozialen Sicherung 

§ 55. Unter dem Gesichtspunkt des Ausgleichs tat- 
sächlicher oder vermeintlicher Wettbewerbsnachteile 
im Mittelstandsbereich würde sich eine kapital- 
kostenbezogene Bemessungsgrundlage empfehlen, 
wenn die Behauptung zuträfe, daß die mittelständi- 
schen Unternehmen in der Regel arbeitsintensiver 
sind als ihre großbetrieblichen Konkurrenten. Aller- 
dings ist dabei zu berücksichtigen, daß in relativ 
kapitalintensiven Industriezweigen die kleineren 
relativ arbeitsintensiven Unternehmen durch eine 
sog. kapitalbezogene Abgabe nicht in jedem Fall 
entlastet werden^). Möglicherweise könnte man 
dieser Schwierigkeit dadurch begegnen, daß man 
den Bereich des Mittelstandes anders als nach den 
Kriterien der Kapital- und Arbeitsintensität ab- 
grenzt “). 

Im einzelnen wäre es denkbar, eine kapitalbezogene 
Bemessungsgrundlage so zu konstruieren, daß nur 
der Arbeitgeberbeitrag betroffen würde. Die Unter- 
nehmen hätten dann einen allgemeinen Zuschuß zur 
Sozialversicherung, der etwa nach dem Umlagever- 
fahren erhoben werden könnte, zu leisten. Die Auf- 
gliederung des Gesamtaufkommens könnte dann 
nach den Beiträgen, die die Arbeitnehmer leisten, 
vorgenommen werden. Den Vorteil dieses Vorge- 
hens könnte man darin sehen, daß wahrscheinlich 
die bestehende Organisation des Systems der sozia- 
len Sicherung aufrechterhalten werden könnte, wenn 
auch einige ihrer Grundprinzipien, wie die Solidar- 
gemeinschaft zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern, verletzt würden. Fraglich bliebe allerdings, ob 
die angestrebte Schutzwirkung erreicht würde, da 
ja der verbleibende Teil der Sozialabgaben, der von 
den Arbeitnehmern zu entrichten wäre, immer noch 
nach dem Grundsatz der Lohnbezogenheit bemes- 
sen würde. 

Eine konsequentere Lösung im Sinne des vorliegen- 
den Begriffs der Wettbewerbsneutralität wäre daher 
die Umlage der gesamten Sozialabgabe nach dem 
Grade der Kapitalintensität der Produktionsverfah- 
ren vorbehaltlich der oben erwähnten Schwierigkei- 
ten. Dann könnte allerdings das jetzige System der 
gegliederten sozialen Sicherung wohl kaum noch 


h Diese Aussage würde nicht gelten, wenn man Kapital 
als die Differenz von Gesamtkosten und Lohnkosten 
definierte. In der Regel ist zu erwarten, daß für alle 
anderen Kapitaldefinitionen die obige Behauptung 
aufrechterhalten werden kann (vgl. § 48). 

-) In diesem Zusammenhang wäre zu erörtern, ob man 
irgendwelche Freigrenzen für sog. mittelständische 
kapitalintensive Unternehmen einräumt. 
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aufrechterhalten werden, da einmal gegen seine 
Prinzipien der Eigenverantwortung, der Solidarität, 
der versicherungsrechtlichen Äquivalenz und der 
Subsidiarität verstoßen und zum anderen sein Kon* 
struktionsmechanismus außer Kraft gesetzt werden 
müßte. Ein besonderes Kennzeichen der bestehenden 
Ordnung ist ja die Kopplung von Leistung und Ge- 
genleistung, die besonders deutlich ausgeprägt ist 
in der Rentenversicherung, in der sich die Leistung 
nach den früher aufgebrachten Beiträgen richtet. Die 
beim Übergang zur kapitalkostenbezogenen Bemes- 
sungsgrundlage notwendig werdende Reorganisa- 
tion des gesamten Sozialversicherungswesens hätte 
für alle diese Probleme und eine große Zahl hier 
nicht aufgeführter Fragen neue Lösungen zu suchen. 
Ein besonders kritisches Problem dürfte die freiwil- 
lige Weiterversicherung sein, da man in diesem Fall 
die Versicherungsleistung wahrscheinlich nur nach 
den Beiträgen der Versicherten bemessen kann. 

C. Die Wertschöpfungsabgabe, die lohnbezogene 
Abgabe und die Frage der Wettbewerbsneutralitäl 

§ 56. Unter dem Gesichtspunkt der Aufrechterhal- 
tung von Gesamtkostenrelationen, dem dritten oben 
dargestellten Begriff der Wettbewerbsneutralität, 
könnte sich zunächst die Umlage der Sozialabgaben 
auf die Wertschöpfung empfehlen. Das gilt um so 
mehr, als man in der Regel nur von der Wert- 
schöpfungsabgabe eine neutrale Wirkung annimmt. 
Allerdings hängt die Neutralität der wertschöpfungs- 
bezogenen Abgabe unter der Annahme eines 
gleichen Abgabesatzes einzig und allein von ihrer 
vollständigen Überwälzung im Produktionsprozeß 
ab. 

In Abschnitt E wurde jedoch gezeigt, daß unter der 
Annahme der vollständigen Überwälzung nicht 
nur die Wertschöpfimgsabgabe, sondern auch die 
lohnbezogene Abgabe die Gesamtkostenverhältnisse 
nicht beeinflußt, sofern für alle Unternehmen der 
gleiche Abgabesatz veranschlagt wird. Die Vertreter 
der Auffassung, daß die Sozialabgaben allein durch 
eine Bemessung auf die Wertschöpfung zu einer 
wettbewerbsneutralen öffentlichen Abgabe umge- 
staltet werden könnten, müßten zu ihrer Begründung 
den Nachweis erbringen, daß eine wertschöpfungs- 
bezogene Abgabe im Gegensatz zu einer lohn- 
bezogenen Abgabe vollständig überwälzt wird. Die- 

ß Siehe hierzu S. 75 Fußnote 2. — In der umsatzsteuer- 
politischen Diskussion um die Wettbewerbsncutralität 
der Wertschöpfungsabgabe wird unter vollständiger 
Überwalzung implizit die Aufrechterhaltung des rela- 
tiven Anteils der Wertschöpfung am Wert der Ge- 
samtproduktion verstanden. 


ser Nachweis dürfte nicht leicht fallen, da sowohl 
der Anteil der Lohnsumme als auch der Anteil der 
Wortschöpfung an der Gesamtproduktion innerhalb 
der Industrie eine beträchtliche Varianz aufweist ^). 
Aus diesem Grunde ist auch unter der Annahme, 
daß die Abgaben nicht überwälzt werden, in der 
Wertschöpfungsabgabe nicht unbedingt ein Vorteil 
gegenüber einer lohnbezogenen Abgabe zu sehen. 

Zur Aufrechterhaltung der Gesamtkostenrelationen 
würde cs daher praktisch genügen, die Differenzie- 
rung in den Abgabesätzen der bestehenden Sozial- 
abgaben zu beseitigen; das gilt jedoch nur, wie 
nochmals betont werden soll, wenn die Abgaben 
vollständig überwälzt werden ^). 

Hält man jedoch eine teilweise Überwälzung aller 
öffentlichen Abgaben für realistisch, dann muß man 
zu dem Ergebnis gelangen, daß es unter diesen Be- 
dingungen wohl kaum eine Abgabe gibt, welche die 
Gesamtkostenverhältnisse unverändert läßt. 

D. Abschließende Bemerkung 

§ 57. Die Beurteilungskriterien und die relevanten 
Gesichtspunkte der oben vorgenommenen Verein- 
fachung des Entscheidungsproblems lassen sich in 
einer Tabelle zusammenfassen (siehe nächste Seite). 
Dabei ist zu beachten, daß sich die Kriterien K^, Kg 
und K 3 weitgehend gegenseitig ausschließen. Die 
Frage, welche Alternative gewählt werden soll, 
kann hier nicht beantwortet werden, da sie von der 
Wahl eines sog. dominanten Kriteriums, das wieder 
den Vergleich der drei konkurrierenden Kriterien 
zuläßt, abhängig ist. Lediglich für den Fall, daß man 
die Kompatibilität zur gegliederten Sozialversiche- 
rung (K4) zum dominanten Kriterium erhebt, ergibt 
sich eine Eingrenzung auf die beiden ersten Alter- 
nativen, wobei die Präferenz möglicherweise bei 
der ersten liegt. 


ß Zur Varianz der Arbeitsintensität siehe Tabelle 12, 
Spalte 9. Die Varianz der Wertschöpfungsintensität 
ließe sich aus der erwähnten Kostenstrukturerhebung 
von 1958 berechnen, wenn man von den dort ange- 
gebenen Werten der Nettoproduktionswerte jeweils 
die Abschreibung in Abzug brächte. Es erscheint un- 
wahrscheinlich, daß der dann verbleibende Anteil der 
Wertschöpfung an der Gesamtproduktion für alle 
Unternehmen eine geringere Varianz zeigt, als der 
Anteil des Nettoproduktionswertes. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen sei darauf 
hingewiesen, daß dieser Vorschlag nicht mit dem in 
§ 54 verwechselt werden darf. Unter dem Äquivalenz- 
prinzip empfehlen sich differenzierte Abgabe- 
sätze, während der Gesichtspunkt der Aufrechterhal- 
tung der Gesamtkostenrelationen gleiche Abgabe- 
sätze nahelegt. 
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Alternative 


K 

i 

!■ 

Arbeitskosten (Lohn) 
als Bemessungsgrundlage 



Differenzierte 

Abgabesätze 

Gleiche 

Abgabesätze 



voll- 

ständige 

übei- 

wälzung 

keine 

Dber- 

wdlznng 

voll- 

ständige 

Über- 

wälzung 

keine 

Über- 

wälzung 

Private Kosten = volkswirtschaftliche Kosten 

Kl 

erfüllt 

erfüllt 



Ausgleich allgemeiner Wettbewerbsnachteile 

Ks 





Aufrechterhaltung der Gesamtkostenrelationen 

K3 



erfüllt 


Kompatibilität 

mit dem bestehenden System der sozialen Sicherung 

Ki 

erfüllt 

erfüllt 

teils 

erfüllt 

i 

teils 

erfüllt 


Anmerkung: Die leeren Zellen bedeuten, daß das entsprechende Kriterium nicht erfüllt ist. 


78 




Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3230 


2 a. 

Kapitalkosten 
als Bemessungsgrundlage 
des Arbeitgeberbeitrages 


Differenzierte Gleiche 

Abgabesätze Abgabesätze 


voll- 

ständige 

Über- 

wälzung 


keitio 

Über- 

wälzung 


voll- 

ständige 

Über- 

wälzung 


keine 

Über- 

wälzung 


Alternative 


2 b. 

Kapitalkosten 
als Bemessungsgrundlage 
der gesamten Sozialabgabe 

Differenzierte Gleiche 

Abgabesätze Abgabesätze 


voll- 

ständige 

Über- 

wälzung 


keine 

Über- 

wälzung 


voll- 

ständige 

Über- 

wälzung 


keine 

Über- 

wälzung 


3. 

Die Wertschöpfung 
als Bemessungsgrundlage 
der gesamten Sozialabgabe 

Differenzierte Gleiche 

Abgabesätze Abgabesätze 


voll- 

ständige 

Über- 

wälzung 


keine 

Über- 

wälzung 


voll- 

ständige 

Über- 

wälzung 


keine 

Über- 

wälzung 















teil- 


teil- 





teilweise erfüllt 


weise 

erfüllt 

weise 

erfüllt 

bedingt erfüllt 





erfüllt 


erfüllt 














erfüllt 

bedingt erfüllt 





i 
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Anhang 1 

(zu § 9) 


Die Arbeitsintensität mittelständischer Unternehmen 


Die aufgestellte Behauptung lautet, daß die mittel- 
ständischen Unternehmen arbeitsintensiver sind als 
ihre (größeren) Konkurrenten. 

Eine Überprüfung dieser Aussage ist nur möglich, 
wenn man festlegt, welche Unternehmen in einer 
Volkswirtschaft zu den „mittelständischen" gehören. 
In Anbetracht der Schwierigkeiten, die mit einer 
Definition des Mittelstandes verbunden sind^), soll 
die Hypothese auf relativ kleine Unternehmen be- 
zogen werden. In einer generellen Form lautet sie 
dann: Kleinere Unternehmen sind arbeitsintensiver 
als größere Unternehmen. 

Wenn man die Arbeitsintensität durch die Brutto- 
lohn- und -gehaltsumme je Gesamtproduktion und 
die Größe einer Unternehmung durch ihre Gesamt- 
produktion mißt, dann lassen sich beliebig viele 
Gegenbeispiele finden, die im Widerspruch zu ihr 
stehen ^). 

Die Allgemeinheit der Hypothese und damit ihre 
Chance, an den Fakten zu scheitern, kann auf ver- 
schiedene Weise verringert werden. Eine Möglich- 
keit besteht z. B. darin, den Zusammenhang zwischen 
Größe und Arbeitsintensität nur für denselben Indu- 
striezweig zu behaupten. 

Zur Überprüfung dieser spezielleren Aussage kann 
man das Material der Kostenstrukturerhebung in 
der Industrie von 1958 verwenden®). Die relevanten 
Größen und Zahlen sind in der graphischen Dar- 
stellung 5 zusammengefaßt. Die drei Dimensionen 
der Darstellung werden (1) aus der logarithmischen 
Skala der Größenklassen, (2) der ordinalen Skala 
der durchschnittlichen Arbeitsintensität einiger aus- 
gewählter Wirtschaftszweige '*) und (3) der kardi- 
nalen Skala der durchschnittlichen Arbeitsintensität 
einzelner Größenklassen gebildet. 

Wie aus der Zeichnung zu ersehen ist, kann man die 
Hypothese auch in ihrer ersten Abwandlung nicht 


9 Vgl. C. Watrin, Die Mittelstandsfrage als Anpassungs- 
problem. Wirtschaftspolitische Chronik. Heft 2/1956, 
S. 37—55. 

') Ein kurzer Blick auf die graphische Darstellung 5, bei 
dem man die Unternehmen in der rechten oberen 
Hälfte mit denen in der linken unteren Hälfte ver- 
gleicht, wird unsere Aussage, daß es fast beliebig 
viele Gegenbeispiele gibt, verdeutlichen. (Für eine Er- 
läuterung der graphischen Darstellung 5 vgl. weiter 
unten). 

Vgl.: Statistisches Bundesamt Wiesbaden: Fachserie C 
Reihe I. Die Kostenstruktur in der Wirtschaft (1958), 
f Industrie und Energiewirtschaft, Kohlhammer, Stutt- 
gart und Mainz, August 1962. 

Zum Zeitpunkt der Anfertigung dieses Gutachtens 
lagen die entsprechenden Gesamtveröffentlichungen 
für das Handwerk und den Einzelhandel noch nicht 
vor. 

*) Es handelt sich hierbei um dieselben Wirtschafts- 
zweige wie in Darstellung 1, soweit eine Aufgliede- 
rung in mindestens zwei Größenklassen möglich war. 


annehmen, da es in 12 von 21 Industriezweigen nicht 
der Fall ist, daß ein kleineres Unternehmen auch 
das arbeitsintensivere ist. Damit bleibt nur noch die 
Möglichkeit, eine weitere Spezifizierung der Hypo- 
these einzuführen und zu behaupten, daß in der 
Mehrzahl der Fälle kleinere Unternehmen arbeits- 
intensivere Verfahren verwenden. In dieser Fassung 
stellt die Behauptung eine Wahrscheinlichkeitsaus- 
sage dar und müßte in einer exakteren Formulierung 
etwa so lauten: Die Wahrscheinlichkeit, daß in 
einem Industriezweig kleinere Unternehmen arbeits- 
intensiver sind als größere, ist größer als 50 v. H. 

Zu einer korrekten Überprüfung dieser Wahrschein- 
lichkeitshypothese reicht das Material der Kosten- 
strukturerhebung von 1958 nicht aus. Abbildung 5 
bietet daher nur eine vorläufige Bestätigung. 

Das statistische Material kann jedoch mit der glei- 
chen Berechtigung zur vorläufigen Bestätigung einer 
Flypothese mit einer Wahrscheinlichkeit von 75 v. H. 
verwendet werden. Daraus kann man natürlich nicht 
den Schluß ziehen, daß die Wahrscheinlichkeit tat- 
sächlich erheblich größer als 50 v. H. ist. Man muß 
deshalb bei der Interpretation der Behauptung, daß 
in der Mehrzahl der Fälle kleinere Unternehmen 
arbeitsintensivere Verfahren verwenden als größere 
Unternehmen, sehr vorsichtig sein ^). 


9 In der mittelstandspolitisch orientierten Literatur wird 
die erwähnte Wahrscheinlichkeitshypothese häufig 
großzügig und unkritisch interpretiert. So spricht etwa 
Renate Aengenendt-Papesch (a. a. O., S. 89) unter Be- 
rufung auf eine Untersuchung von J. Heinz Müller 
(Die wirtschaftlichen Auswirkungen der gesetzlichen 
Sozialabgaben auf die lohnintensiven Mittel- und 
Kleinbetriebe. In: Helmut Arndt: Die Konzentration in 
der Wirtschaft. 2. Bd. Berlin 1960, S. 1425 ff.) von 
einer „deutlichen Tendenz abnehmender Lohnintensi- 
tät bei steigender Betriebsgröße" in der Industrie. — 
Die vorstehend genannte Arbeit von Müller entspricht 
wörtlich dem Gutachten desselben Autors für das Bun- 
desministerium für Wirtschaft über die lohnbezogenen 
Abgaben. In diesem Gutachten gelangt Müller zu der 
An.sidit, daß das statistische Material (Kostenstruktur- 
erhebiing von 1950) die Hypothese, daß kleinere 
Unternehmen arbeitsintensiver produzieren als ihre 
größeren Konkurrenten, vor allen Dingen dann veri- 
fiziert, wenn man bei der Berechnung der Arbeits- 
intensität in handwerklichen Betrieben den Unter- 
nehmerlohn berücksichtigt. 

Im Falle der Handwerksbetriebe mag die Hypothese 
durch die Einbeziehung des Unternehmerlohns geret- 
tet werden können; es fragt sich aber, ob im Zusam- 
menhang der lohnbezogenen Sozialabgaben der Unter- 
nehmerlohn, der ja keineswegs zur Berechnung der 
Sozialabgabe herangezogen wird, berücksichtigt wer- 
den soll. 

Für die Industrie rettet Müller die Hypothese dadurch, 
daß er nur Industriezweige untersucht, von denen 
mehr als 100 Unternehmen in der Kostenstruktur- 
erhebung erfaßt sind. Zu beachten ist hierbei, daß die 
Auswahl unabhängig von dem Grad der Repräsen- 
tation vorgenommen wurde und daß die Auswahl nur 
5 Industriezweige enthält. 
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Nun ist eine Wahrscheinlidikeilsaussage, die einen 
Spielraum von 50 v. II. läßt, sehr informationsarm. 
Aus der graphischen Darstellung 5 läßt sich mit Hilfe 
der folgenden Überlegung ein zusätzlicher Anhalts- 
punkt finden, ob und für welche Industriezweige die 
Annahme einer größeren als der SOüoigen Wahr- 
scheinlichkeit berechtigt ist. Wenn man annimmt, 
daß die Wahrscheinlichkeit, daß in allen Industrie- 
zweigen kleinere Unternehmen arbeitsintensiver 
sind als größere Unternehmen, 75 bis 80 v. H. be- 
trägt, dann kann man daraus ableiten, daß die Wahr- 
scheinlichkeit, daß die kleinsten Unternehmen eines 
Wirtschaftszweiges arbeitsintensiver sind als die 
größten Unternehmen dieses Wirtschaftszweiges, 
sehr groß sein muß. Mit anderen Worten: Es dürfte 
praktisch kein Fall auftreten, daß in einem Wirt- 
schaftszweig die größten Unternehmen zugleich die 
arbeitsintensivsten ihrer Branche sind. Zur Überprü- 
fung dieser abgeleiteten Elypothese wählt man die 
Unternehmen einer Branche zweckmäßigerweise 
nach zwei verschiedenen Gesichtspunkten aus. Die 
für die Zusatzhypothese günstigste Auswahl liegt 
zweifellos dann vor, wenn von den kleinsten Grö- 
ßenklassen (bis unter 1 Mio. Gesamtproduktion im 
Jahre 1958) die arbeitsintensivsten und von den 
größten Größenklassen (10 Mio. und mehr der Ge- 
samtproduktion) die kapitalintensivsten ^) Unterneh- 
men miteinander hinsichtlich ihrer Arbeitsintensität 
verglichen werden. Ein für die Zusatzhypothese un- 
günstiges Auswahlvcrfahren besteht demgegenüber 
darin, den arbeitsintensivsten der größten Größen- 
klasse die kapitalintensivsten ^) der kleinsten Grö- 
ßenklasse gegenüberzustellen. Diese beiden Ver- 
gleiche sind in Abbildung 5 sowie in den Abbildun- 
gen 6ö und 6 b dmstellt“). 


Selbst der günstige Fall zeigt (Abbildungen 5 und 
6 a), daß cs eine Reihe von Industriezweigen gibt, 
in denen die größten Unternehmen die arbeitsinten- 
sivsten sind. Bei einer durchschnittlichen Arbeits- 
intensität von 30 ^/o und mehr scheint die Tendenz 
zu bestehen, daß die größeren auch die arbeitsinten- 
siveren Unternehmen sind. Das Bild des ungünsti- 
gen Falles (Abbildungen 5 und 6 b) zeigt, daß sogar 
in den relativ kapitalintensiven Industriezweigen 
von 12,6 bis 17,6Uo die kleinsten und die größten 
Unternehmen mit Ausnahme der Zellstoffindustrie 
hinsichtlich der Arbeitsintensität kaum voneinander 
abweichen. Diese Beobachtungen zwingen zu dem 
Schluß, daß man nicht für alle Industriezweige 
behaupten kann, daß die Wahrscheinlichkeit, daß 
kleinere Unternehmen arbeitsintensivere Produk- 
tionsverfahren verwenden, erheblich größer als 50 
V. H. ist. 


’) Kapitalintcnsitüt ist hier definiert als 1 “■ Arbeits- 
intensität. 

-) In Abbildung 5 ist der „günstige Fall" durch Projek- 
tion der größten Arbeitsintensität der kleinsten Grö- 
ßenklassen und der geringsten Arbeitsintensität der 
größten Größenklassen auf die Ebene, die durch die 
ordinale Skala und die kardinale Skala der Arbeits- 
int('nsität gebildet wird, eingezeichnet. Der „ungün- 
stige Fall" wird durch eine entsprechende Projektion 
auf die gleiche parallel nach links verschobene Ebene 
sichtbar gemacht. Die nicht dunkel gezeichneten Flä- 
chen geben die Industriezweige an, in denen die grö- 
ßeicui Unternchmeji aibeitsintensiiver })r()duzieren als 
die kleineren. 

Dieselbe Gegenüberstellung findet man in Abbil- 
dung 6 a und 6 b. Die unschraffierten Flächen der ein- 
zelnen Stäbchen geben den Betrag an, um den die 
größten Unternehmen einer Branche arbeitsintensiver 
sind als die kleinsten. 
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Abbildung 


Unterschied der Arbeitsintensität zwischen den größten und kleinsten Größenklassen 

(„günstiger Fall") 
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Arbeits- 
intensität 
40 in "/o 


3,3 Getreidemühlen 


7,0 Sektindustrie 


12,6 Grubenausbaubedarf 


13,0 Brauereien 


14,1 Zellstoff-, papier- und pappenerzeu- 
gende Industrie 


15,0 Sägewerke 


17,6 Chemische Industrie 


18,7 Baumwollweberei mit Ausrüstung 


20,9 Herren- und Knabenoberbekleidung 


23,4 Zigarrenindustrie 


24,2 Bau von Stahl- und Eisenkonstruktio- 
nen 


24,7 Maschinenbau 


24,8 Herstellung von Möbeln 


26,1 Elektrotechnische Industrie 


28,7 Buch-, Flach- und Tiefdruck 


28,7 Foto-, projektions- und kinotechnische 
Erzeugnisse 


30,3 Hohlglaserzeugung, vollautomatische 
Fertigung 


31,7 Textilveredlung 


31,8 Schneidwaren und Bestecke 


34,2 Ziegelindusfrie 


42,0 Hohlglaserzeugung, Handfertigung 

0 der Löhne und Gehälter in v. H. der 
Gesamtproduktion 
<=» 0 der Arbeitsintensität 



6 a 
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Abbildung 6b 


Unterschied der Arbeitsintensität zwischen den größten und kleinsten Größenklassen 

(„ungünstiger Fall") 
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24.8 Herstellung von Möbeln 

26.1 Elektrotechnische Industrie 

28,7 Buch-, Flach- und Tiefdruck 

28.7 Foto-, projektions- und kinotechnische 
Erzeugnisse 

30.3 Hohlglaserzeugung, vollautomatische 
Fertigung 

31.7 Textilveredlung 

31.8 Schneidwaren und Bestecke 

34.2 Ziegelindustrie 

42,0 Hohlglaserzeugung, Handfertigung 

(f) der Löhne und Gehälter in v. H, der 
Gesamtproduktion 
= 0 der Arbeitsintensität 
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So ist es z. B. aus logischen Gründen unmöglich, daß 
in einem Wirtschaftszweig, der acht Größenklassen 
kennt und in dem die größte Größenklasse arbeits- 
intensiver ist als die kleinste, die Wahrscheinlich- 
keit 75 V. H. übersteigt, wenn man dem Begriff der 
Wahrscheinlichkeit in diesem Zusammenhang fol- 
gende Interpretation gibt: Die Wahrscheinlichkeit, 
daß kleinere Betriebe eine größere Arbeitsintensität 
haben als größere, wird definiert als die Zahl der 
Fälle, in denen ein kleinerer Betrieb arbeitsintensi- 
ver als ein größerer ist, bezogen auf die Zahl der 
maximal möglichen Fälle, in denen kleinere Betriebe 
arbeitsintensiver produzieren als größere. 

Oder: Wenn mit n die Zahl der unterscheidbaren 
Größenklassen bezeichnet wird, dann ist die Wahr- 
scheinlichkeit, daß kleinere Unternehmen arbeits- 
intensiver produzieren als größere Unternehmen, 
definiert als 


max Yn n 

V (n - i) 
i -- 1 

wobei Y die Zahl der „günstigen" Fälle (d. h. die 
Zahl der Fälle, in denen kleinere Größenklassen eine 
größere Arbeitsintensität besitzen als größere) und 

n 

max Yn bzw. S (n — i) die Zahl der maximal mög- 
i “ 1 

liehen Fälle darstellt. Wn ^ 1, wenn Y “ max Yn 
n 

bzw. Y (n “ i) ; Wn ^ 0, wenn Y ^ 0. 
i - 1 

Durch folgende Bilder werden die Strukturen für 
Wn •“ 1, Wn = 0 und 0 Wn =r 1 verdeutlicht. 



Die Behauptung, daß bei einer achtklassigen Auftei- 
lung die Wahrscheinlichkeit (also Wn) nicht größer 
als 75 V. H. sein kann, läßt sich auf folgende Weise 
darstellen: Die Bilder 1 und 2 stellen die entschei- 
denden Fälle dar; in beiden Bildern ist die größte 
Größenklasse zugleich arbeitsintensiver als die 
kleinste Größenklasse. 


Arbeitsintensität 



Größenklassen 
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Nun gilt: Wenn ein größtes bzw. kleinstes Element 
existiert (gleichgültig an welcher Stelle) und die 
übrigen Elemente so geordnet sind, daß Elemente 
der größeren Klasse eine kleinere Arbeitsintensität 
aufweisen, dann ist 

max j max Yn “ (j-l) 

-"“--.7 " bzw. 


Reihenfolge geordnet, dann vermindern sich auf 
jeden Fall die „günstigen“ Fälle, d. h. Y wird klei- 
ner. Das bedeutet natürlich, daß auch 

Wn = 

max Yn 

kleiner wird als 75 v. H. 


minj max Yn - (n-j) . 

W ri = ~ -xr , wobei 

^ max Yn 

maxi, minj 

Wj^ bzw. Wj^ 

die jeweilige Wahrscheinlichkeit für den Fall be- 
zeichnet, daß das größte bzw. das kleinste Element 
an der Stelle j ist. 

In beiden Fällen ergibt ein Einsetzen für n ^ 8 und 
j = 8 bzw. j = 1 das gleiche Ergebnis: 

^ max8 max Yg — (8 — 1) 

a) Wo = = 

^ ö max Yg 


max Yo 


max Yh 


= 75 Vo 


(Zur Kontrolle empfiehlt es sich, die günstigen und 


Das Ergebnis der bisherigen Überlegungen zur 
These, daß kleinere Unternehmen arbeitsintensi- 
vere Produktionsverfahren verwenden als größere, 
kann in folgende Punkte zusammengefaßt werden: 

1. Die generelle Behauptung, daß zwischen Unter- 
nehmensgröße und Arbeitsintensität ein Zu- 
sammenhang derart besteht, daß alle größeren 
Unternehmen kapitalintensiver seien als die 
kleineren, ist falsch. 

2. Eine generelle Behauptung der gleichen Art für 
Industriezweige ist ebenfalls falsch. 

3. Die Wahrscheinlichkeitshypothese von 50 v. H. 
und mehr über den Zusammenhang von Größe 
und Arbeitsintensität gilt ebenfalls nicht für alle 
Industriezweige. 

4. Es gibt allem Anschein nach Industriezweige, in 
denen die Annahme einer Wahrscheinlichkeits- 
hypothese von erheblich mehr als 50 v. H. be- 
rechtigt ist; in einer Reihe von Industriezwei- 


die maximalen Fälle in Bild 1 und 2 nachzuzählen.) gen liegt der Wahrscheinlichkeitswert vermut- 

Sind die übrigen Elemente nicht in der angegebenen lieh nahe bei oder unter 50 v. H. 
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Anhang 2 

(zu den §§ 45 ff.) 


Zur Berechnung der Abgabesätze einer Abgabe 
auf den Nettoprodiiktionswert 


Die Abgabesätze von 5 *f'o, 6^/0 bzv/. 11 ^/o auf den 
Nettoprodiiktionswert und von 22 ’V'o auf den um die 
Löhne und Gehälter verminderten Nettoproduk- 
tionswert ergeben sidi aus dem durchschnittlichen 
Anteil der lohnbezogenen Sozialabgaben (Arbeitge- 
beranteil bzw. Arbeitgeberanteil und Arbeitnehmer- 
anteil) am Nettoproduktionswert bzw. an dem um 
die Lohnsumme verminderten Nettoproduktions- 
wert in der Volkswirtschaft. Die zur Verfügung ste- 
henden Statistiken lassen eine Aggregation der ent- 
sprechenden Anteilwerte der einzelnen Unterneh- 
men zu einem gewogenen Mittel nicht zu. Es muß 
deshalb der umgekehrte Weg eingeschlagen wer- 
den, nämlich die Berechnung des jeweiligen Anteils 
aus dem Gesamtaufkommen der Arbeitgeberanteile 
bzw. der Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteile und 
dem Bruttosozialprodukt ("= Bruttoinlandsprodukt) 
bzw. dem um die Lohnsumme verminderten Brutto- 
sozialprodukt. 

Da einige Wirtschaftsbereiche zur Gesamtsumme von 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteilen nur einen 
kleinen Betrag beisteuern, wie etwa die Wirt- 
schaftsbereiche „Wohnungsvermietung", „Land- und 
Forstwirtschaft" und „Staat", wird auch deren Beitrag 
zum Bruttosozialprodukt bei der Berechnung des 
durchschnittlichen Anteils der Sozialabgaben am 
Bruttosozialprodukt teilweise nicht berücksichtigt. 


Tabelle 15 


Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteile zur 
Sozialversicherung in den Jahren 1958 bis 1960 


Jahr 

Arbeitgeber- 

anteil 

in Millionen 
DM 

Arbeitnehmer- 
anteil g 
in Millionen 
DM 

Arbeitnehmer- 

und 

Arbeitgeber- 
anteil 
= (2) + (3) 
in Millionen 
DM 

1 

1 2 

1 3 

1 4 

1958 

1 1 530 2) 

9 368 

20 898 

1959 

12 368 2) 

10 325 

22 693 

1960 

13 975 3) 

10 839 

24 814 


g Arbeitnehmcranteil = Abzüge beim unselbständigen 
Einkommen für direkte Steuern und Arbeitnehmer- 
beiträge zu öffentlichen Einrichtungen der sozialen 
Sicherheit minus Lohnsteuer 
“) Bundesgebiet ohne Saarland einschließlich Berlin 
•^) Bundesgebiet einschließlich Saarland und Berlin 
Quelle: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1962, S. 571, 
421; 

Statistisches Jahrbuch für die BRD 1961, S. 432 


Tabelle 14 


Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 

(= Summe der Nettoproduktionswerte) 

in den Jahren 1958 bis 1960 


Jahr 

Brottoinlands- 
produkt 
(Bundesgebiet 
ohne Saarland 
und Berlin) 
Millionen DM 

Beitrag 
des Staates 
Millionen DM 

Wohnungs- 
vermietung 
Millionen DM 

Land- und 
Forstwirtschaft 
Millionen DM 

Bruttoinlands- 
produkt 
minus Staat 
minus 
Wohnungs- 
Vermietung 
= (2) -(3) -(4) 

Bruttoinlands- 
produkt 
minus Staat 
minus 
Wohnungs- 
vermietung 
minus Land- 
und Forst- 
wirtschaft 
= (2) -(3) 

-(4) -(5) 

1 

1 2 

1 3 

1 4 

1 5 

1 6 

1 7 

1958 

228 810 

17 390 

5 560 

16 500 

205 860 

189 360 

1959 

248 420 

18 140 

6 160 

16 850 

224 120 

207 270 

1960 

277 950 

20 070 

7 200 

17 450 

1 250 680 

233 230 


Quelle: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1962, S. 565 f. 
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Tabelle lü 

Anteil des Arbeitgeberanteils bzw. des Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmeranteils am (berichtigten) 
Bruttoinlandsprodukt 



Arbeitgeberanteil 
bezogen auf 

Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmeranteil 
bezogen auf 

Jahr 

BruUo- 
inlands- 
produkt 
minus 
Staat 
minus 
Wohnungs- 
Vermietung 
in V. H. 

Brutto- 
inlands- 
produkt 
minus 
Staat 
minus 
Wohnimgs- 
vormietung 
minus 
Land- und 
Forst- 
wirtschaft 
in V. H. 

Brutto- 
inlands- 
produkt 
minus 
Staat 
minus 
Wohnungs- 
vermietung 
in V. H. 

Brutto- 

inlands- 

produkt 

minus 

Staat 
minus 
Wohnungs- 
vermietung 
minus 
Land- und 
Forst- 
wirtschaft 
in v. H. 

1958 

5,6 

6,1 

10 

11 

1959 

5,5 

6,0 

10 

11 

1960 

5,6 

5,9 

9,9 

10,6 


Quelle: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1962, 
S. 565 f., 571. 


Tabelle 17 

Anteil der Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteile 
zur Sozialversicherung am Bruttoinlandsprodukt 
minus Bruttolohn- und -gehaltssumme 


Jahr 

Brutto- 
inlands- 
produkt 
minus 
Staat -f- 
Woh- 
nungs- 
ver- 
mietun- 
gen 

-i- Land- 
und 
Forst- 
wirt- 
sdiaft 
in Mil- 
lionen 
DM 

Arbeit- 
nehmer- 
plus 
Arbeit- 
geber- 
anteil 
in Mil- 
lionen 
DM 

Brutto- 

lohn- 

und 

-gehalts- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

Spalte (1) 
minus 
Spalte (3) 

Spalte (2) 
bezogen 
auf 

Spalte (4) 
in V. H. 


1 > 

1 2 

3 

4 

5 

1958 

189 360 

20 898 

96 750 

92 610 

22,5 

1959 

207 270 

22 693 

103 730 

103 540 

21,9 

1960 

233 230 

24 814 

116 500 

116 730 

21,3 


Quelle: Statistisches Jahrbuch für die BRD 1962, 
S. 565 f., 571 


Die berechneten Anteilwerte von 5Vo (6Vo), 10 Vo 
(11 ®/o) und 22 Vo dürfen nur als ein grober Hinweis 
auf die Größenordnung der Abgabesätze aufgefaßt 
werden, mit der bei einer Einführung des entspre- 
chenden Abgabensystems zu rechnen ist. 
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